
Das Baurecht ist als Rechtssystem noch recht jung. Einige 

Teilbereiche des Rechtes lassen sich jedoch bis in die Rö-

merzeit verfolgen. Im Mittelalter wurden erste städtische 

Grundrisspläne durch die sogenannten Landesfürsten 

durchgesetzt. Es gab zwar zu dieser Zeit noch kein präzi-

ses Baurecht, wie wir es heute kennen, aber das Bauen 

unterlag trotzdem gewissen Beschränkungen. Durch das 

preußische Landrecht hielt dann die Baufreiheit – getrie-

ben durch den Liberalisierungsgedanken – Einzug in die 

Gesellschaft. 

Mit der Industrialisierung fand eine Landfl ucht in die 

Städte statt. Es kam zu einem erhöhten Wohnbedarf auf 

engsten räumlichen Verhältnissen. Der Staat versuchte, 

dem ungeordneten Bauen durch das Erlassen entspre-

chender gesetzlicher Regelungen vorzubeugen. 

Erst lange nach dem Zweiten Weltkrieg löste das Bundes-

baugesetz die Aufbaugesetze ab. Das Bundesbaugesetz 

schuf erstmals eine Rechtseinheit im Baurecht. Im spä-

teren Verlauf wurde das Bundesbaugesetz durch das 

Bundesraumordnungsgesetz und das Städtebauförde-

rungsgesetz ergänzt. 

Erst Mitte der achtziger Jahre kam es zur Verabschiedung 

des Baugesetzbuches (BauGB), das fortlaufend Än-

derungen erfahren hat. Zu wesentlichen gesetzlichen 

 Änderungen kam es im Rahmen der Wiedervereinigung 

der beiden deutschen Staaten und durch die Anpassung 

des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien. 

Im Wesentlichen umfasst das Baurecht nun folgende 

 Regelungsbereiche:

• Raumordnungsrecht, 

• Landesplanungsrecht,

• Bauplanungsrecht, 

• Bauordnungsrecht. 

Das Raumordnungsrecht des Bundes und der Länder ist 

im Bundesraumordnungsgesetz geregelt. 

Im Baugesetzbuch fi nden sich die wichtigsten Vorschriften 

zum Städtebaurecht. Dort werden unter anderem fol-

gende Bereiche geregelt: 

• Bauleitplanung,

• Zulässigkeit von Vorhaben,

• Bodenordnung,

• Enteignung,

• Erschließung,

• Stadterneuerung.

Grundsätzlich genießt der Bauherr eine Baufreiheit. Sie ist 

Bestandteil unseres grundgesetzlich geschützten Eigen-

tums. Das Recht, bauliche Anlagen zu errichten und zu 

ändern, gehört nach den Grundsätzen der höchsten 

deutschen Gerichte zum Inhalt des Eigentums. Jedoch 

bestimmt das Grundgesetz auch, dass Inhalte und Schran-

ken dieses Grundrechtes durch die Gesetze bestimmt 

werden. Derartige Gesetze sind die bauplanungs- und 

bauordnungsrechtlichen Vorschriften des Bundes und  

der Länder.   

Zur Errichtung von Bauvorhaben sowie zu deren Nut-

zung, Änderung, Nutzungsänderung und auch zu ihrer 

Beseitigung beinhaltet das Städtebaurecht sämtliche 
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7. Planen und Bauen

7.0 Überblick zum Baurecht

Jost Bartkowiak



Bund/Länder – Zuständigkeiten im Städtebaurecht (angelehnt an Stüer, 2009) 

Raumordnung Städtebau Bauordnung

Bereich Überörtliche Gesamtplanung Nutzung und Ordnung des 
Bodens

Gefahrenabwehr, Sicherheit 
und Ordnung, Gestaltung

Gebietsbezug Bund, Land, Region Gemeinde und Teilgebiete der 
Gemeinde

Bauliche Anlagen

Gesetzgebungs-
kompetenz

Rahmenkompetenz des Bundes, 
Vollkompetenz der Länder im 
Rahmen der Bundesvorgaben

Konkurrierende Vollkompetenz 
des Bundes

Keine Bundeskompetenz, 
Vollkompetenz der Länder

Regelungen Art. 75 IV GG Art. 74 Nr. 18 GG Art. 70 GG

Gesetze ROG BauGB Bauordnungen der Länder

Abbildung 1
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rechtlichen Vorschriften. Das Baurecht genießt damit eine 
herausragende Bedeutung für die Allgemeinheit. Die 
baurechtlichen Vorschriften bestimmen, wo und in wel-
cher Weise gebaut werden darf und stellen sicher, dass 
die Interessen der Nachbarn und der Allgemeinheit durch 
die Bauvorhaben nicht nachteilig beeinträchtigt werden. 

Das Baugesetzbuch enthält darüber hinaus Ermächti-
gungsvorschriften für den Erlass weiterer bauplanungs-
rechtlicher Bestimmungen, insbesondere zur Baunut-
zungsverordnung. Die Baunutzungsverordnung ist als 
eine ergänzende Grundlage des Bauplanungsrechtes be-
deutsam. Sie enthält wichtige Vorschriften zu den Fest-
setzungen und Darstellungen in den Bauleitplänen, und 
zu den – auch im unbeplanten Innenbereich –zulässigen 
baulichen und sonstigen Anlagen. Es werden zum Bei-
spiel  innerhalb der Verordnung Regelungen getroffen

• zur Art der baulichen Nutzung,
• zum Maß der baulichen Nutzung,
• zur Bauweise, 
• zu den überbaubaren Grundstücksfl ächen.

Im Gegensatz zum Bau- und Planungsrecht beinhaltet 
das Bauordnungsrecht einen Teil der allgemeinen polizei-
rechtlichen Materie zur Gefahrenabwehr. Anfangs befan-
den sich viele Bestimmungen verstreut in zahlreichen Einzel-
vorschriften, insbesondere aber auch in Rechtsverordnungen.  

Erst lange nach dem Zweiten Weltkrieg wurde eine 
Musterbauordnungskommission gegründet, die eine 
Musterbauordnung erarbeitet hat. Auf Grundlage dieser 
Musterbauordnung haben dann die Bundesländer das 
Bauordnungsrecht geregelt. 

Auch die Landesbauordnungen haben in der Vergangen-
heit Änderungen erfahren. Auch hier nahmen – ähnlich 
wie beim Baugesetzbuch –  die  Entwicklungen aus dem 
EG-Recht Einfl uss auf das nationale Recht.

In die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder fällt das 
Bauordnungsrecht und damit auch das gesamte Recht 
des Baugenehmigungsverfahrens. Auf dieses Recht, eige-
ne Bauordnungen zu erlassen, haben mittlerweile alle 
Länder zurückgegriffen. Im Wesentlichen weisen diese 
Landesbauordnungen jedoch übereinstimmende Vor-
schriften auf. 

Die grundlegenden verfahrensrechtlichen Änderungen in 
den Länderbauordnungen sind inzwischen weitgehend 
abgeschlossen. Mit dem Ziel der Vereinfachung und 
 Beschleunigung der Verfahren werden die Behörden suk-
zessiv von ihrer ursprünglichen Aufgabe der präventiven 
Bauüberwachung befreit, indem diese mehr und mehr in 
den Verantwortungsbereich der Architekten übertragen 
wird. Mittlerweile besitzen alle Bundesländer vereinfachte 
Genehmigungsverfahren. Sie haben sogar Genehmigungs-
freistellungsverfahren bzw. Anzeigeverfahren, die die bis-
her üblichen umfassenden Baugenehmigungsverfahren 
ersetzen.    

Öffentlich-rechtliche Vorschriften, die dem Vorhaben 
nicht entgegenstehen dürfen, sind aber nicht nur in den 
Bauordnungen der Länder und dem Baugesetzbuch des 
Bundes niedergelegt, sondern auch in einzelnen Bestim-
mungen – sogenannten baurechtlichen Nebengesetzen. 
So fi nden sich baurechtliche Bestimmungen im

• Bundenaturschutzgesetz, 
• Bundesfernstraßengesetz,
• Wasserhaushaltsgesetz,
• Bundesimmissionsschutzgesetz,
• Denkmalrecht.

Ergänzt werden die Fachgesetze auf Bundes- und Lan-

desebene zumeist noch durch entsprechende Ausfüh-

rungsverordnungen. 



Flächennutzungsplan, aber auch der Bebauungsplan sind 

aufeinander bezogen und ergeben ein System kommu-

naler Planung, das der Vorbereitung und Leitung der bau-

lichen und sonstigen Nutzung der Grundstücke dient. 

Sobald und soweit es erforderlich ist, haben Gemeinden 

dabei Bauleitpläne aufzustellen. Das Erforderlichkeits-

merkmal gilt auch für Änderungen, Ergänzungen oder 

für die Aufhebung eines Bauleitplans. Durch die Bauleit-

pläne soll eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung 

gewährleistet werden. Dabei sind die im Gesetz aufge-

führten Planungsziele, Planungsgrundsätze und Pla-

nungsleitlinien zu berücksichtigen. 

Die Aufgabe der Bauleitplanung besteht inhaltlich in der 

Vorbereitung und Leitung einer geordneten städtebau-

lichen Entwicklung. Instrumentell wird das Entwicklungs-

prinzip durch den Flächennutzungsplan und den Be-

bauungsplan realisiert, modal erfolgt die Aufstellung der 

Bauleitplanung an den gesetzlichen Instrumenten und 

Verfahren. 

Der Flächennutzungsplan entfaltet gegenüber der einzel-

nen Bürgerin und dem einzelnen Bürger keine Rechts-

wirkungen. Bei dem Bebauungsplan ist dies anders. Er 

regelt als Satzung die bauliche und sonstige Nutzung der 

Grundstücke verbindlich und stellt die Grundlage für wei-

tere zum Vollzug des BauGB erforderliche Maßnahmen 

dar. 

Letztlich bestimmt die  Bauleitplanung mit der Verteilung 

der Nutzungschancen – soweit sie verbindlich ist – den 

Inhalt und die Schranken des Eigentums. Sie gibt vor, 

ob ein Grundstück und mit welcher Intensität es bebaut 

oder genutzt werden darf. 

Herausgegeben von der Friedrich-Ebert-Stiftung, Abteilung Politische Akademie, KommunalAkademie | Dr. Markus Trömmer  | 

Redaktionsleitung: Prof. Dr. Gunnar Schwarting | © Friedrich-Ebert-Stiftung 2011 | Godesberger Allee 149 | 53175 Bonn | 

Tel. +49 (0) 228 883-7126 | Gestaltung: pellens.de  |  www.fes-kommunalakademie.de 

GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK

7.1 Die Bauleitpläne

Jost Bartkowiak

Die Bauleitpläne und ihre Aufgabe 

Insbesondere durch die Bauleitpläne bestimmen die Städ-

te und Gemeinden das Bau- und Nutzungsgeschehen. 

Die wesentlichen Instrumente städtebaulicher Planung 

sind der für das gesamte Gemeindegebiet aufzustellende 

Flächennutzungsplan und die daraus zu entwickelnden 

Bebauungspläne. 

Der wichtigste Teil der städtebaulichen Planung der Ge-

meinde ist die Bauleitplanung. Ihre Aufgabe ist es, die 

Nutzung der Grundstücke vorzubereiten und zu leiten. 

Dies schließt alle privaten und öffentlichen Grundstücke 

ein. In der Bauleitplanung liegen Chancen, aber auch 

Nachteile. Das Wohl der Allgemeinheit ist das oberste 

Prinzip der Bauleitplanung. Der Vorteil oder der Nachteil 

eines einzelnen Bürgers stehen dabei nicht im Vorder-

grund der Betrachtung. Durch die gesetzlich vorgeschrie-

bene Mitwirkung am Planungsprozess haben die Bürger 

Möglichkeiten, die Entscheidung zu beeinfl ussen. So ist 

die Bauleitplanung als ein zweistufi ges System ausgestal-

tet. Innerhalb der gesetzlichen Regelungen des BauGB 

sind viele Planungsinstrumente vorhanden. Dazu zählen:

• Plangestaltung,

• Plansicherung,

• Planverwirklichung,

• Planvorbereitung,

• Planbegleitung, 

• Plankoordinierung.

Die wesentlichen Instrumente der Bauleitplanung sind 

der Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan 

und der Bebauungsplan als verbindlicher Bauleitplan. Der 



nutzung nicht über die Grundzüge hinausgehen und 

nicht faktisch an die Stelle eines Bebauungsplanes treten. 

Im Flächennutzungsplan können folgende Möglichkeiten 

der Nutzung dargestellt werden:

• die für die Bebauung vorgesehenen Flächen nach der 

allgemeinen Art ihrer baulichen Nutzung (Baufl ä-

chen), nach der besonderen Art ihrer baulichen Nut-

zung (Baugebiete) sowie nach dem allgemeinen Maß 

der Nutzung;

• die Nutzung durch der Versorgung dienende Einrich-

tungen des öffentlichen und privaten Bereichs, insbe-

sondere mit der Allgemeinheit dienenden baulichen 

Anlagen und Einrichtungen des Gemeinbedarfes (wie 

Schulen und Kirchen sowie sonstige kirchliche und 

soziale Einrichtungen, die gesundheitlichen und kul-

turellen Zwecken dienen); 

• die Flächen für Sport- und Spielanlagen;

• die Flächen für den überörtlichen Verkehr und für die 

Hauptverkehrszüge;

• die Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen und die 

Grünfl ächen;

• die Flächen mit Nutzungsbeschränkungen oder für 

Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Um-

welteinwirkungen;

• die Wasserfl ächen und die Flächen für Aufschüt-

tungen und Abgrabungen oder für die Gewinnung 

von Steinen, Erden und anderen Bodenschätzen;

• die Flächen für Landwirtschaft und Wald;

• die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pfl ege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft.
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7.2 Der Flächennutzungsplan

Jost Bartkowiak

Aufgabe des Flächennutzungsplanes

Dem Flächennutzungsplan kommen im Wesentlichen zwei 

zentrale Aufgaben zu:

• Die Umsetzung der übergeordneten Planung, 

• Die Vorbereitung und Leitung der nachfolgenden 

Planungen und Bodennutzungen.

Als übergeordneter Plan ist der Flächennutzungsplan für 

das gesamte Gemeindegebiet aufzustellen. Bei dem Flä-

chennutzungsplan handelt es sich um eine ausschließ-

liche Flächenplanung, die die von der Gemeinde beab-

sichtigte Bodennutzung nur in den Grundzügen aufzeigt. 

Gleichzeitig beinhaltet der Flächennutzungsplan ein für 

die Gemeinde verbindliches Handlungsprogramm, das 

heißt,  dass die Ergebnisse einer von der Gemeinde be-

schlossenen städtebaulichen Planung zu berücksichtigen 

sind. Damit soll für das Bauleitplanverfahren als ausdrück-

lich erwähnter Abwägungsbelang die informelle Planung 

einbezogen werden, sofern eine derartige Planung für 

gemeindliche Bereiche vorhanden ist. 

Darstellungsmöglichkeiten innerhalb des 
Flächennutzungsplanes

Im Flächennutzungsplan sind die raumrelevanten Maß-

nahmen, Vorhaben und Absichten der Gemeinde in 

zeichnerischer und gegebenenfalls textlicher Form in dem 

Sinne dargestellt, dass sie lediglich verwaltungsinterne 

Bindungen, nicht jedoch unmittelbare Außenwirkungen 

gegenüber dem Bürger entfalten. Ferner darf der Flä-

chennutzungsplan bei der Darstellung der Art der Boden-
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Vor dem Hintergrund der naturschutzrechtlichen Ein-

griffsregelung eröffnet das BauGB die Möglichkeit, im 

Geltungsbereich eines Flächennutzungsplans Darstel-

lungen von Flächen zum Ausgleich den Flächen zuzuord-

nen, auf denen Eingriffe in Natur und Landschaft zu er-

warten sind. Diese Ausgleichsfl ächen müssen räumlich 

nicht mit den Eingriffsfl ächen übereinstimmen oder in 

 einer bestimmten räumlichen Nähe zu ihnen stehen. Es 

können auch schon Ausgleichsfl ächen vor dem Eingriff 

bereitgestellt werden. Hierdurch fi ndet also eine räum-

liche und zeitliche Entkopplung zwischen Eingriff und 

Ausgleich statt. Dies eröffnet die Möglichkeit zur An-

legung eines Flächendepots für Ausgleichsmaßnahmen 

(sogenanntes „Öko-Konto“), aus dem bei späteren Ein-

griffen Flächen entnommen werden können. Es liegt im 

planerischen Beurteilungsspielraum, ob die Gemeinde 

von einer solchen Möglichkeit Gebrauch macht. In die-

sem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die 

 Gemeinde bei der Aufstellung von Bebauungsplänen im 

Rahmen des Entwicklungsgebotes an im Flächennut-

zungsplan dargestellte Zuordnungen gebunden ist. So-

fern sie hiervon abweichen möchte, muss sie den Flä-

chennutzungsplan entsprechend ändern.   

Kennzeichnungsmöglichkeiten 
innerhalb des Flächennutzungsplanes

Das BauGB regelt auch die Kennzeichnung solcher Flä-

chen, für die im Baugenehmigungsverfahren oder im 

 Planungsverfahren Sondervorschriften gelten. Weiterhin 

regelt es die Übernahme von Fachplanungen und son-

stigen Nutzungsregelungen in den Flächennutzungsplan. 

Entsprechend dem BauGB sollen folgende Flächen im 

 Flächennutzungsplan gekennzeichnet werden: 

• Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche 

 Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erfor-

derlich sind; 

• Flächen, unter denen der Bergbau umgeht; 

• Flächen, die für den Abbau von  Mineralien bestimmt 

sind; 

• Flächen, die für bauliche Nutzungen vorgesehen sind 

und deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 

Stoffen belastet sind.

Die Gemeinde ist weiterhin  verpfl ichtet, Altlasten im Flä-

chennutzungsplan kenntlich zu machen. Daraus ergibt 

sich jedoch nicht die Verpfl ichtung, im Rahmen der Aufstel-

lung des Flächennutzungsplans ein das gesamte Ge-

meindegebiet umfassendes Altlastenkataster zu  erstellen. 

Grundstruktur des Flächennutzungsplanes (Vgl. Kuschnerus 2010)

Vorbereitende Funktion Grundsätzlich keine Rechtsnormqualität
In der Regel durch einen Bebauungsplan umzusetzen

Städtebauliche Leitfunktion Umfassendes Bodennutzungskonzept
Bündelung der städtebaulichen Zielvorstellungen der Gemeinde

Bindung an voraussehbare Bedürfnisse Auf Realisierung und Realisierbarkeit angelegt
Den Darstellungen dürfen keine zwingenden rechtlichen 
Hindernisse entgegenstehen

Zulässige Darstellungsmöglichkeiten Katalog der Darstellungsmöglichkeiten nach § 5 Abs. 2 BauGB ist 
nicht abschließend.

Bei gesamträumlichem Steuerungsbedarf können Darstellungen 
auch detaillierter sein.

Unzulässig sind Aussagen, die nicht Gegenstand einer zulässigen 
Festsetzung in einem Bebauungsplan werden können.

Umweltprüfung auch für den FNP Umweltprüfung ist beschränkt auf das, was nach Inhalt und 
Detaillierungsgrad des Flächennutzungsplanes angemessenerweise 
verlangt werden kann

Abschichtung der Umweltprüfung

Abbildung 2
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Es sollen die Flächen gekennzeichnet werden, deren  Bö-

den erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet 

sind oder bei denen ein Verdacht darauf besteht. Eine 

Kennzeichnung dient also dem Schutz der künftigen 

baulichen Anlagen, die auf derartigen Flächen errichtet 

werden könnten.    

Nachrichtliche Übernahmen innerhalb des 
Flächennutzungsplanes

Den Regelungen des BauGB folgend sollen Planungen 

und sonstige Nutzungsregelungen, die nach anderen ge-

setzlichen Vorschriften festgesetzt sind, sowie nach Lan-

desrecht denkmalgeschützte Mehrheiten von baulichen 

Anlagen nachrichtlich übernommen werden. Falls derar-

tige Festsetzungen vorgesehen werden, sollen sie im Flä-

chennutzungsplan vermerkt werden. Es handelt sich da-

bei im Wesentlichen um solche Planungen, die im Rahmen 

eines Planfeststellungsverfahrens aufgrund von Fachpla-

nungsgesetzen durch einen Planfeststellungsbeschluss 

festgestellt werden. Hierzu zählen zum Beispiel

• Bundesfernstraßen,

• Eisenbahnlinien,

• Flughäfen,

• Landstraßen,

• Naturschutzgebiete,

• Landschaftsschutzgebiete,

• Wasserschutzgebiete.

Nach den Vorschriften des BauGB ist die Gemeinde eben-

falls verpfl ichtet, bereits festgesetzte Überschwemmungs-

gebiete nachrichtlich zu übernehmen. Noch nicht festge-

setzte Überschwemmungsgebiete sowie überschwem-

mungsgefährdete Gebiete sollen im Flächennutzungsplan 

vermerkt werden.   

 

Erläuterungsbericht zum 
Flächennutzungsplan

Nach den Vorschriften des BauGB ist dem Flächennut-

zungsplan auch eine Begründung beizufügen. Mithilfe 

der Begründung wird es möglich, die Gründe für die ein-

Flächennutzungsplanausschnitt mit Erläuterungen (Nachbarschaftsverband Heidelberg-Mannheim) Abbildung 3
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zelnen Darstellungen zu erkennen. Aus der Begründung 

sind die Ziele, Zwecke und die wesentlichen Auswir-

kungen des Flächennutzungsplans zu entnehmen. Inner-

halb der Begründung nimmt der Umweltbericht einen 

gesonderten Teil ein. Im  Umweltbericht sind die aufgrund 

der Umweltprüfung ermittelten und bewerteten Belange 

des Umweltschutzes darzulegen. Der Umweltbericht ist 

gemäß seinem Entwicklungsstadium dem Planentwurf 

beizufügen und nach Inkraftsetzen des Flächennutzungs-

planes durch Bekanntmachung der Genehmigung zur 

Einsichtnahme bei der Gemeinde bereitzuhalten. So ist 

die Begründung kein Bestandteil des Flächennutzungs-

planes. Aber die Begründung muss auch alle Verfahrens-

schritte durchlaufen. Der Begründungsentwurf ist mit 

dem Flächennutzungsplanentwurf auszulegen. Die Ge-

meindevertretung als zuständiges Organ hat über die Be-

gründung zusammen mit dem Flächennutzungsplan zu 

beschließen. 

Wirkungen des Flächennutzungsplanes

Wie bereits einleitend dargestellt, entfaltet der Flächen-

nutzungsplan als behördeninternes Handlungsprogramm 

keine unmittelbaren Rechtswirkungen im Außenverhält-

nis zum Bürger. Trotzdem hat der Flächennutzungsplan 

rechtliche Wirkungen von besonderem Ausmaß. So gibt 

er den rechtlichen Rahmen für die Aufstellung der Be-

bauungspläne vor. Ferner erzielen die Flächennutzungs-

plandarstellungen Wirkungen auf den Bodenmarkt. Es 

gilt eine Anpassungspfl icht seitens öffentlicher Planungs-

träger, soweit sie dem Plan nicht widersprochen haben. 

Im sogenannten nichtbeplanten Innenbereich darf ein 

geplantes Vorhaben den Darstellungen des Flächennut-

zungsplans nicht entgegenstehen. Dem Flächennut-

zungsplan kommt im planerischen Außenbereich die 

Bedeutung als öffentlicher Belang zu. An den Flächen-

nutzungsplandarstellungen können sogenannte privile-

gierte Vorhaben scheitern, sofern sie eine konkrete stand-

ortbezogene Aussage beinhalten und ein solches Gewicht 

haben, dass sie als öffentlicher Belang der Zulässigkeit 

des Vorhabens entgegenstehen. Die Darstellungen des 

Flächennutzungsplanes sind als beeinträchtigte öffent-

liche Belange für nichtprivilegierte Außenbereichsvorha-

ben grundsätzlich beachtlich.  

 

Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes

Der Flächennutzungsplan muss spätestens 15 Jahre nach 

seiner erstmaligen oder erneuten Aufstellung überprüft 

und – soweit erforderlich – geändert, ergänzt oder neu 

aufgestellt werden. Die Gemeinde ist damit angehalten, 

in regelmäßigen Abständen darüber Rechenschaft abzu-

geben, was aus dem Flächennutzungsplan geworden ist, 

welche Planungen verwirklicht oder nicht verwirklicht 

worden sind, wie weit sich dies auf die städtebauliche 

Entwicklung ausgewirkt hat und welche planerischen 

Folgen daraus zu ziehen sind.  

Entwicklungsgebot und der 
Flächennutzungsplan 

Gemäß den Bestimmungen des BauGB sind die Bebau-

ungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 

Somit ist das Bauleitplanverfahren zweistufi g angelegt. 

Das Entwicklungsgebot enthält eine zeitliche und eine 

 inhaltliche Komponente. Einerseits geht der Flächen-

nutzungsplan in der zeitlichen Reihenfolge den Bebau-

ungsplänen voraus. Andererseits zeigt der Flächennut-

zungsplan den städtebaulichen Rahmen auf, in dem die 

Bebauungspläne wiederum eingebettet sind. Das heißt, 

dass die Bebauungspläne die Konkretisierung der Aussa-

gen aus dem Flächennutzungsplan darstellen. Im Rahmen 

des Konkretisierungsvorganges wird jedoch nicht ausge-

schlossen, dass die in einem Bebauungsplan zu treffenden 

Festsetzungen von den vorgegebenen Darstellungen des 

Flächennutzungsplanes geringfügig abweichen können. 

In der räumlichen Abgrenzung ermöglicht das Entwick-

lungsgebot der Gemeinde einen planerischen Spielraum. 

Dabei darf das Grundgerüst des Flächennutzungsplanes 

nicht infrage gestellt werden. Will die Gemeinde vermei-

den, dass ihr der Bebauungsplan wegen Verstoßes gegen 

das Entwicklungsgebot von den Gerichten aufgehoben 

wird, darf sie Abweichungen von den Darstellungen des 

Flächennutzungsplanes nur in unerheblichen Ausnah me-

fällen zulassen. 

Es ist möglich, durch das  sogenannte Parallelverfahren 

dem Grundsatz des Entwicklungsgebotes Rechnung zu 

tragen und Zeitverzögerungen in Grenzen zu halten. Mit 

dem Parallelverfahren kann mit der Aufstellung, Ände-

rung, Ergänzung oder Aufhebung eines Bebauungsplanes 

gleichzeitig der Flächennutzungsplan aufgestellt, geän-



dert oder ergänzt werden. Es besteht auch die Möglich-

keit, dass der Bebauungsplan vor dem Flächennutzungs-

plan bekannt gemacht wird, wenn nach den zukünftigen 

Darstellungen des Flächennutzungsplanes eine Überein-

stimmung gegeben ist. Mit dieser Regelung ist der Ge-

meinde die Möglichkeit eingeräumt worden, zum Beispiel  

bei der Änderung des bisherigen Flächennutzungsplans 

ohne ein zeitliches Defi zit den Bebauungsplan bekannt 

zu machen,  wenn der Flächennutzungsplan in den we-

sentlichen Teilen bereits eine Planreife erlangt hat. Wenn 

dringende Gründe vorliegen und wenn der Bebauungs-

GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK: PLANEN UND BAUEN8    Friedrich-Ebert-Stiftung | KommunalAkademie

plan der vorgesehenen städtebaulichen Entwicklung des 

Gemeindegebietes nicht entgegenstehen wird, kann ein 

Bebauungsplan auch aufgestellt, geändert, ergänzt oder 

aufgehoben werden, bevor der Flächennutzungsplan 

aufgestellt ist. Die Beurteilung, ob nun „dringliche Grün-

de“ die Aufstellung eines Bebauungsplanes vor der 

 Aufstellung eines Flächennutzungsplanes erforderlich 

machen, ist nach den konkreten städtebaulichen Ein-

zelfallgegebenheiten zu entscheiden. Dabei ist das Krite-

rium der geordneten städtebaulichen Entwicklung maß-

gebend.      

 



Inhalt des Bebauungsplans

In Anlehnung an die Planzeichenverordnung (Planzei-

chenVO) sind die Festsetzungen in geeigneter Weise 

(Zeichnung, Farbe, Schrift, Text) zu treffen. Die plane-

rischen Festsetzungen dürfen nicht gegen gesetzliche 

 Bestimmungen, die zum  Beispiel aus Fachgesetzen her-

vorgehen, verstoßen. Ferner darf auch keine Kollision mit 

anderen Normen allgemeiner Art entstehen. Eine Bevor-

teilung zum Beispiel  einzelner Personen im Rahmen eines 

Erstellungs- oder Änderungsverfahrens eines Bebauungs-

planes würde gegen die guten Sitten im Sinne des BGB 

verstoßen. Für den Bebauungsplan gilt weiterhin der 

Grundsatz der Bestimmtheit. Das heißt, dass der Bebau-

ungsplan beispielsweise in seiner Abgrenzung eindeutig 

sein muss. Gleichfalls gilt für den Bebauungsplan der all-

gemeine Grundsatz, dass er nicht widersprüchlich sein 

darf. Es muss feststehen, was inhaltlicher Wille des Plan-

gebers ist. Auch tatsächliche Unmöglichkeiten führen zur 

Nichtigkeit eines Bebauungsplanes. Ein Bebauungsplan 

wird außerdem durch folgende Fehler und Verstöße un-

wirksam:  

• Fehler bei der Zuständigkeit,

• Fehler bei der Beurteilung der Erforderlichkeit,

• Fehler bei den Festsetzungsmöglichkeiten,

• Verstöße gegen die überörtliche Planung,

• Verstöße gegen Fachgesetze,

• Verstöße gegen allgemeine Grundsätze des Privat-

rechtes.

 

Im Bebauungsplan können im Einzelnen gemäß § 9 I (Nr. 

1 bis 26 BauGB) die dort aufgezählten Ausweisungen 

festgesetzt werden.
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GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK

7.3 Bebauungsplan

Jost Bartkowiak

Funktion des Bebauungsplans

Mit dem Bebauungsplan setzt die Gemeinde im Rahmen 

ihrer kommunalen Planungshoheit ihr Bodennutzungs-

konzept in unmittelbar geltendes Recht um, das vorgibt, 

welche Bodennutzungen auf den betroffenen Grundfl ä-

chen zulässig und unzulässig sind. Damit bestimmen die 

rechtsverbindlichen Festsetzungen des Bebauungsplans 

Inhalt und Schranken des Grundeigentums. Der Bebau-

ungsplan wird als Satzung beschlossen. Die unmittel-

baren Rechtswirkungen der Festsetzungen des Bebau-

ungsplans bestehen nicht nur in positiver – das heißt 

zulassender – Hinsicht, sondern auch in negativer, das 

heißt ausschließender Hinsicht.  Der Bebauungsplan ent-

faltet gegenüber jedermann unmittelbare Rechtswirkung. 

Nach den Festsetzungen des Bebauungsplans richtet sich 

nicht nur die bauliche und sonstige Nutzung der Grund-

stücke, sondern diese Festsetzungen bilden  auch die 

Grundlage für Folgendes: 

• Maßnahmen der Bodenordnung,

• Bau der Straßen und sonstigen Erschließungsanlagen,

• Bau-, Pfl anz-, Rückbau- und Entsiegelungsgebote,     

• städtebauliche Sanierungsmaßnahmen,

• förmliche Enteignung.

So kommt dem Bebauungsplan als Basis für den Vollzug 

des BauGB entscheidende Bedeutung für die bauliche 

Entwicklung der Gemeinde zu. Die Gemeinden werden 

mit der Möglichkeit differenzierte Festsetzungen treffen 

zu können, in die Lage versetzt, alle städtebaulichen Vor-

stellungen umzusetzen. Andererseits dürfen Festsetzun-

gen nur aus städtebaulichen Gründen getroffen werden. 

Eine Beschränkung auf notwendige Festsetzungen ist 

 gegeben.   
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Grundstruktur des Bebauungsplanes (angelehnt an Kuschnerus 2010)

Rechtsnormqualität Der Bebauungsplan wird als Satzung erlassen.

Er wird zu gemeindlichem Ortsrecht.

Ältere Bebauungspläne können auch eine Rechtswirkung entfalten.

Unmittelbare Rechtswirkung Der Bebauungsplan kann Festsetzungen treffen, die bestimmte 
Nutzungen ausschließen oder zulassen.

Der Bebauungsplan regelt im Rahmen seiner Festsetzungen die 
Inhalte und Schranken des Grundeigentums.

Der Bebauungsplan bestimmt für die Grundfl ächen innerhalb 
seines Geltungsbereiches einen rechtlichen Zustand.

Abbildung 4

falten kann. Die letzte der oben aufgeführten Möglich-

keiten möchte unnötigen Verwaltungsaufwand für die 

Aufstellung eines Bebauungsplanes vermeiden. 

In bestimmten Fallgestaltungen kann im Bebauungsplan 

festgesetzt werden, dass bestimmte der festgesetzten 

baulichen Nutzungen bzw. Anlagen nur für einen be-

grenzten Zeitraum zulässig beziehungsweise bis zum Ein-

tritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind. 

Dies bezeichnet man als Baurecht auf Zeit. Es soll damit 

ermöglicht werden, auf neuere Anforderungen im Bau-

recht reagieren zu können. So hat die Gemeinde bereits 

zu Beginn die Möglichkeit, bestimmte Nutzungen nur auf 

Zeit anzulegen und danach durch andere Nutzungen ab-

zulösen. Mit dem Ablauf des festgesetzten Zeitraumes 

wird das entsprechende Vorhaben unzulässig. 

Nach den Regelungen des BauGB kann auch bei den 

Festsetzungen zum Beispiel die Höhenlage festgesetzt 

werden. In diesem Zusammenhang kann die Festlegung 

der Höhenlage der Verkehrsfl ächen angeführt werden, 

die wiederum die Höhenlage der Baugrundstücke be-

dingt. Eine derartige Festsetzung erfährt auch in bau-

ordnungsrechtlicher Sicht eine Bedeutung, weil einige 

Bestimmungen an die festgelegte Geländeoberfl äche an-

knüpfen. 

Gliederungsmöglichkeiten innerhalb des 
Bebauungsplanes
 

Es können Festsetzungen nach dem BauGB für überein-

anderliegende Geschosse und Ebenen und sonstige Teile 

baulicher Anlagen gesondert getroffen werden, wenn 

städtebauliche Gründe dies rechtfertigen. Mit dieser Rege-

lung soll ermöglicht werden, eine Differenzierung der bau-

lichen Nutzung auch innerhalb von Gebäuden zu treffen. 

Bezogen auf die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

eröffnet das BauGB die Möglichkeit, die Flächen oder 

Maßnahmen zum Ausgleich auf den betroffenen Bau-

grundstücken oder an anderer Stelle – entweder im son-

stigen Geltungsbereich des Bebauungsplans (Eingriffs-

bebauungsplan) oder in einem anderen Bebauungsplan 

(Ausgleichsbebauungsplan) – festzusetzen. 

Insgesamt oder in Teilen können Flächen oder Maßnah-

men an anderer Stelle den Grundstücken zugeordnet 

werden, auf denen Eingriffe zu erwarten sind. Auch für 

Maßnahmen auf von der Gemeinde bereitgestellten Flä-

chen gilt dies. Dies ermöglicht die räumliche und zeitliche 

Entkopplung von Eingriff und Ausgleich. Das Ziel der ge-

setzlichen Regelung ist zum einen, den nach der Abwä-

gung erforderlichen Ausgleich für Eingriffe in Natur und 

Landschaft rechtlich zu sichern, und zum anderen, den 

Ausgleich möglichst kostengünstig zu gestalten, da für 

ihn kein teures Bauland an der Stelle des Eingriffs ver-

wendet werden muss. Somit besteht, wie bereits er-

wähnt, für die Gemeinden die Möglichkeit, vorab ein so-

genanntes „Öko-Konto“ zu bilden, von dem nachfolgend 

bei Bedarf Flächen abgerufen werden können. So können 

Ausgleichsfl ächen an vier verschiedenen Stellen liegen: 

• auf den Grundstücken selbst, auf denen Eingriffe in 

Natur und Landschaft zu erwarten sind,

• im sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplans,

• in einem sogenannten Ausgleichsbebauungsplan,

• auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen, und 

zwar im Gemeindegebiet oder in einer anderen Ge-

meinde.

Besteht keine Möglichkeit, in einem Eingriffsbebauungs-

plan Ausgleichsmaßnahmen zu erbringen, so ist ein 

rechtskräftiger Ausgleichsbebauungsplan notwendig, da-

mit der Eingriffsbebauungsplan Rechtswirksamkeit ent-
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Die Länder können durch entsprechende Rechtsvor-

schriften bestimmen, dass Regelungen, die auf dem Lan-

desrecht beruhen, in den Bebauungsplan als Festset-

zungen aufgenommen werden. Von dieser Möglichkeit 

haben alle Länder Gebrauch gemacht. Ein Beispiel dafür 

ist die sogenannte Gestaltungssatzung, für die das Bau-

planungsrecht keine materielle Ermächtigung bietet. 

 Innerhalb des Bebauungsplanes muss erkennbar sein, 

dass die Regelungen über das Material und/oder die Far-

be der Außenverkleidung, die Zulässigkeit und Höhe des 

Drempels, die Dachform, die Dachneigung und/oder die 

Zulässigkeit von Dachgauben auf einer mit dem Be-

bauungsplan verabschiedeten bauordnungsrechtlichen 

Satzung beruhen. 

Das heißt, dass damit die Übernahme einer auf Bauord-

nungsrecht – also Landesrecht – beruhenden Satzung 

erfolgt. 

Nachrichtliche Übernahmen und 
Kennzeichnungen innerhalb des 
Bebauungsplanes  

Gemäß den Regelungen zum Flächennutzungsplan sol-

len folgende Flächen gekennzeichnet werden: 

• Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche 

Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen erforder-

lich sind;

• Flächen, bei denen besondere bauliche Sicherungs-

maßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind

• Flächen, unter denen der Bergbau umgeht;

• Flächen, die für den Abbau für Mineralien bestimmt 

sind;

• Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefähr-

denden Stoffen belastet sind.

Von besonderer Bedeutung sind Flächen, die durch um-

weltgefährdende Stoffe belastet sind, da ein Vorhanden-

sein innerhalb eines Bebauungsplangebietes in die Ab-

wägung einzubeziehen ist. 

In einem Bebauungsplan sind auch aufgrund anderer ge-

setzlicher Vorschriften getroffene Festsetzungen nach-

richtlich zu übernehmen. Dazu zählen zum Beispiel: 

• Bundesfernstraßen, Landesstraßen, Kreisstraßen;

• Wasserschutzgebiete; 

• Militärische Sperrgebiete.

Die Kennzeichnungen und auch die nachrichtlichen Über-

nahmen nehmen als Festsetzungen nicht am normativen 

Charakter des Bebauungsplanes teil. 

Textliche Festsetzungen und Planzeichen 
innerhalb des Bebauungsplanes

In der Regel besteht ein Bebauungsplan aus der Karte, 

auf der durch Zeichnung – wie zum Beispiel Linien und 

Schraffuren, Farben –  durch  Symbole und in schriftlicher 

Form Festsetzungen getroffen werden. Gehen Festset-

zungen auch über die reine Planzeichnung hinaus, bein-

haltet der Bebauungsplan auch textliche Festsetzungen. 

Sie sind Teil des Bebauungsplanes und damit als Rechts-

norm verbindlich.

Es besteht auch die Möglichkeit, dass ein Bebauungsplan 

im Wesentlichen nur aus Text besteht. Von dieser Art Be-

bauungsplan wird dann Gebrauch gemacht, wenn nur 

wenige, textlich eindeutig ausdrückbare Festsetzungen,  

wie beispielsweise über die Art und das Maß der bau-

lichen Nutzung für ein Gebiet, getroffen werden sollen.  

Der Bebauungsplan obliegt dem Grundsatz der Bestimmt-

heit. So muss zum Beispiel die Karte, die dem Bebau-

ungsplan zugrunde liegt, in Genauigkeit und Vollständig-

keit eindeutig ist. Die Flurstücke sind parzellenscharf 

abzubilden. Ferner sollen die Planzeichen gemäß der 

Planzeichenverordnung verwendet werden. Dem Bebau-

ungsplan liegt eine Legende zugrunde. Inhalte und Fest-

setzungen des Bebauungsplans können in der Begrün-

dung näher erläutert werden. 

Textliche Begründung des Bebauungsplans    

Die Begründung der Bebauungspläne hat eine verfah-

rensrechtliche und eine inhaltliche Funktion. Sie soll eine 

effektive Rechtskontrolle des Planes ermöglichen und die 

Inhalte des Planes im Hinblick auf ihre Abwägung und 

Umsetzung verdeutlichen. 

Eine Begründung ist dem Bebauungsplan beizufügen. Sie 

wird aber nicht zum Bestandteil des als Satzung zu be-

schließenden Planes. Innerhalb der Begründung sind die 

Ziele, die Zwecke und die wesentlichen Auswirkungen 

der Planung darzulegen. Auch die Motive der Planung 

und die zentralen Punkte sind in der Begründung eben-

falls abzubilden. Die Begründung ist ferner als Interpreta-

tionshilfe das entscheidende Instrument, den Willen des 
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Plangebers zu ermitteln. In der Begründung sind somit 

unter anderem folgende Angaben enthalten:

• Geltungsbereich,

• Rechtsgrundlagen,

• Planverfahrensdaten,

• Planungsanlass,

• Planungsziele,

• Bauweise,

• Art und Maß der baulichen Nutzung,

• Stellplätze,

• Ausgleichmaßnahmen.

Insbesondere ist in der Begründung für die Belange des 

Natur- und Umweltschutzes der Umweltbericht anzu-

führen. Der Umweltbericht liegt dem Bebauungsplan als 

gesonderter Teil der Begründung bei. In ihm fi nden sich 

die Ermittlungen und Bewertungen der Umweltprüfung, 

sofern mit der Planung eine Umweltprüfung vorgeschrie-

ben ist. 

Der Planentwurf des Bebauungsplans ist auszulegen und 

hat damit die Funktion, die Öffentlichkeit über die Pla-

nungsabsichten zu unterrichten. Ist der Planentwurf ohne 

wesentliche Änderung zum rechtsverbindlichen Bebau-

ungsplan geworden, so kann die ursprünglich zum Plan-

konzept verfasste Begründung übernommen werden. 

Etwaige Rechte können aus der Begründung nicht abge-

leitet werden, da sie nicht verbindlich ist. Ein vollständiges 

Fehlen einer Begründung zum Bebauungsplan führt zur 

Nichtigkeit des Plans.  

Vorhabenbezogener Bebauungsplan

Die Gemeinde kann durch einen vorhabenbezogenen Be-

bauungsplan die Zulässigkeit von bestimmten Vorhaben 

festlegen. Davon wird zumeist Gebrauch gemacht, um 

ein einmaliges Großvorhaben oder aber auch mehrere 

gleichartige Vorhaben durchzuführen, wenn das Gelände 

sich in der Hand eines Eigentümers befi ndet. Der wesent-

liche Bestandteil eines derartigen Bebauungsplans ist ein 

Vorhaben- und Erschließungsplan, den ein Vorhabenträ-

ger durchführen möchte, nachdem eine Abstimmung mit 

der zuständigen Gemeinde stattgefunden hat. Eine der-

artige Abstimmung ist notwendig, um die Planungsho-

heit der Gemeinde zu wahren.  

Der Vorhabenträger muss sich in einem Durchführungs-

vertrag, neben dem Vorhaben- und Erschließungsplan, 

der als Planwerk im Wesentlichen den Gegenstand des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan bestimmt, verpfl ich-

ten, die Vorhaben innerhalb einer bestimmten Frist durch-

zuführen und die Planungs- und Erschließungskosten 

ganz oder teilweise zu übernehmen. Eben diese Möglich-

keit der Kostenübernahme kann die Gemeinde fi nanziell 

zumeist entlasten und bietet – neben der Übernahme der 

Planungserarbeitung – den Anreiz, von diesem Rechts-

instrument Gebrauch zu machen. Der Anreiz für den Vor-

habenträger liegt darin, bei der Vermarktung der erstell-

ten Vorhaben die Kosten wieder hereinzuholen. 

Damit die Gemeinde Herrin des Verfahrens bleibt, muss 

der Durchführungsvertrag vor dem Bebauungsplanbe-

schluss Rechtsgültigkeit erlangen. Der Bereich des vorha-

benbezogenen Bebauungsplans umfasst mindestens das 

Gebiet des Vorhaben- und Erschließungsplanes. Er kann 

aber auch weitere Flächen und Grundstücke erfassen. 

Mit dieser Regelung wird der Gemeinde ermöglicht, sich 

im unmittelbaren Umfeld des Vorhaben- und Erschlie-

ßungsplans durch eigene Maßnahmen einzubringen. 

Der Gegenstand des vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans ist das konkrete Vorhaben, das der Vorhabenträger 

durchführen möchte. Die Gemeinde ist bei der Bestim-

mung der die Zulässigkeit des Vorhabens regelnden Nor-

men nicht an die Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und 

der Baunutzungsverordnung (BauNVO) gebunden. Ein 

vorhabenbezogener Bebauungsplan muss auch nicht die 

Merkmale eines qualifi zierten Bebauungsplanes erfüllen. 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan kann ganz indivi-

duell und konkret auf das jeweilige Vorhaben abgestellt 

werden. 

Auf Antrag des Vorhabenträgers hat die Gemeinde über 

die Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des Be-

bauungsplans zu entscheiden. Es gelten die Regeln, die 

auch im Bebauungsplanverfahren anzuwenden sind. 

Wird der Vorhaben- und Erschließungsplan nicht inner-

halb der Frist, die im Durchführungsvertrag festgelegt ist, 

durchgeführt, hat die Gemeinde den Bebauungsplan auf-

zuheben. Durch die Aufhebung können keine Ansprüche 

des Vorhabenträgers gegen die Gemeinde  geltend ge-

macht werden. 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan hat sich zunächst 

in den neuen Bundesländern, inzwischen aber auch in 

den alten Ländern neben dem Bebauungsplan zu einem 

wichtigen Planungsinstrument entwickelt, mit dessen Hil-



fe zeitnah herzustellende, sichere Rechtsgrundlagen für 

dringend erforderliche Investitionsentscheidungen ge-

schaffen werden können. Die Zusammenarbeit zwischen 

Gemeinde und Vorhabenträger gestaltet sich dabei nicht 

selten zu einer Gratwanderung zwischen notwendiger 

Kooperation und unzulässiger subjektiver Abwägungs-

sperre durch vertragliche Bindungen und Einfl ussnahmen 

des Vorhabenträgers. Trotz Lockerungen im Rahmen der 

Kooperationsverträge dürfen die vertraglichen Bindungen 

jedoch nicht so weit gehen, dass eine rechtsstaatlich ge-

botene Abwägung hierbei auf der Strecke bleibt. 

Insbesondere ergeben sich Probleme in den Fällen, wo 

das Projekt nicht durchgeführt wird. Es besteht zwar kein 

Anspruch auf die Aufstellung eines Vorhaben- und Er-

schließungsplanes. Dieser Anspruch kann auch nicht 

durch einen städtebaulichen Planungs-, Erschließungs- 

und Vorhabendurchführungsvertrag begründet werden. 

Es können sich jedoch aus derartigen vertraglichen Bin-

dungen Ansprüche auf Ersatz zumindest des negativen 

Interesses ergeben, wenn die Planung aufgrund von 

Gründen scheitert, die der Projektträger nicht zu ver-

antworten hat. 
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Ein förmlicher Planaufstellungsbeschluss kann zum  einen 

vor der vorgeschriebenen vorgezogenen Beteiligung der 

Öffentlichkeit, zum anderen aber auch danach gefasst 

werden. 

Mit der Ausarbeitung des Bauleitplanes wird nach dem 

Planaufstellungsbeschluss begonnen. Bei der Gemeinde 

ist die Verantwortung für die Erarbeitung des Bebauungs-

planes angesiedelt. Es müssen jedoch nicht alle Einzel-

schritte durch die Verwaltung selbst erbracht werden. 

Insbesondere kleinere Gemeinden verfügen nicht über 

die notwendigen Kapazitäten zur Bearbeitung. In diesen 

Fällen ermöglichen die Regelungen des BauGB den Ge-

meinden, Dritte zur Erbringung von Leistungen zu be-

auftragen. Die Verantwortung für die ordnungsgemäße 

Durchführung des Verfahrens und die sachgerechte Ab-

wägung im Rahmen der Abschlussentscheidung obliegen 

weiterhin der Gemeinde. 

Rechtzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Behörden 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist im Verfahren zur

• Aufstellung,

• Änderung,

• Ergänzung und

• Aufhebung.

zweistufi g angelegt. 
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7.4 Das Bauleitplanaufstellungsverfahren

Jost Bartkowiak

Beschluss zur Aufstellung des Bauleitplanes

Grundsätzlich beginnt das förmliche Verfahren zur Neu-

aufstellung eines Bauleitplanes mit einem Aufstellungs-

beschluss. Dieser Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich 

 bekannt zu machen. Eine sogenannte funktionale Zu-

ständigkeit bzw. die Zuständigkeit eines Organs wird 

durch das BauGB nicht vorgegeben. Die Ausgestaltung 

obliegt hier den jeweiligen landesrechtlichen Regelungen. 

Zur Vereinfachung und Beschleunigung ist auf Länder-

ebene zum Teil festgelegt worden, dass nur der abschlie-

ßende Aufstellungsbeschluss des Bauleitplanes nicht auf 

Ausschüsse übertragen werden kann und daher vom ge-

samten Rat getroffen werden muss, während die voraus-

gehenden Beschlüsse auch von Ausschüssen gefasst 

 werden können. Mit dem Aufstellungsbeschluss sind 

wiederum Rechtswirkungen verbunden:

• Wenn die Gemeinde beschlossen hat, einen Bebau-

ungsplan aufzustellen, darf  sie eine Veränderungs-

sperre erlassen. 

• Ferner kann ein einzelnes Baugesuch für eine Dauer 

von zwölf Monaten zurückgestellt werden. Dies vor 

dem Hintergrund, wenn zu befürchten ist, dass die 

Durchführung der Planung durch das Vorhaben un-

möglich gemacht oder wesentlich erschwert würde. 

• Ebenso kann die Gemeinde im Vorgriff auf einen 

zukünftigen Bebauungsplan vorzeitig eine Bauge-

nehmigung erteilen. Es muss aber gewährleistet 

sein, dass das Vorhaben künftigen Festsetzungen 

des Bebauungsplanes nicht entgegen steht. 
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Zunächst ist in einer ersten Stufe die Öffentlichkeit mög-

lichst frühzeitig über Folgendes zu unterrichten:

• die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung;

• Lösungen, die wesentlich differieren und ebenfalls 

für die Neugestaltung oder Entwicklung des Ge-

bietes in Frage kommen;

• Die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung.

Der Öffentlichkeit soll Gelegenheit zur Äußerung und 

 Erörterung gegeben werden. Es handelt sich dabei um 

eine sogenannte frühzeitige, vorgezogene oder infor-

melle Öffentlichkeitsbe- teiligung. Die Gemeinde wird 

zum einen damit gezwungen, ihre Planungsvorstellungen 

genauer zu fassen und zum anderen dazu, die möglichen 

Auswirkungen ihrer Planung darzustellen und möglicher-

weise verschiedene Lösungsvorschläge aufzuzeigen. 

Ebenfalls sollen in dieser Phase Anregungen oder Wün-

sche der Bürger aufgenommen werden und die davon 

relevanten Belange in der Abwägung Berücksichtigung 

fi nden.  

Die Gemeinde kann von der Unterrichtung bzw. Erörte-

rung absehen, wenn sich die Aufstellung, Aufhebung 

oder Änderung eines verbindlichen Bauleitplans  nicht 

oder nur unwesentlich auf das Plangebiet oder die Nach-

bargebiete auswirkt. Ferner kann die Gemeinde auf die 

vorgezogene Öffentlichkeitsbeteili- gung verzichten, 

wenn sie anlässlich einer Planung die Öffentlichkeit be-

reits über ihre Planungsabsichten unterrichtet und ihr 

 Gelegenheit zur Erörterung gegeben hat.    

Die Art und Weise der vorgezogenen Öffentlichkeits-

beteiligung ist im Gesetz nicht festgelegt worden. Im Re-

gelfall erfolgt die Öffentlichkeitsbeteiligung im Erarbei-

tungsverfahren nach dem Planaufstellungsbeschluss. Die 

Öffentlichkeitsbeteiligungen fi nden zumeist  im Rahmen 

von Bürgerversammlungen und Informationsveranstalt-

ungen statt. 

Der Entwurf des Bauleitplans ist öffentlich auszulegen. 

Damit wird die Öffentlichkeit abermals beteiligt. Auch die 

Behördenbeteiligung ist – angelehnt an die Beteiligung 

Aufstellungsverfahren zum Flächennutzungsplan (eigener Entwurf)

Aufstellungsbeschluss (§ 2 I BauGB)
Ortsübliche Bekanntmachung (§ 2 I BauGB)

Ausarbeitung des Planentwurfs

Vorgezogene Bürgerbeteiligung (§ 3 I BauGB)
Öffentliche Unterrichtung und Erörterung 

über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 BauGB)
Gegebenenfalls grenzüberschreitende Beteiligung (§ 4a BauGB)

Förmliche Bürgerbeteiligung (§ 3 II BauGB)

Offenlegungsbeschluss
Ortsübliche Bekanntmachung des Offenlegungsbeschlusses

Dauer: eine Woche
Offenlage: einen Monat

Entgegennahme von Anregungen (§ 3 II BauGB)

Mit Erläuterungsbericht (§ 5 V BauGB)

Bescheidung der Bedenken und Anregungen
Mitteilung des Ergebnisses

Bei Änderungen oder Ergänzungen erneute Offenlegung (§ 3 III BauGB)

Feststellungsbeschluss

Vorlage des Flächennutzungsplanes mit den nicht berücksichtigten Anregungen bei der
Genehmigungsbehörde (§ 6 BauGB)

Ortsübliche Bekanntmachung 

Wirksamwerden (§ 6 V 2 BauGB)

Abbildung 5
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der Öffentlichkeit –  zweistufi g angelegt. So sind Behör-

den und sonstige Träger öffentlicher Belange möglichst 

frühzeitig bezüglich der Ziele und Zwecke der Planung, 

möglicher Planungsalternativen und bezüglich möglicher 

Auswirkungen der Planung, zu unterrichten. Sie sollen 

aufgefordert werden, sich dazu zu äußern. In diesem Pla-

nungsstadium können allerdings nur Grundsatzfragen 

geklärt werden. An dieser Stelle kann zum Beispiel die 

Landschaftsbehörde mitteilen, ob ein Bebauungsplan im 

Außenbereich ausgeschlossen ist oder ob eine Befreiung 

von den entgegenstehenden Normen in Betracht kommt. 

Zum näheren Inhalt der Planung ist eine Stellungnahme 

in diesem Stadium nicht erforderlich. Ist der Inhalt bereits 

hinreichend erkennbar, kann dies zu diesem Zeitpunkt 

des Verfahrens jedoch möglich sein.   

Dagegen hat die frühzeitige Behördenbeteiligung für die 

Umweltprüfung und den Umweltbericht erhebliche Be-

deutung. Die gemeindliche Festlegung, in welchem Um-

fang und mit welchem   Genauigkeitsgrad die Ermittlung 

der Belange des Umweltschutzes erforderlich ist, fi ndet 

innerhalb der frühzeitigen Behördenbeteiligung statt. Die 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sol-

len die Gemeinde beraten und Vorschläge unterbreiten. 

Dazu hat die Gemeinde die zuständigen Umweltschutz-

stellen zur Äußerung im Hinblick auf den notwendigen 

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung auf-

zufordern.        

Die Beteiligung von Behörden, Trägern und 
Nachbargemeinden 

Soweit sie durch die Planung berührt werden, sind die 

• Behörden,

• Träger öffentlicher Belange und

• Nachbargemeinden.

bereits in einem frühen Stadium des förmlichen Erarbei-

tungsverfahrens der Bauleitpläne zu beteiligen. Stellen, 

denen durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes öf-

fentliche Aufgaben zugewiesen sind und die eine Verbin-

dung zur Bauleitplanung aufweisen, werden als Träger 

öffentlicher Belange bezeichnet. Die Umstände des je-

weiligen Einzelfalls und die Auswirkungen der Bauleitpla-

nung bestimmen darüber, welcher Träger konkret zu be-

teiligen ist. Generell haben die Länder in Erlassen im 

Einzelnen aufgeführt, welche Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange zu beteiligen sind. Die Ge-

meinde soll auch nur von den Stellen Berichte einholen, 

deren Aufgabenbereich durch die Planung möglicher-

weise berührt wird. 

Möglichst frühzeitig soll der Zeitpunkt gewählt werden, 

an dem die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange zu beteiligen sind. So kann der Rahmen ab-

gesteckt werden, in dem  Planungsvarianten möglich 

 erscheinen sowie die Öffentlichkeit ihre Vorstellungen 

äußern und mit der Gemeinde erörtern kann. Das Gesetz 

lässt zu, die Behördenbeteiligung und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange gleichzeitig mit dem Offenlegungs-

verfahren durchzuführen. Wenn in der frühzeitigen Be-

teiligung der Öffentlichkeit Planungsideen entwickelt wer-

den, die – wie sich erst in der späteren Stellungnahme der 

Behörden ergeben mag –  von Beginn an nicht durchführ-

bar sind, kann dies Umplanungen erforderlich machen.

Die Sammlung der öffentlichen Interessen und Belange 

im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange bezweckt, dass sie in dem 

späteren Abwägungsprozess Berücksichtigung fi nden. 

Die Stellungnahmen sind grundsätzlich innerhalb eines 

Monats abzugeben, sofern nicht wichtige Gründe im Ein-

zelfall zu einer Verlängerung führen. Von der Gemeinde 

werden diejenigen Belange in der Abwägung nicht be-

rücksichtigt, die nicht fristgerecht vorgetragen wurden. 

Dies soll eine Beschleunigung des Verfahrens bewirken 

und die Träger zu einer rechtzeitigen und umfassenden 

Prüfung zwingen. Wenn die zu spät vorgebrachten Be-

lange der Gemeinde bekannt sind bzw. ihr bekannt sein 

müssten, gilt diese Ausschlussregelung jedoch nicht. In-

nerhalb der Abwägung hat die Gemeinde folgende Be-

lange zu berücksichtigen: 

• Belange, die zwar nicht rechtzeitig vorgetragen wur-

den, der Gemeinde aber bekannt sind;

• Belange, die zwar formell ausgeschlossen wurden, 

die aber ein solches Gewicht haben, dass ihre Nicht-

beachtung mit den Erfordernissen des Abwägungs-

gebotes unvertretbar wäre.

Von besonderer Bedeutung ist zu diesem Zeitpunkt des 

Erarbeitungsverfahrens die Abstimmung mit den Um-

weltstellen, da geprüft werden muss, ob die Gemeinde 

eine Umweltprüfung durchzuführen hat, die im Um-

weltbericht ihren Niederschlag fi ndet. Bei der Umwelt-

prüfung handelt es sich nicht um ein eigenständiges 

 Verfahren, sondern sie ist Bestandteil des Aufstellungs-

verfahrens. Die Belange des Umweltschutzes werden in 

der Umweltprüfung ermittelt, beschrieben und bewertet. 

Im Umweltbericht wird dies dokumentiert. 
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Die Gemeinde hat die Möglichkeit, die Vorbereitung und 

Durchführung folgender Aufgaben an Dritte zu übertra-

gen:

• Öffentlichkeitsbeteiligung,

• Behördenbeteiligung,

• Abstimmung mit den Nachbargemeinden, 

• Grenzüberschreitende Unterrichtung und Abstim-

mung.

Diese Möglichkeit wurde unter dem Aspekt der Beschleu-

nigung von Verfahren eingeführt. Der Gemeinde wird 

damit auch die Möglichkeit eröffnet, Aufgaben auf eine 

eigene, privatrechtlich organisierte Gesellschaft (zum 

 Beispiel auf ein  städtisches Wohnungsunternehmen) zu 

übertragen. Die Gemeinde darf jedoch ihre Entschei-

dungsverantwortung nicht aufgeben. Falls die Gemeinde 

Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange oder 

Nachbargemeinden in die Beteiligung nicht einbezieht, 

obwohl deren Gesichtspunkte, bezogen auf das Plan-

ergebnis, materiell maßgeblich von Bedeutung sein kön-

nen, kann dies zu einer Unwirksamkeit des Bauleitplans 

führen. 

Die an der Aufstellung des Flächennutzungsplanes be-

teiligten öffentlichen Planungsträger müssen ihre Fach-

planungen insoweit anpassen, wenn sie dem Plan nicht 

widersprochen haben. Der öffentliche Planungsträger 

kann so lange Widerspruch einlegen, bis der Gemeinde-

rat seinen Beschluss gefasst hat. 

Öffentlichkeitsbeteiligung und  öffentliche 
Auslegung  

Als zweite Stufe der Öffentlichkeitsbeteiligung im Pla-

naufstellungsverfahren ist die öffentliche Auslegung des 

Bauleitplanentwurfs einschließlich der Begründung vor-

gesehen. Diese formelle Öffentlichkeitsbeteiligung hat 

einen doppelten Zweck:

• die Betroffenen sollen über den beschlossenen 

Plan entwurf  informiert werden,

• allen Betroffenen soll die Beurteilung ermöglicht 

werden, ob er eine Stellungnahme abgeben möchte. 

Die Bauleitplanentwürfe einschließlich ihrer Begründung 

hat die Gemeinde auszulegen. Die Ziele, Zwecke und we-

sentlichen Auswirkungen der Planung sind im Entwurf 

der Begründung darzulegen. In dem Begründungs-

entwurf stellt der Entwurf des Umweltberichtes einen 

 eigenen Teil dar. In ihm sind die im Rahmen der Umwelt-

prüfung ermittelten und bewerteten Belange des Um-

weltschutzes aufzuführen. 

Ebenfalls hat die Gemeinde die bereits vorliegenden, we-

sentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen gesondert 

auszulegen. Für die Dauer eines Monats sind die Entwür-

fe öffentlich einzusehen. Der Ort und die Dauer der Aus-

legung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbe-

zogener Informationen verfügbar sind, sind mindestens 

eine Woche vorher ortsüblich bekannt zu machen. Stel-

Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan (Vgl. Kuschners 2010) 

Aufstellungsbeschluss 
(§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB)

nicht zwingend erforderlich

Frühzeitige Beteiligung  der Behörden
(§ 4 Abs. 1 BauGB)

Unterrichtung sowie Äußerung zum Umfang der UP (Scoping)

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
(§ 3 Abs. 1 BauGB)

Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zur Planung

Erstellung Planentwurf und Entwurf der Begründung
Einschließlich Umweltbericht als gesonderten Teil der Begründung

Beteiligung der Behörden
(§ 4 Abs. 2 BauGB)

Einholung von Stellungnahmen
Frist zur Stellungnahme: 1 Monat 

Keine Änderung des Planentwurfs
Begründung mit Umweltbericht kann geändert werden

Offenlegung Planentwurf
(§ 3 Abs. 2 BauGB)

Bekanntmachungsfrist: 1 Woche 
Dauer der Offenlegung: 1 Monat 

Änderung des Planentwurfs

Erneute Beteiligungen
(§ 4 a Abs. 3 BauGB)

Satzungsbeschluss
(§ 10 Abs. 1 BauGB)

Abbildung 6



lungnahmen können während der Auslegungsfrist abge-

geben werden. Verspätete Stellungnahmen können bei 

der Beschlussfassung zum Bauleitplan unberücksichtigt 

bleiben. Die Möglichkeit der Abgabe einer Stellungnah-

me ist jedermann gegeben. Das Betroffensein jedes Ein-

zelnen ist nicht erforderlich. 

Die Bekanntmachung und die Auslegung stehen in einem 

engen Kontext zur planerischen Abwägung. Es soll inte-

ressierten Bürgern ermöglicht werden, mit Anregungen 

zur Planung beizutragen. Ferner soll den Planungsträgern 

ermöglicht werden, Materialien aus dem privaten Bereich 

mit in den Abwägungsprozess einfl ießen zu lassen. 

Folgende Informationen muss die Bekanntmachung der 

Ankündigung enthalten:

• Art des Planes und dessen räumlicher Geltungsbe-

reich;

• Ort der Auslegung;

• Dauer der Auslegung;

• Hinweis, dass während des Auslegungszeitraumes 

Stellungnahmen abgegeben werden können; 

• Hinweis, dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-

lungnahmen bei der Beschlussfassung über den 

Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können.

Prüfung der eingegangenen 
Stellungnahmen zum Entwurf des 
Bauleitplanes

Nach der Auslegungsfrist hat sich die Gemeinde mit den 

vorgebrachten Stellungnahmen auseinanderzusetzen. 

Als Abwägungsmaterial sollen die Stellungnahmen inner-

halb der Abwägung dienen, wobei die Gemeinde prüfen 

soll, ob die Stellungnahmen für die Abwägung tatsäch-

lich beachtlich sind. Eine Unbeachtlichkeit ergibt sich zum 

Beispiel,

• wenn es sich nicht um städtebauliche Gründe han-

delt,

• wenn das Vorbringen nicht schützenswert ist,

• wenn die Stellungnahme zu spät vorgebracht wird.

Den Einwendern ist das Ergebnis der Auseinandersetzung 

mitzuteilen. Die Gemeinde wird somit gezwungen, sich 

mit den Einzelheiten des Bauleitplanes intensiv auseinan-

derzusetzen. 

Die vorgebrachten Stellungnahmen erlangen insofern ein 

besonderes Gewicht, dass die Gemeinde dem Bauleitplan 

eine zusammenfassende Erklärung über die Art und Wei-

se beizufügen hat, wie die Umweltbelange und die Er-

gebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in 

dem Bauleitplan berücksichtigt wurden. Die Gemeinde 

hat auch darüber zu berichten, aus welchen Gründen der 

Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht 

kommenden  Planungsalternativen gewählt wurde. Vor 

dem Planbeschluss muss die Prüfung der Gemeinde ab-

geschlossen sein. Die Mitteilung der Prüfergebnisse kann 

nach dem Beschluss erfolgen. Zielen eine Vielzahl von 

Stellungnahmen inhaltlich in die gleiche Richtung, so 

kann die Mitteilung der Prüfergebnisse ersetzt werden, 

indem diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis er-

möglicht wird. 

Eine erneute Auslegung ist durchzuführen, wenn der 

Bauleitplanentwurf durch neue Erkenntnisse oder Stel-

lungnahmen nach der Auslegung oder Behördenbeteili-

gung geändert oder ergänzt wird. Das bedeutet auch, 

dass die Stellungnahmen erneut einzuholen sind. Es be-

steht die Möglichkeit, das Verfahren zu vereinfachen bzw. 

zu beschleunigen, indem die Gemeinde festsetzt, dass 

Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten 

Teilen abgegeben werden können. Dies hat die Gemein-

de in ihrer örtlichen Bekanntmachung zu berücksichti-

gen, indem sie auf dieses Vorgehen hinweist. Im Rahmen 

der Verfahrensvereinfachung und Beschleunigung kann 

die erneute Auslegung angemessen verkürzt werden. Die 

Einholung der Stellungnahmen der von der Änderung 

oder Ergänzung betroffenen  Öffentlichkeit sowie der 

 berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange kann beschränkt werden, wenn durch die Ände-

rungen oder Ergänzungen des Bauleitplanentwurfs die 

Grundzüge der Planung nicht berührt werden. 

Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan und 
Beschlussfassung zum Flächennutzungsplan

Die Gemeinde hat abschließend über den Bauleitplanent-

wurf, die möglichen Stellungnahmen und die gegebe-

nenfalls vorgebrachten gutachterlichen Äußerungen zu 

entscheiden. Der Bebauungsplan wird als Satzung be-

schlossen, wenn die Gemeinde über das Abwägungsma-

terial entschieden hat. Dem Flächennutzungsplan kommt 

auch ein Beschluss zu, obwohl er keine Rechtsnorm dar-

stellt. Die Zuständigkeit im Rahmen der  Beschlussfassung 

wird im jeweiligen Kommunalverfassungsrecht der Länder 

geregelt. Ebenso sind auch die Vorschriften zur Befan-

genheit von Ratsmitgliedern zu beachten.      

GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK: PLANEN UND BAUEN18      Friedrich-Ebert-Stiftung | KommunalAkademie



GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK: PLANEN UND BAUEN19      Friedrich-Ebert-Stiftung | KommunalAkademie

Wie andere Rechtsnormen bedürfen auch Bebauungsplä-

ne der Ausfertigung. Mit dieser Ausfertigung wird die 

Übereinstimmung der in der Urkunde befi ndlichen text-

lichen und /oder zeichnerischen Aussagen mit dem Wil-

len des Gemeinderates mit öffentlich-rechtlicher Wirkung 

bezeugt und darüber hinaus auch die Beachtung des für 

die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrens be-

zeugt. Vor seiner Bekanntmachung muss diese Ausfer-

tigung beim Bebauungsplan erfolgt sein. Eine Änderung 

zwischen Ausfertigung und Verkündung, ohne Beteili-

gung des Rates, führt zur Nichtigkeit des Planes. An-

schließend legt die Gemeinde den Flächennutzungsplan 

mit seiner Begründung und dem Umweltbericht der hö-

heren Verwaltungsbehörde (in NRW zum Beispiel der Be-

zirksregierung) zur Genehmigung vor. Der Genehmigung 

durch die höhere Verwaltungsbehörde bedürfen Bebau-

ungspläne nur, wenn sie nicht aus dem Flächennutzungs-

plan entwickelt sind. Bei der Vorlage der Bauleitpläne 

sind die nicht berücksichtigten Stellungnahmen mit 

einem Kommentar versehen beizufügen. 

Die Genehmigung des Flächennutzungsplans 
durch die höhere Verwaltungsbehörde  

Die höhere Verwaltungsbehörde übt im Genehmigungs-

verfahren eine ausschließliche Rechtskontrolle aus. Eine 

Genehmigung des Flächennutzungsplanes darf versagt 

werden, 

• wenn er nicht ordnungsgemäß zustande gekom-

men ist,

• wenn er dem BauGB widerspricht,

• wenn er den aufgrund des BauGB erlassenen 

Rechtsvorschriften widerspricht,

• wenn er sonstigen öffentlich-rechtlichen Rechtsvor-

schriften widerspricht.

Wenn die höhere Verwaltungsbehörde die Planung in-

haltlich nicht für gut befi ndet, darf sie sich einer Plange-

nehmigung trotzdem nicht verweigern. Die Prüfungsbe-

fugnisse der höheren Verwaltungsbehörde reichen nicht 

weiter als die der Verwaltungsgerichte. Die höhere Ver-

waltungsbehörde prüft,

• ob die Ziele der Bauleitplanung eingehalten wur-

den, 

• ob eine gerechte Abwägung vollzogen wurde,

• ob eine Anpassung an die Ziele der Raumordnung 

stattgefunden hat.   

Somit beschränkt sich die Prüfung auf die Einhaltung der 

gesetzlichen Vorschriften. Die höhere Verwaltungsbehör-

de kann die Genehmigung versagen und gleichzeitig 

 einen Änderungsvorschlag unterbreiten, der zu einer Ge-

nehmigungsfähigkeit führt. Durch einen sogenannten 

Beitrittsbeschluss kann die Gemeinde dem Vorschlag der 

höheren Verwaltungsbehörde inhaltlich zustimmen. Dies 

hat zur Folge, dass der Plan der höheren Verwaltungs-

behörde nicht noch einmal vorgelegt werden muss. Die 

Genehmigung kann bei Verstößen auch unter Aufl agen 

erteilt werden, wenn die Inhalte des Planes nicht berührt 

werden. In diesem Fall ist auch ein Beitrittsbeschluss 

 erforderlich. Sind die Versagungsgründe nicht auszuräu-

men, kann die höhere Verwaltungsbehörde räumliche 

oder sachliche Teile des Flächennutzungsplanes von der 

Genehmigung ausnehmen. 

Innerhalb von drei Monaten muss die höhere Verwal-

tungsbehörde über die Genehmigung des Flächennut-

zungsplanes entscheiden. Aus wichtigen Gründen kann 

diese Frist auch bis zu drei Monaten verlängert werden. 

Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie innerhalb der 

Frist unter Angabe von Gründen von der höheren Verwal-

tungsbehörde nicht abgelehnt wird. Mit der Genehmi-

gung darf die Gemeinde diese öffentlich bekannt ma-

chen. 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann die umstrittenen 

räumlichen und sachlichen Teile des Flächennutzungs-

planes vorweg genehmigen, wenn nur Teile des Flächen-

nutzungsplanes einer eingehenden rechtlichen Prüfung 

bedürfen, die sich nicht innerhalb von drei Monaten 

durchführen lässt. 

Falls die höhere Verwaltungsbehörde die Genehmigung 

nicht erteilt, dann liegt gegenüber der Gemeinde ein Ver-

waltungsakt vor. In diesem Fall besteht für die Gemeinde 

die Möglichkeit, durch eine Verpfl ichtungsklage die Auf-

hebung der Versagung zu begehren. Die Gemeinde kann 

sich ebenfalls gegen Aufl agen wehren, die der Genehmi-

gung der Bauleitpläne beigefügt worden sind.

Die Genehmigung des Bebauungsplanes 

Bebauungspläne bedürfen der Genehmigung durch die 

höhere Verwaltungsbehörde nur, wenn sie nicht aus dem 

Flächennutzungsplan entwickelt worden sind. Anderer-

seits werden Bebauungspläne, die auf der Vorgabe eines 

rechtsgültigen Flächennutzungsplanes beruhen, nicht der 

höheren Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorge-
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legt. Das heißt, dass der Bebauungsplan erst dann über-

prüft wird, wenn das Entwicklungsgebot nicht beachtet 

ist. 

Das Inkraftsetzen der Bauleitpläne

Durch die ordnungsgemäße ortsübliche Bekanntma-

chung der Genehmigung des Bebauungsplanes (bzw. des 

Beschlusses, soweit keine Genehmigung erforderlich ist) 

treten die Rechtswirkungen der Bauleitpläne ein:

• Der Flächennutzungsplan wird wirksam.

• Der Bebauungsplan tritt als Rechtsnorm in Kraft.

Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes können als 

Grundlage für die Entwicklung von Bebauungsplänen 

dienen, aber auch als öffentliche Belange gegen die Zu-

lässigkeit von Einzelbauvorhaben im planungsrechtlichen 

Außenbereich.

Da es sich bei dem Bebauungsplan um eine Satzung han-

delt, ist sie entsprechend zu verkünden. Die Wiedergabe 

der vielen Planfestsetzungen und Einzelheiten ist in der 

Bekanntmachung als unmöglich anzusehen. So erfolgt 

mit der Bekanntmachung der Genehmigung bzw. des 

Beschlusses der Hinweis, wo der Bebauungsplan eingese-

hen werden kann. Eine zusammenfassende Erklärung ist 

dem jeweiligen Bauleitplan über die Art und Weise beizu-

fügen, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 

Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem jewei-

ligen Bauleitplan berücksichtigt wurden. Ferner soll damit 

dokumentiert werden, aus welchen Gründen der Plan 

nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kom-

menden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt 

wurde. Es ist Teil des zweistufi gen Verkündungsverfah-

rens, dass die beschlossenen und gegebenenfalls geneh-

migten Bauleitpläne zu jedermanns Einsicht bei der in der 

Bekanntmachung angegebenen Stelle bereitgehalten 

werden.  

Es ist nicht erforderlich, dass in der Bekanntmachung der 

Genehmigung auf die Aufl agen hingewiesen wird, wenn 

die Gemeinde durch einen ergänzenden Satzungsbe-

schluss mögliche Aufl agen der höheren Verwaltungsbe-

hörde durch Beitrittsbeschluss in ihren gesetzgeberischen 

Willen aufnimmt. Es gibt keine zeitliche Begrenzung für 

die Bereithaltung der Bauleitpläne und ihrer Begrün-

dung.   

Auf die Rechtsfolgen und eventuelle Entschädigungsan-

sprüche ist in der Bekanntmachung der Genehmigung 

bzw. des Beschlusses des Bebauungsplans hinzuweisen. 

Geschieht dies nicht, wird die Wirksamkeit der Bekanntma-

chung nicht tangiert, die in den aufgeführten Bestimmun-

gen genannten Fristen beginnen jedoch nicht zu laufen. 

Aufhebung, Änderung und 
Ergänzung von Bauleitplänen

Grundsätzlich gelten die Vorschriften zum Aufstellungs-

verfahren auch für die Aufhebung, Änderung und Ergän-

zung von Bauleitplänen. Diese Vorschriften gelten für die 

Aufhebung eines Bauleitplanes nur, wenn der Plan er-

satzlos beseitigt werden soll. Ansonsten wird der alte 

Plan durch eine neue Planung überdeckt und auf diese 

Weise aufgehoben. Eine besondere Rücksichtnahme er-

fordert die Aufhebung, Änderung oder Ergänzung von 

Bauleitplänen auf die Betroffenen, da bereits eine Pla-

nausweisung besteht, auf deren Bestand man vertrauen 

durfte. 

In zwei Fällen lässt das Gesetz eine Vereinfachung und 

Beschleunigung des Verfahrens zur Änderung und Ergän-

zung eines Bauleitplanes zu:

• wenn der Bauleitplan nur unwesentlich geändert 

wird,

• wenn bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes die 

Vorgaben nicht wesentlich verändert werden.

Wenn durch die Änderung oder Ergänzung eines Bauleit-

planes die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, 

kann ein einfaches Verfahren angewendet werden. Vo-

raussetzung ist hierbei ebenfalls, dass keine Umweltver-

träglichkeitsprüfung erforderlich ist und Umweltschutz-

güter nicht beeinträchtigt werden. 

Die Grundzüge der Planung werden nicht berührt, wenn 

der Bauleitplan den planerischen Grundgedanken sowie 

die Ziele und Zwecke des Bauleitplanes beibehält und nur 

geringfügige Änderungen beabsichtigt sind. Das heißt, 

dass sich die der Planung zugrundeliegende städtebau-

liche Konzeption und die Austarierung der unterschied-

lichen Interessen nicht ändert. Doch je mehr Grundstücke 

durch eine Änderung betroffen sind und je größer die 

Bedeutung des planerischen Inhalts ist, umso weniger 

besteht für die Gemeinde die Möglichkeit, von dem ver-

einfachten Verfahren Gebrauch zu machen.  
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Das vereinfachte Verfahren kommt auch dann zur An-

wendung, wenn die Eigenart der näheren Umgebung 

nicht berührt wird. Weiterhin wird es  angewendet, wenn 

durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes in einem 

sogenannten unbeplanten Innenbereich der Zulässig-

keitsmaßstab, der sich aus der vorhandenen Eigenart der 

näheren Umgebung ergibt, nicht wesentlich verändert 

wird. Von Bedeutung ist deshalb, ob die bereits beste-

hende Bebauung in der näheren Umgebung im Wesent-

lichen erhalten bleibt. Somit muss es sich um bestands-

sichernde Bebauungspläne handeln und nicht um Pläne, 

die neues Baurecht schaffen. Ferner darf keine Umwelt-

verträglichkeitsprüfung erforderlich und es dürfen keine 

Umweltschutzgüter betroffen sein. 

Im Rahmen des vereinfachten Verfahrens kann dann auf 

die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

verzichtet werden. Eine eingeschränkte Beteiligung der 

jeweils Betroffenen kann statt der Auslegung und der ab-

schließenden Behördenbeteiligung durchgeführt werden. 

Auch die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen kann die 

Gemeinde verkürzen. Ebenfalls können die Durchführung 

einer Umweltprüfung und die Erstellung eines Umwelt-

berichts entfallen. Es kann auch vom Hinweis auf vorlie-

gende Umweltinformationen abgesehen werden. Dann 

ist auch ein Monitoring für die Gemeinde  nicht verpfl ich-

tend. 

Beschließt die Gemeinde einen Bauleitplan im Rahmen 

des vereinfachten Verfahrens, der aber im „Normalver-

fahren“ hätte beschlossen werden müssen, kann dies zur 

Nichtigkeit des Bauleitplanes führen. 

Auch eine Änderung oder Ergänzung eines Bauleitplans 

stellt eine gemeindliche Satzung dar, die eines Satzungs-

beschlusses und einer Verkündigung bedarf.    



• Kleinsiedlungsgebiete (WS)
 (z. B. Gartenbaubetriebe, Geschäfte zur Versorgung 

des Gebietes),

• Reine Wohngebiete (WR)
 (z. B. Wohngebäude),

• Allgemeine Wohngebiete (WA)
 (z. B. Handwerksbetriebe nicht störender Art, Anla-

gen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheit-

liche Zwecke, Schank- und Speisewirtschaften),

• Besondere Wohngebiete (WB)
 (z. B. Anlagen für sportliche Zwecke, Betriebe des Be-

herbergungsgewerbes, Geschäfts- und Bürogebäude), 

• Dorfgebiete (MD)
 (z. B. Einzelhandelsbetriebe, nicht störende Gewer-

bebetriebe, Tankstellen), 

• Mischgebiete (MI)
 (z. B. Sonstige Gewerbebetriebe, Vergnügungsstätten), 

• Kerngebiete (MK)
 (z. B. Einkaufszentren, Geschäfts- und Büroräume), 

• Gewerbegebiete (GE)
 (z. B. Anlagen für sportliche Zwecke, sonstige Ge-

werbebetriebe, Tankstellen),

• Industriegebiete (GI)
 (z. B. Gewerbebetriebe störend und nicht störend, 

Industriebetriebe, Tankstellen),

• Sondergebiete (SO)
 (z. B. Einkaufszentren, großfl ächiger Einzelhandel). 

Innerhalb der BauNVO werden diese typisierten Bauge-

biete mit ihren Regelungen über die Zulässigkeit von Bau-

vorhaben nach einem gleichförmigen Muster dargestellt. 

So wird zunächst beschrieben, welchem Zweck das Bau-

gebiet dient. Mit der Zweckbestimmung des Baugebietes 
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7.5 Die Baunutzungs-Verordnung

Jost Bartkowiak

Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung

Die Regelungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

über die Art der baulichen Nutzung, das heißt über die in 

den Baugebieten zulässigen Nutzungen der baulichen 

Anlagen, werden zum Inhalt eines Bebauungsplanes, 

wenn dieser keine Modifi zierung trifft. Sie gelten dann 

unmittelbar für den durch den Plan Betroffenen. 

Im Rahmen von Einzelgenehmigungen sind die Vor-

schriften der BauNVO über die Art der baulichen Nutzung 

innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 

für die Beurteilung von Vorhaben im jeweiligen Einzelfall 

anzuwenden. Voraussetzung ist dabei, dass die Eigenart 

der näheren Umgebung nach der vorhandenen Bebau-

ung einem der in der BauNVO dargestellten Baugebiete 

entspricht.

Die BauNVO unterscheidet nach der allgemeinen Art der 

baulichen Nutzung nachfolgende Baufl ächen, die im Flä-

chennutzungsplan dargestellt werden können:

• Wohnbaufl ächen (W),

• Gemischte Baufl ächen (M),

• Gewerbliche Baufl ächen (G),

• Sonderbaufl ächen (S).

Es können im Flächennutzungsplan auch Baugebiete dar-

gestellt werden, sofern dies erforderlich ist. Wenn die Zu-

lassung von Bauvorhaben geregelt werden soll, müssen 

Festsetzungen im Bebauungsplan erfolgen. Folgende 

Baugebiete können gemäß der BauNVO ausgewiesen 

werden:



wird gleichfalls der generelle Rahmen für den Störgrad 

der dort zulässigen baulichen und sonstigen Anlagen be-

schrieben. Dann wird im Einzelnen aufgeführt, welche 

baulichen Anlagen im Baugebiet grundsätzlich zulässig 

sind. Im Anschluss daran werden die ausnahmsweise zu-

lässigen Nutzungsarten benannt. Die Bestimmungen der 

BauNVO über die Zweckbestimmung des Baugebietes 

und die allgemeine oder ausnahmsweise Zulässigkeit von 

Vorhaben werden Bestandteil des Bebauungsplanes, 

 soweit die Gemeinde keine andere Regelung trifft. Im 

Rahmen einer horizontalen Gliederung können zum Bei-

spiel Regelzulässigkeiten ausgeschlossen, in Ausnahmen 

umgewandelt oder auch Ausnahmen ausgeschlossen 

werden. 

Ebenso können vertikale Regelungen für Geschosse, Ebe-

nen oder sonstige Teile baulicher Anlagen getroffen wer-

den. Doch bei allen Möglichkeiten der Differenzierung 

seitens der Gemeinde muss die allgemeine Zweckbestim-

mung des Baugebietes gewahrt bleiben bzw. müssen di-

ese durch besondere städtebauliche Gründe gerechtfer-

tigt sein.

Im Einzelfall können zulässige bauliche oder sonstige An-

lagen unzulässig sein, wenn sie nach ihrer Anzahl, ihrer 

Lage, ihrem Umfang oder ihrer Zweckbestimmung der 

Eigenart des Baugebietes widersprechen. Dies gilt auch, 

wenn von ihnen Belästigungen oder Störungen ausge-

hen können, die nach der Eigenart des Baugebietes für 

dieses selbst oder für seine Umgebung unzumutbar sind. 

Das heißt, dass im Einzelfall bauliche Anlagen dem Recht 

widersprechen können, obwohl sie im sogenannten Nut-

zungskatalog der BauNVO benannt werden. Dies kann 

an der Atypik der Anlage innerhalb des Baugebietes lie-

gen, weil sie unzumutbare Belästigungen und Störungen 

verursacht. 

Bezogen auf ein Bauvorhaben hat der Einzelne auch die 

Interessen seiner Nachbarn zu wahren. Er darf bei Kon-

fl ikten, welche sich aus der Nachbarschaft unterschied-

licher Nutzungen ergeben, ihre Interessen nicht in unzu-

mutbarer Weise beeinträchtigen. Dies gilt auch bei der 

Änderung einer baulichen Anlage oder aber bei einer 

Nutzungsänderung oder Erweiterung. 

Grundsätzlich sind in allen Baugebieten Stellplätze und 

Garagen zulässig. Ebenfalls ist in allen Baugebieten – mit 

Ausnahme der Sondergebiete – die Berufsausübung von 

freiberufl ich Tätigen (zum Beispiel Ärzte, Rechtsanwälte, 

Architekten, Wirtschaftsprüfer) und von solchen Gewer-

betreibenden zulässig, die ihren Beruf in ähnlicher Art 

ausüben (zum Beispiel Handelsvertreter, Versicherungs-

agenten, Masseure). Das heißt, dass Nutzungen, die nicht 

unter die gesetzlichen Regelungen fallen (zumeist son-

stige gewerbliche Tätigkeiten) nicht in allen Baugebieten 

zulässig sind.  
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Allgemeine Aspekte der Baugebietsausweisungen (Vgl. Kuschnerus 2010)

Typenvorgabe
durch die BauNVO

Die Gemeinde muss sich der in der BauNVO vorgegebenen 
Baugebietstypen bedienen.

Die Wahl des Typs führt zur Anwendung des betreffenden 
Nutzungskataloges der BauNVO.

Die Gemeinde kann im Rahmen der Zweckbestimmung des 
jeweiligen Typs Feinsteuerungen festsetzen. 

Bei Sondergebieten kann die Gemeinde die zulässigen 
Nutzungsarten selbst defi nieren und konkretisieren.

Auswahl des Gebietstyps Die Auswahl des Baugebietstyps ist am tatsächlich gewollten 
Nutzungsspektrum auszurichten.

Der gewählte Baugebietstyp bestimmt die 

• immissionsschutzrechtlichen Schutzmaßstäbe

• konkrete Gebietsverträglichkeit von Nutzungsarten, die in ver-
schiedenen Baugebieten zulässig sind.

Die Wahl des Baugebietes begründet den 
Gebietserhaltungsanspruch.

Abbildung 7
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Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Nutzung

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung wer-

den auch in der BauNVO geregelt. Es können Festset-

zungen, wie zum Beispiel die Zahl der Vollgeschosse, ge-

troffen werden. Der Begriff des „Vollgeschosses“ wird in 

der Bauordnung geregelt. Die Gemeinde kann die Zahl 

der Vollgeschosse entweder als zwingend oder als Höchst-

grenze festsetzen. Findet die Festsetzung einer Höchst-

grenze statt, so kann zugleich auch eine Mindestgrenze 

festgesetzt werden.

Ferner können Festsetzungen hinsichtlich der Grundfl ä-

chenzahl (GRZ) oder über die Größe der Grundfl äche 

(GR) der baulichen Anlagen getroffen werden. Bei der 

Grundfl ächenzahl handelt es sich um die Angabe, die 

ausdrückt, wieviel Quadratmeter Grundfl äche pro Qua-

dratmeter bebaubarer Grundstücksfl äche zulässig sind. 

Gemäß der BauNVO bezieht sich die Grundfl äche auf 

den Teil des Grundstückes, der von baulichen Anlagen 

überdeckt werden darf. Von Bedeutung für die Ermitt-

lung der zulässigen Grundfl äche ist die Fläche des Bau-

grundstückes, die sich im Bauland und hinter der im 

 Bebauungsplan festgesetzten Straßenbegrenzungslinie 

befi ndet. Fehlt eine Straßenbegrenzungslinie, dann ist 

die Fläche des Baugrundstückes von Bedeutung, die hin-

ter der Straßengrenze liegt. Die Grundfl ächen von Ne-

benanlagen werden auf die zulässige Grundfl äche nicht 

angerechnet. Für Balkone, Loggien, Terrassen sowie für 

bauliche Anlagen, die nach Landesrecht in den Abstands-

fl ächen zulässig sind oder zugelassen werden können, 

gilt diese Regelung ebenfalls.  

Es können auch Festsetzungen bezüglich der Geschoss-

fl ächenzahl (GFZ), der Geschossfl äche (GF), der Baumas-

senzahl (BMZ) oder der Baumasse (BM) getroffen werden. 

Mit der Geschossfl ächenzahl wird bestimmt, wieviel Qua-

dratmeter Geschossfl äche je Quadratmeter Grundstücks-

fl äche zulässig sind. In Industriegebieten wählt man statt 

der Geschossfl ächenzahl die sogenannte Baumassenzahl 

als Festsetzung. Sie gibt an, wieviel Kubikmeter Bau masse 

je Quadratmeter Grundstücksfl äche zulässig sind. 

Nach den Außenmaßen der Gebäude wird die Geschoss-

fl äche in allen Vollgeschossen ermittelt. Es besteht die 

Möglichkeit, dass Garagengeschosse unberücksichtigt 

bleiben, wenn in dem entsprechenden Bebauungsplan 

deren Nichtanrechnung auf die Zahl der Vollgeschosse 

festgesetzt oder als Ausnahme vorgesehen ist. Diese 

Möglichkeit einer Nichtberücksichtigung besteht auch 

bei Stellplätzen und Garagen in Vollgeschossen. 

Als Festsetzung für das Maß der baulichen Nutzung 

kommt auch die Höhe von baulichen Anlagen in Betracht. 

Die Höhe baulicher Anlagen kann zwingend als Höchst- 

oder Mindestgrenze festgesetzt werden. Die Gemeinde 

hat aber auch die Möglichkeit, sowohl eine Höchstgrenze 

als auch eine Mindestgrenze als Rahmen festzusetzen. 

Bei der Ausweisung einer Baumassenzahl in Industrie- 

und Sondergebieten kann die Festlegung der Gebäude-

höhe als zweckmäßig angesehen werden. Ebenfalls ist 

auch die Festlegung der Mindesthöhe bzw. Höchstgrenze 

von Wohngebäuden insbesondere in bebauten Bereichen 

oder dort, wo eine bestimmte Aussicht sichergestellt wer-

den soll, vorstellbar. 

Festsetzungen zur Bauweise

Eine wesentliche Festsetzung zur Bauweise ist die Rege-

lung, welchen seitlichen Grenzabstand die Gebäude auf 

den Grundstücken einzuhalten haben. Zum zwingenden 

Inhalt eines qualifi zierten Bebauungsplanes gehört diese 

Festsetzung nicht. Aus der BauNVO ergeht ebenfalls die 

Möglichkeit der offenen und der geschlossenen Bauwei-

se. Bei der offenen Bauweise werden Gebäude mit einem 

seitlichen Grenzabstand, dem sogenannten Bauwich, als 

Einzelhäuser oder Doppelhäuser oder als Hausgruppe mit 

einer Länge von maximal 50 Metern errichtet. Bei der 

 geschlossenen Bauweise werden die Gebäude ohne  

einen seitlichen Grenzabstand errichtet. Die offene Bau-

weise wird mit einem „o“ im Bebauungsplan festgesetzt, 

die geschlossene Bauweise mit einen „g“. Sofern Fest-

setzungen über die Bauweise als auch über die über-

baubaren Grundstücksfl ächen innerhalb eines Bebau-

ungsplanes dargestellt sind, so ist bei möglichen gegen-

sätzlichen Aussagen die festgesetzte Bauweise nachran-

gig gegenüber den Festsetzungen zu den überbaubaren 

Grundstücksfl ächen. 



Festsetzungsmöglichkeiten im Bebauungsplan (Schröter, 2008) Abbildung 8
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Mit den Festsetzungen zur Bauweise ist der Rückgriff auf 

bauordnungsrechtliche Vorschriften über den einzuhal-

tenden Grenzabstand und die erforderlichen Abstands-

fl ächen verbunden. Erfolgen die Festsetzungen über die 

Bauweise aus städtebaulichen Erwägungen, dienen die 

bauordnungsrechtlichen Vorschriften über die Abstände 

der Gefahrenabwehr, wie zum Beispiel zwecks gesunder 

Wohnverhältnisse,  Besonnung, Durchlüftung, oder nöti-

ger Abstände für den Brandschutz. 

Es kann auch von der offenen oder geschlossenen Bau-

weise abgewichen werden. Eine sogenannte abwei-

chende Bauweise würde als Sonderbauweise festgesetzt 

werden. Atriumhäuser oder Staffelhausbebauungen sind 

typische Beispiele für eine Sonderbauweise. Im Bebau-

ungsplan ist es erforderlich, dass die abweichende Bau-

weise durch textliche oder zeichnerische Darstellung in-

haltlich genau bestimmt wird. Auch wenn die Bauweise 

festgesetzt wurde, ist die Gemeinde nicht davon befreit, 

das Maß der baulichen Nutzung festzulegen. 

Festsetzungen zur überbaubaren 
Grundstücksfl äche

Baulinien, Baugrenzen und / oder Bebauungstiefen be-

grenzen die überbaubare Grundstücksfl äche, auf der 

bauliche Anlagen errichtet werden dürfen. So ist die 

überbaubare Grundstücksfl äche nicht identisch mit der 

zulässigen Grundfl äche. Durch die zulässige Grundfl äche 

wird nur ein rechnerischer Anteil der Grundstücksfl äche 

bezeichnet. Mit der Festsetzung einer überbaubaren 

Grundstücksfl äche wird ein räumlicher Teil des Grund-

stücks bezeichnet. In diesem sogenannten Baufenster 

darf gebaut werden. Die Festsetzung einer überbaubaren 

Grundstücksfl äche regelt die Verteilung der baulichen 

Nutzung auf dem Grundstück, aber nicht das Maß der 

baulichen Nutzung. 

Erfolgt die Festsetzung einer Baulinie, so muss auf ihr ge-

baut werden. Ein geringfügiges Abweichen ist zulässig. 

Bei der Festsetzung einer Baugrenze dürfen Gebäude 



und Gebäudeteile diese nicht überschreiten. Ein Unter-

schreiten ist möglich. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 

geringfügigem Ausmaß kann allerdings zugelassen wer-

den. Ist eine Bebauungstiefe festgesetzt, die von der tat-

sächlichen Straßengrenze oder von einer im Bebauungs-

plan festgelegten Grenze ab zu ermitteln ist, so dürfen 

Gebäude und Gebäudeteile diese nicht überschreiten. Le-

diglich ein geringfügiges Vortreten von Gebäudeteilen 

kann auch hier zugelassen werden.    

         

Im Baugenehmigungsverfahren können auf den nicht 

überbaubaren Grundstücksfl ächen Nebenanlagen im 

Sinne der BauNVO zugelassen werden, die in den Ab-
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standsfl ächen zulässig sind bzw. zugelassen werden kön-

nen. Bei der Planung sollte daher bedacht werden, ob die 

Zulässigkeit von Nebenanlagen ganz oder teilweise aus-

geschlossen werden soll. 

Nebenanlagen müssen dem Nutzungszweck der in dem 

Baugebiet gelegenen Grundstücke dienen und dürfen 

seiner Eigenart nicht widersprechen. Das Merkmal „unter-

geordnet“ ist nur erfüllt, wenn die Nebenanlage nicht nur 

in ihrer Funktion, sondern auch räumlich-gegenständlich 

dem primären Nutzungszweck der in dem Baugebiet gele-

genen Grundstücke zu- oder untergeordnet ist und wenn 

die Nebenanlage diesem Nutzungszweck dient. 



Lagerstätten eine Überprüfung nach den §§ 30 bis 37 

BauGB vorzunehmen. Der § 29 BauGB gibt vor, in wel-

chen Fällen nach planungsrechtlichen Grundsätzen die 

Zulässigkeit von Vorhaben zu beurteilen ist. 

Der planungsrechtliche Begriff der baulichen Anlage ist 

nicht dem Begriff in den Landesbauordnungen gleichzu-

setzen. Er deckt sich aber in Teilen mit diesem. Während 

nämlich der bauordnungsrechtliche Begriff zum Inhalt 

hat, ob ein Bauvorhaben im allgemeinen Interesse unter 

Beachtung ordnungsrechtlicher Vorschriften ausgeführt 

werden soll, geht es beim planungsrechtlichen Begriff um 

die Frage, ob das zu beurteilende Vorhaben für die städ-

tebauliche Ordnung und Entwicklung erheblich und des-

halb materiell den Vorschriften des Bodenrechtes zu un-

terziehen ist. 

Unter den bundesrechtlichen Begriff der baulichen Anla-

ge fallen solche Vorhaben, die in einer auf Dauer ge-

dachten Weise künstlich mit dem Erdboden verbunden 

und in ihrer Größe und ihrer Funktion geeignet sind, das 

Bedürfnis nach einer ihrer Zulässigkeit regelnden verbind-

lichen Bauleitplanung hervorzurufen. So umfasst der Be-

griff der baulichen Anlage also einerseits das in einem 

weiten Sinn zu verstehende Merkmal des Bauens und an-

dererseits das einschränkende Merkmal einer möglichen 

planungsrechtlichen Bedeutung. Eine derartige Bedeu-

tung setzt voraus, dass das Vorhaben auch überhaupt 

Gegenstand bauplanerischer Festsetzungen nach dem 

BauGB sein kann. Zum Bundesrecht gehört die städte-

bauliche Bedeutung eines Vorhabens und kann deshalb 

nicht durch die unterschiedlichen Landesgesetzgeber ge-

regelt werden. 
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GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK

7.6 Die Zulässigkeit von Vorhaben

Jost Bartkowiak

1. Genehmigungsanspruch und 
 Vorhabenbegriff 

Sind bisher die Möglichkeiten der gemeindlichen Einfl uss-

nahme auf das bauliche Geschehen innerhalb der Kom-

mune dargestellt worden, soll nun aufgezeigt werden, 

unter welchen Bedingungen ein geplantes Bauvorhaben 

verwirklicht werden darf.    

Genehmigungsanspruch 

Das BauGB hat unter anderem die Funktion, den Inhalt 

und die Schranken des Eigentums zu bestimmen und 

kann deshalb als Ausführungsgesetz zum Artikel 14 des 

Grundgesetzes gesehen werden. Der Eigentümer hat so-

mit das Recht, sein Grundstück im Rahmen des Gesetzes 

zu bebauen und zu nutzen. Darauf aufbauend wird im 

Baurecht ein letztlich auf die jeweiligen Artikel im Grund-

gesetz fußender Rechtsanspruch auf die Erteilung der 

Baugenehmigung anerkannt, wenn die Voraussetzungen 

der bauplanungsrechtlichen Vorschriften erfüllt sind und 

dem Vorhaben auch keine sonstigen öffentlich-recht-

lichen Vorschriften entgegenstehen. Sind die planungs-

rechtlichen, die bauordnungsrechtlichen und sonstigen 

öffentlich-rechtlichen Vorschriften eingehalten, ist die 

 Behörde angehalten, die Baugenehmigung zu erteilen. 

Vorhabenbegriff

Entsprechend den Regelungen im BauGB ist für Vorha-

ben, die die Errichtung, Änderung oder Nutzungsände-

rung von baulichen Anlagen zum Inhalt haben, und für 

Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfanges 

sowie für Ausschachtungen, Ablagerungen einschließlich 



In der Praxis decken sich zumeist die bundes- und landes-

rechtlichen Begriffe der baulichen Anlage. 

So hat die Änderung einer baulichen Anlage – wie auch 

die Errichtung dieser – eine Bautätigkeit zum Inhalt. Bau-

werke werden aber nicht einfach so errichtet, sondern sie 

erfahren im Regelfall auch eine Funktionszuweisung. 

Dementsprechend gehört die Art der Nutzung des Bau-

werkes zu einem der Wesensmerkmale, welche Wirkung 

es auf seine Umgebung erzeugt. Wenn also die bisherige 

Funktion in rechtserheblicher Weise geändert wird, dann 

unterliegt dieser Vorgang der Beurteilung nach §§ 30 bis 

37 BauGB. 

An der Stelle, wo die Landesbauordnungen auf das prä-

ventive Baugenehmigungsverfahren im Interesse einer 

Vereinfachung verzichten, gilt das materielle Baupla-

nungsrecht des Bundes. Ebenso kann auch eine Freistel-

lung nicht von der Einhaltung der bauplanungsrecht-

lichen Bestimmungen befreien. Die §§ 30 bis 37 BauGB 

gelten auch dann, wenn ein Vorhaben keiner Genehmi-

gung, Anzeige oder Zustimmung nach den Landesbau-

ordnungen bedarf. Den Ländern obliegt durch Maßnah-

men der nachgehenden Bauaufsicht bis zur Beseitigung 

die Pfl icht, dass keine Vorhaben entstehen, die öffentlich-

rechtlichen Bestimmungen widersprechen.    

Neben einer Unvereinbarkeit mit bauplanungs- und bau-

ordnungsrechtlichen Bestimmungen kann auch gegen 

sonstiges öffentliches Recht verstoßen werden. Dies kann 

der Fall sein bei einem Widerspruch zu Normen im Be-

reich des Natur- und Landschaftsschutzes, des Denk-

malschutzes, des Wasserschutzes und des Luft- und Stra-

ßenverkehrs. 

2. Vorhabenzulässigkeit 
 im Bebauungsplan-Bereich

Ein Vorhaben ist im Geltungsbereich eines sogenannten 

qualifi zierten Bebauungsplanes zulässig, wenn dieser al-

lein oder gemeinsam mit sonstigen baurechtlichen Vor-

schriften mindestens Festsetzungen zu folgenden As-

pekten enthält:

• die Art der baulichen Nutzung,

• das Maß der baulichen Nutzung,

• die überbaubaren Grundstücksfl ächen, 

• die örtlichen Verkehrsfl ächen.

Voraussetzung ist weiterhin, dass das Vorhaben den Plan-

festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung 

gesichert ist. Dies gilt auch für den Geltungsbereich eines 

vorhabenbezogenen Baubauungsplanes. 

Es handelt sich um einen einfachen Bebauungsplan, 

wenn für die Beurteilung eines Vorhabens der maßgeb-

liche Bebauungsplan nicht die Mindestfestsetzungen ent-

hält. Neben den Festsetzungen im Bebauungsplan gelten 

dann die §§ 34 und 35 BauGB. So ist zu ermitteln, ob das 

Grundstück,  auf dem ein Vorhaben verwirklicht werden 

soll, innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

oder im Außenbereich liegt. 

Maßstab der planungsrechtlichen Beurteilung    

Die geltenden Festsetzungen für die zu bebauende Flä-

che ergeben, ob ein Vorhaben den Festsetzungen des 

qualifi zierten Bebauungsplanes entspricht. Dabei ist zu 

beachten, dass die §§ 2 bis 14 BauNVO ergänzender Be-

standteil des Bebauungsplanes sind, sofern die Gemein-

de keine überarbeiteten Festsetzungen getroffen hat. 

Wenn ein Vorhaben nach den Festsetzungen des Bebau-

ungsplanes nur ausnahmsweise innerhalb des Plange-

bietes zulässig ist, so besteht – anders als bei der Regel-

zulässigkeit – kein Anspruch auf eine Genehmigung des 

Vorhabens. Bei einer derartigen Fallkonstellation wäre zu 

prüfen, ob eine Ausnahme nach § 31 BauGB erteilt wer-

den könnte. 

Erfordernis einer gesicherten Erschließung

Die Erschließung muss ungeachtet dessen gesichert sein, 

um welche Art von Vorhaben es sich handelt:

• Vorhaben im Innenbereich,

• Vorhaben im Außenbereich, 

• Vorhaben in einem Bereich, für den aktuell ein 

 Bebauungsplan aufgestellt wird.

Im BauGB ist im Einzelnen nicht geregelt, welche Anfor-

derungen an die Erschließung zu stellen sind. Vielmehr ist 

der Begriff der „Erschließung“ ein bundesrechtlicher Be-

griff. Zumeist decken sich die Anforderungen an eine ge-

sicherte planungsrechtliche Erschließung mit den Krite-

rien, die die Landesbauordnungen zur Gefahrenabwehr 

aufstellen. So empfi ehlt es sich, die landesrechtlichen 

 Regelungen aus dem Bauordnungsrecht anzuwenden. 
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• Das Grundstück muss über eine öffentliche Ver-

kehrsfl äche anfahrbar sein.

• Es muss mit Strom und Wasser versorgt sein.

• Es muss gefahrlos zu erreichen sein.

Gleichfalls sollen die Erschließungsanlagen in ihrer Di-

mensionierung der Bebauung angepasst sein. 

Zur Erschließung eines Baugrundstückes zählen folgende 

Bereiche: 

•  Zuwegung

Das Baugrundstück muss an einer angemessenen, be-

fahrbaren, öffentlichen Verkehrsfl äche liegen oder es 

muss eine befahrbare, öffentlich-rechtlich gesicherte Zu-

fahrt zu einer befahrbaren, öffentlichen Verkehrsfl äche 

aufweisen. 

Es kann auch eine Zufahrt über ein fremdes Grundstück 

sein, wenn diese öffentlich-rechtlich durch eine Baulast 

gesichert ist. Eine privat-rechtliche Dienstbarkeit ist nicht 

noch zusätzlich erforderlich. Indes ist durch ein Notwege-

recht keine ausreichende Sicherung gegeben. 

Feuerlöschfahrzeuge, Rettungswagen, Müllabfuhrfahr-

zeuge etc. müssen die Erschließungsanlage zum Grund-

stück gefahrlos befahren können. Feldwege, Forstwege 

und unbefestigte Wirtschaftswege sind keine ausrei-

chenden Zufahrten. 

Bezogen auf die Breite der Zufahrt muss ein gefahrloser 

Begegnungsverkehr von Fahrzeugen möglich sein. Insbe-

sondere müssen Rettungsfahrzeuge auch an liegenge-

bliebenen Fahrzeugen vorbeifahren können. Für eine 

enge Zufahrt zu einem Baugrundstück können Halte-

buchten keinen Ausgleich darstellen. Handelt es sich um 

kurze Stichstraßen und Wege, sind die Anforderungen 

nicht so hoch anzusetzen. Bei sogenannten Wohnwegen 

muss eine Befahrbarkeit gewährleistet sein, wenn sie län-

ger als 50 Meter sind. 

•  Versorgung

Bis zum Beginn der Benutzung eines Gebäudes muss die 

Wasserversorgungsanlage im erforderlichen Umfang fer-

tiggestellt sein. Besteht keine Möglichkeit, dass ein Was-

serleitungsnetz angeschlossen werden kann, obliegt dem 

Bauherrn die Pfl icht zum Nachweis, dass eine eigene 

Wassergewinnungsanlage die erforderliche Wassergüte 

und -menge erbringen kann. 

•  Entsorgung 

Von dem Grundstück muss eine einwandfreie Müllbesei-

tigung, aber auch Abwasserbeseitigung möglich sein. 

Ähnlich der Versorgung dürfen Gebäude nur errichtet 

werden, wenn gesichert ist, dass bis zum Beginn ihrer 

Benutzung die Abwasseranlagen benutzbar sind und die 

Abwasserbeseitigung entsprechend den wasserrecht-

lichen Vorschriften sichergestellt ist. Fehlt eine Sammel-

kanalisation, muss der Bauherr nachweisen, dass eine 

ordnungsgemäße Abwasseranlage auf dem Grundstück 

vorhanden ist. Im Rahmen der Abwasserbeseitigung sind 

die Anforderungen des Wasserhaushaltsgesetzes zu be-

achten. 

Die Erschließungsanlagen können gleichzeitig mit dem 

Bau des Gebäudes ausgeführt werden. Zum Zeitpunkt 

der Entscheidung über den Bauantrag muss jedoch ge-

sichert sein, dass die genannten Anlagen rechtzeitig fer-

tiggestellt sein werden. Wenn dies nicht der Fall sein 

sollte, ist eine Genehmigung abzulehnen.   

3. Möglichkeiten von Ausnahmen und   
 Befreiungen

Abweichend von den Festsetzungen eines Bebauungs-

planes kann ein Vorhaben zugelassen werden. Das BauGB 

eröffnet die Möglichkeit zu solchen Ausnahmen von den 

Festsetzungen des Bebauungsplanes, die darin nach Art 

und Umfang ausdrücklich vorgesehen sind. Ebenfalls 

wird die Erteilung einer Befreiung von den Festsetzungen 

des Bebauungsplanes ermöglicht. Im Fokus dieser Rege-

lungen steht der Einzelfall. Die jeweilige Entscheidungs-

fi ndung unterliegt dem Ermessen. Das Ermessen kann 

durch eine übereinstimmende Behandlung gleich gela-

gerter Fälle gebunden sein. Eine sachgerechte Ermes-

sensausübung liegt auch vor, wenn die Behörde zuun-

gunsten eines Bauwilligen entscheidet, um entsprechende 

Berufungsfälle zu verhindern.  

Bei den Ausnahmen besteht die Möglichkeit, diese im 

Text des Bebauungsplanes ausdrücklich zuzulassen. Fer-

ner kann auf Regelungen in der Baunutzungsverordnung 

verwiesen werden, die wiederum Ausnahmen enthalten. 

In der Entscheidungspraxis ist auch sachgerecht, wenn 

zunächst im Wege der Ausnahme Entscheidungen zu-

gunsten des jeweiligen Bauherrn getroffen werden, aber 

sich dann die Haltung ändert, um die Ausnahmen nicht 

zum Regelfall werden zu lassen. Die Folge könnte sonst 
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beispielsweise ein „Umkippen“ des Gebietscharakters 

sein. Die behördliche Entscheidung der Bauaufsichtsbe-

hörde hat im Einvernehmen mit der Gemeinde zu erfol-

gen, welche wiederum die Trägerin der Planungshoheit 

ist. Damit wird der Gemeinde die Möglichkeit einge-

räumt, darüber zu entscheiden, ob sie die Veränderung 

eines Gebietscharakters durch die Erteilung von Ausnah-

men für vertretbar hält. 

Eine Befreiung von den Festsetzungen eines Bebauungs-

planes kann erteilt werden, wenn die Grundzüge der 

 Planung nicht berührt werden, was bei folgenden Um-

ständen zutrifft: 

• Gründe des Wohls der Allgemeinheit erfordern die 

Befreiung.

• Die Abweichung ist städtebaulich vertretbar.

• Die Vollstreckung des Bebauungsplanes würde zu 

einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen.

• Die Abweichung ist auch unter Beachtung der 

nachbarlichen Interessen mit den öffentlichen 

 Belangen vertretbar.

Auch bei einer Befreiung ist das Einvernehmen der Ge-

meinde erforderlich. Die Befreiung beschränkt sich nicht 

nur auf den Einzelfall. Sie kann auch in mehreren gleich 

gelagerten, aber gegenüber dem geplanten Normalfall 

atypischen Fällen möglich sein. Ist die Planung jedoch 

falsch und überholt, ist der Bebauungsplan zu ändern. 

Werden nachbarliche Interessen oder öffentliche Belange 

beeinträchtigt, ist ebenfalls eine Planänderung erforder-

lich. Auch das Erfordernis des Einvernehmens kann die 

Notwendigkeit eines derartigen Planverfahrens nicht er-

setzen. 

Wird eine generelle Umstrukturierung eines Baugebietes 

eingeleitet, dann sind die Grundzüge der Planung be-

rührt. Das Wohl der Allgemeinheit ist weithin unter die 

öffentlichen Belange bzw. öffentlichen Interessen zu fas-

sen. Das heißt, dass unter Erfüllung oder Wahrnehmung 

öffentlicher Interessen oder Aufgaben mithilfe des Befrei-

ungstatbestandes ein Vorhaben am vorgesehenen Stand-

ort zu verwirklichen ist. 

Die städtebauliche Vertretbarkeit ist nur zu bejahen, 

wenn das konkrete Planungskonzept der Gemeinde nicht 

untergraben wird und die Abweichung mit den Grund-

zügen der Planung noch verträglich ist. Damit ist das Än-

dern des Plankonzeptes durch die Zulassung von Befrei-

ungen unzulässig. 

Wird im Bebauungsplan bewusst eine Festsetzung ge-

troffen, ist eine Befreiung davon nicht möglich. Hat eine 

Gemeinde im Bauleitplanverfahren die Anregungen eines 

Grundstückseigentümers, bestimmte Festsetzungen im 

Bebauungsplan zu treffen, abgelehnt, ist eine Befreiung 

für eine entsprechende Bebauung ausgeschlossen. 
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Zulässigkeit eines Vorhabens nach Bebauungsplan (§ 30 BauGB) (eigene Darstellung)
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Generell muss eine Abweichung auch unter Würdigung 

nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen 

vereinbar sein. Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belan-

ge ist dann gegeben, wenn ein Vorhaben in einer Art und 

Weise gegen einen Wert verstößt, dessen Erhaltung im 

öffentlichen Interesse liegt. 

Ein Nachbar wird dann in seinen Rechten durch eine Be-

freiung verletzt, wenn die Behörde bei ihrer Ermessens-

entscheidung nicht die erforderliche Rücksicht auf dessen 

Interessen genommen hat. 

Es kann eher von nicht nachbarschützenden Vorschriften 

befreit werden als von nachbarschützenden Vorschriften. 

Wenn im letzteren Fall noch von einem Bebauungsplan 

abgewichen werden muss, ist ein Planänderungsverfah-

ren erforderlich. Eine Befreiung ist mit den öffentlichen 

Belangen nicht mehr vereinbar, wenn sie so nachhaltig in 

die Planung eingreift, dass diese in ihren Grundzügen 

 infrage gestellt wird. 

Die Befreiungen beziehen sich nur auf die planungsrecht-

lichen Festsetzungen eines Bebauungsplanes. Somit be-

zieht sich der Befreiungstatbestand nicht auf die §§ 34 

und 35 BauGB und auch nicht auf das Bauordnungs-

recht. 

4. Vorhabenzulässigkeit bei der 
 Planaufstellung

Die Erteilung einer Baugenehmigung kommt in Betracht, 

wenn die  Gemeinde beabsichtigt, einen Bebauungsplan 

aufzustellen und wenn ein entsprechender Beschluss 

dazu vorliegt. Im Vorgriff auf den anstehenden Bebau-

ungsplan kann eine Baugenehmigung erfolgen. Dies 

kann unter folgenden Bedingungen geschehen:

• Die förmliche Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-

gung ist durchgeführt worden.

• Das Vorhaben steht den künftigen Festsetzungen 

des Bebauungsplanes nicht entgegen.

• Die Festsetzungen werden vom Antragssteller und 

von seinen Rechtsnachfolgern anerkannt.

• Die Erschließung ist gesichert.

Eine vorzeitige Genehmigung kann in Betracht kommen, 

wenn das förmliche Beteiligungsverfahren durchgeführt 

und abgeschlossen ist. So kann im Interesse des Umwelt-

schutzes sichergestellt werden, dass die Umweltprüfung 

zu diesem Zeitpunkt bereits durchgeführt worden ist. Bei 

der Auslegung und der Behördenbeteiligung muss der 

Umweltbericht als Teil der Begründung bereits erstellt 

sein. So kann gewährleistet werden, dass Öffentlichkeit 

und Behörden mit den künftigen Festsetzungen grund-

sätzlich übereinstimmen. Es kann daher kein Vorhaben 

vor Abschluss der erstmaligen Öffentlichkeits- und Be-

hördenbeteiligung zugelassen werden. 

Ferner müssen die Planungsarbeiten einen Stand erreicht 

haben, aus dem mit Sicherheit geschlossen werden kann, 

dass das Vorhaben mit den künftigen Vorgaben des Be-

bauungsplanes übereinstimmt. Es muss also erkennbar 

sein, wie die Festsetzungen aussehen werden. 

Ebenso benötigt die Baugenehmigungsbehörde für eine 

positive Entscheidung das Einvernehmen der Gemeinde. 

Trotz des Einvernehmens durch die Gemeinde, kann das 

Bauvorhaben gegen öffentliches Recht verstoßen. In die-

sem Fall ist der Antrag abzulehnen. Wenn das Einver-

nehmen durch die Gemeinde nicht erteilt wird, ist auch 

die Genehmigung des Bauvorhabens zu versagen. 

Letztlich tritt mit der vorzeitigen Zulassung eines Bau-

vorhabens der Bebauungsplan für einen Einzelfall vorab 

in Kraft. 

5. Vorhabenzulässigkeit innerhalb der im  
 Zusammenhang bebauten Ortsteile 

Große Teile bebauter Flächen eines Gemeindegebietes 

werden zumeist nicht von Bebauungsplänen erfasst. 

Möchte ein Bauwilliger in einem Bereich bauen, für den 

die planerischen Festsetzungen eines qualifi zierten oder 

eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nicht gel-

ten, so hat die Behörde zu prüfen, in welche der beiden 

folgenden Kategorien sich das Bauvorhaben einordnen 

lässt: 

• Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile,

• Vorhaben im Außenbereich.

Die Aussichten, eine Baugenehmigung zu erhalten, stei-

gen, wenn das Grundstück innerhalb der im Zusammen-

hang bebauten Ortsteile liegt. Hält sich nämlich der Bau-

willige an die durch das Gesetz vorgegebenen Grenzen, 

muss die Behörde die Baugenehmigung erteilen. 
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Der im Zusammenhang bebaute Ortsteil
  

Der Ortsteil wird als Bebauungskomplex defi niert, der 

nach der Zahl der vorhandenen Gebäude ein gewisses 

Gewicht besitzt und als eine organische Siedlungsstruk-

tur ausgeprägt ist. Demgegenüber steht die sogenannte 

Splittersiedlung, deren Entstehung, Verfestigung oder Er-

weiterung wiederum städtebaulich unerwünscht ist. Der 

Ortsteil braucht sich nicht als ein Schwerpunkt der bau-

lichen Entwicklung eines Gemeinwesens darstellen. Die 

vorhandene Bebauung muss jedoch ein gewisses eigen-

ständiges Leben ermöglichen. Ob es sich nun um die 

 Zuordnung zum Innenbereich oder Außenbereich han-

delt, bedarf einer Bewertung aufgrund des jeweiligen 

konkreten Sachverhalts. Im Rahmen der Prüfung sind 

zum Beispiel nur vorhandene Wohngebäude zu berück-

sichtigen. 

Im Rahmen einer möglichen, vorhandenen organischen 

Siedlungsstruktur ist für jeden Einzelfall zu prüfen, ob 

eine Fläche zum Innenbereich oder Außenbereich gehört. 

Die organische Siedlungsstruktur muss 

• keine einheitliche Bebauung darstellen,

• keinem bestimmten städtebaulichen Ordnungsbild 

entsprechen,

• nicht als städtebauliche Einheit in Erscheinung tre-

ten.

So muss die Fläche, die einer Bebauung zugeführt wer-

den soll, Teil des im Zusammenhang bebauten Ortsteils 

sein. Der Bebauungszusammenhang ist immer dann ge-

geben, wenn er eine Geschlossenheit und eine Zusam-

mengehörigkeit aufweist. Ist die Freifl äche jedoch so 

groß, dass die umgebende Bebauung nicht mehr prä-

gend ist, dann unterbricht sie den Bebauungszusammen-

hang. Die Freifl äche würde dann dem Außenbereich zu-

geordnet werden. Es kommt bei dieser Beurteilungsfrage 

nicht auf die Art und das Maß der Nutzung, die Bauweise 

und die überbaubare Grundstücksfl äche an. 

Einfacher Bebauungsplan   

Wenn das Grundstück, das bebaut werden soll, in einem 

im Zusammenhang bebauten Ortsteil einzuordnen ist, 

stellt sich die Frage, ob ein einfacher Bebauungsplan für 

den betroffenen Bereich vorliegt. 

Entspricht das geplante Vorhaben bereits nicht den Fest-

setzungen des einfachen Bebauungsplanes und ist auch 

keine Befreiung möglich, so ist keine nähere Prüfung 

mehr erforderlich. 

Einfügen   

Das BauGB fordert für die Zulässigkeit eines Vorhabens 

im nicht beplanten Innenbereich, dass es sich nach

• der Art der baulichen Nutzung,

• dem Maß der baulichen Nutzung,

• der Bauweise,

• der überbaubaren Grundstücksfl äche. 

in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die 

Erschließung gesichert ist. Weiterhin müssen die Anfor-

derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse ge-

wahrt bleiben und das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt 

werden. Ebenfalls dürfen von den Vorhaben keine schäd-
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lichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche 

in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden zu erwar-

ten sein.  

Die städtebauliche Verträglichkeit des geplanten Vorha-

bens wird zunächst im Kontext zur näheren Umgebung 

gesehen. So gehört zur näheren Umgebung einerseits al-

les das, worauf sich das geplante Vorhaben auswirken 

kann. In die Betrachtung wird andererseits auch das ein-

bezogen, was den bodenrechtlichen Charakter des Bau-

grundstückes prägt oder beeinfl usst. Die maßgebliche 

Umgebung wird dadurch ermittelt, dass in zwei Rich-

tungen geprüft wird, wie weit sich die jeweiligen Auswir-

kungen erstrecken. Dabei wird von dem Vorhaben auf 

die Umgebung und umgekehrt ermittelt. Eine Straße 

kann in der Einordnung trennendes oder verbindendes 

Element sein. 

Inhaltlich ist auch für die nähere Umgebung als städte-

baulicher Charakter des Gebietes der Rahmen zu ermit-

teln, der sich als baulich oder bodenrechtlich relevanter 

Bestand in der planungsrechtlich beachtlichen Umge-

bung befi ndet.

In der Regel fügt sich ein Vorhaben in seine Umgebung 

ein, wenn es innerhalb des aus seiner Umgebung hervor-

gehenden Rahmens bleibt. Vorhaben, bei denen das 

nicht in jeder Hinsicht der Fall ist, können sich trotzdem in 

die Umgebung einfügen. Dies trifft zu, wenn sie weder 

selbst noch aufgrund einer möglichen Vorbildwirkung 

bodenrechtlich beachtliche Spannungen erzeugen oder 

vorhandene Spannungen erhöhen. 

Das geplante Vorhaben muss sich zunächst nach der Art 

der baulichen Nutzung in den festgelegten Rahmen ein-

fügen. Entspricht die Eigenart der näheren Umgebung 

einem der Baugebiete, die in der BauNVO aufgeführt sind, 

beurteilt sich die Zulässigkeit des Vorhabens nach seiner 

Art allein danach, ob es nach den §§ 2 bis 9 BauNVO in 

diesem Gebiet allgemein zulässig wäre. Nicht zulässig ist 

ein Vorhaben im unbeplanten Innenbereich dann, wenn 

die Eigenart seiner näheren Umgebung einem in der 

BauNVO bezeichneten Baugebiete entspricht und das 

Vorhaben nach dieser Verordnung nicht zulässig wäre. 

Wenn das Vorhaben nach der BauNVO nur ausnahms-

weise zulässig ist, ist die Erteilung einer Ausnahme zu 

veranlassen. Ist das Vorhaben im Rahmen der Regelzu-

lässigkeit und auch nicht nach der Ausnahmezulässigkeit 

genehmigungsfähig, sind die Vorschriften über die Be-

freiung anzuwenden.  

Falls die Art der Bebauung in der näheren Umgebung 

nicht so einheitlich ist, dass eine problemlose Einordnung 

gemäß der BauNVO vorgenommen werden kann, ist die 

Art der baulichen Nutzung in allgemeiner Form zu ermit-

teln. Ist die umgebende Bebauung uneinheitlich, umso 

größer ist der Rahmen, in den das Vorhaben passen 

muss. 

Im Rahmen der weiteren Prüfung, ob sich nun ein Vorha-

ben nach dem Maß der baulichen Nutzung in seine Um-

gebung einfügt, ist auf die Begriffe der §§ 16 bis 21 

BauNVO zurückzugreifen. Entsprechend der Baunut-

zungsverordnung ist für die Festlegung der Baukörper die 

Grundfl äche, die Geschosszahl, die Höhe und das Ver-

hältnis zur umgebenden Freifl äche von Bedeutung. Be-

züglich der Anwendung der BauNVO ist jedoch Zurück-

haltung geboten. Die genauen Festsetzungen aus 

Bebauungsplänen sind hier nicht vorhanden, sodass der 

aus der vorhandenen Bebauung zu gewinnende Maßstab 

zwangsweise ungenau sein wird. Von Bedeutung ist al-

lein die Außenansicht der Baukörper, nicht deren innere 

Aufteilung. Ferner darf die in der Umgebung vorhandene 

Höhe nicht bzw. nur unwesentlich überschritten werden. 

Nicht entscheidend sind die Grundstücksgrenzen und die 

Größe der Grundstücke, da sonst bei großen Grundstü-

cken größere Baukörper als bisher vorhanden entstehen 

würden.   

Hinsichtlich der Bauweise ist festzustellen, ob der maß-

gebliche Rahmen in der näheren Umgebung der offenen, 

der geschlossenen oder Sonderbauweise entspricht. 

Ferner muss sich das beabsichtigte Vorhaben nach der 

Grundstücksfl äche, die bebaut werden soll, in die nähere 

Umgebung einfügen. Die Bestimmung fi ndet durch Bau-

linien, Baugrenzen und die Bebauungstiefe statt. Von Be-

deutung ist auch die beabsichtigte räumliche Lage inner-

halb der vorhandenen Bebauung. Die in der Umgebung 

vorhandene Ausrichtung der Gebäude kann grundsätz-

lich prägend wirken. 

Soll ein Vorhaben geschaffen werden, das in der näheren 

Umgebung in Art, Maß, Bauweise und zu überbauender 

Grundstücksfl äche nicht vorhanden ist, dann ist dies nur 

über einen Bebauungsplan möglich.

Bei der Zulassung eines Vorhabens müssen auch die An-

forderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

gewahrt bleiben. Ebenfalls darf das Ortsbild durch ein ge-

plantes Vorhaben nicht beeinträchtigt werden. Von einer 
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Beeinträchtigung des Ortsbildes ist dann auszugehen, 

wenn das geplante Bauvorhaben einen Fremdkörper dar-

stellen würde, der die städtebauliche Harmonie stört.

Letztlich enthält der § 34 BauGB einen dritten städtebau-

lichen Belang, dessen Beeinträchtigung ein Vorhaben im 

nicht beplanten Innenbereich unzulässig werden lässt. So 

dürfen Vorhaben keine schädlichen Auswirkungen auf 

zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde selbst 

oder aber in anderen Gemeinden erwarten lassen. Auch 

Fernwirkungen, die über die örtliche Umgebung hinaus-

gehen, sind bei der Prüfung der Zulässigkeit zu berück-

sichtigen. Die Bestimmung zu den Auswirkungen auf 

zentrale Versorgungsbereiche zielt ab auf die standortge-

rechte Steuerung großfl ächiger Einzelhandelsbetriebe, 

die durch ihre Angebotskonzentration, ihre Preiskalkula-

tion und ihr Parkplatzangebot den innerstädtischen Ein-

zelhandel stören. Dieses Beeinträchtigungsverbot hat den 

Erhalt der Funktionsfähigkeit zentraler Orte sowie den 

Schutz ausgeglichener Versorgungsstrukturen zum Ziel. 

Die

 

• Erweiterung,

• Änderung,

• Nutzungsänderung und

• Erneuerung

eines zulässigerweise errichteten Gewerbe- oder Hand-

werksbetriebes, die städtebaulich vertretbar und unter 

Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen 

Belangen vereinbar ist, wird von dem Erfordernis des 

 Einfügens in die Eigenart der näheren Umgebung frei-

gestellt. Kleineren mittelständischen Unternehmen im 

Innenbereich sollen damit betriebsnotwendige Erweite-

rungen oder auch bauliche Anpassungen ermöglicht 

werden. Auf Einzelhandelsbetriebe, die die verbraucher-

nahe Versorgung der Bevölkerung beeinträchtigen oder 

schädliche Auswirkungen auf zentrale gemeindliche Ver-

sorgungsbereiche haben können, ist diese Erleichterung 

nicht anwendbar. 

Grundsätzlich ist die Lösung in der Konfl iktsituation zwi-

schen Baurecht und Naturschutzrecht in der Bauleitpla-

nung zu suchen und nicht im anschließenden Baugeneh-

migungsverfahren. Die  Eingriffe in Natur und Landschaft 

sind jedoch nicht nur auf den Außenbereich beschränkt. 

So gilt die Eingriffsregelung auch für die Bauleitplanung 

im beplanten und unbeplanten Innenbereich. Dies wird 

sich in der Praxis allerdings selten auswirken, da zum Bei-

spiel Baulücken innerhalb des Bebauungszusammen-

hanges in aller Regel nicht isoliert schutzwürdig sind.  

Über die Errichtung von baulichen Anlagen im Innenbe-

reich muss im Benehmen mit den für Naturschutz und 

Landespfl ege zuständigen Behörden entschieden wer-

den. Wenn sich die entsprechende Behörde nicht binnen 

einer Frist von einem Monat äußert, dann ist davon aus-

zugehen, dass Belange des Naturschutzes und der Land-

schaftspfl ege nicht berührt werden. 

Gesicherte Erschließung   

Auch für die Zulässigkeit eines Vorhabens im Zusammen-

hang bebauter Ortsteile muss die Erschließung gesichert 

sein.

Ortsteilsatzungen

Der Gesetzgeber hat die Möglichkeit eingeräumt, durch 

den Erlass von Satzungen eindeutige Zuordnungen zu 

schaffen, ob sich ein Vorhaben im Innenbereich oder im 

Außenbereich befi ndet. Die Gemeinde kann die Grenzen 

für im Zusammenhang bebaute Ortsteile festlegen (Klar-

stellungssatzung). Damit wird eine Trennung zwischen 

Innen- und Außenbereich erreicht. Ferner kann die Ge-

meinde eine sogenannte Satzung beschließen, nach der 

bebaute Bereiche im Außenbereich als im Zusammen-

hang bebaute Ortsteile festgelegt werden, wenn die Flä-

chen im Flächennutzungsplan als Baufl äche dargestellt 

sind (Entwicklungssatzung). Die Gemeinde hat damit die 

Möglichkeit, Splittersiedlungen im Außenbereich, die 

nicht die Kriterien eines Ortsteils erfüllen, durch Satzung 

zu einem Ortsteil aufzuwerten. Es gibt ebenfalls für die 

Gemeinde die Option, als Fortentwicklung der bisherigen 

Abrundungssatzung einzelne Außenbereichsfl ächen in 

die im Zusammenhang bebauten Ortsteile einzubezie-

hen, wenn die einbezogenen Flächen durch die bauliche 

Nutzung des angrenzenden Bereiches entsprechend ge-

prägt sind (Ergänzungssatzung). Die genannten Sat-

zungen können miteinander verbunden werden. Bei der 

Klarstellungssatzung ist das Korsett der Abgrenzung eng, 

da eine großzügige Erweiterung in den Außenbereich un-

zulässig ist.
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Mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung müs-

sen die Entwicklungssatzung und die Ergänzungssatzung 

vereinbar sein. Durch diese Satzung darf nicht die Zuläs-

sigkeit von Vorhaben, die einer Umweltverträglichkeits-

prüfung unterliegen, begründet werden. Weiterhin dür-

fen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der 

Umweltschutzgüter bestehen. 

Die Entwicklungs- und die Ergänzungssatzung können 

einzelne Festsetzungen – angelehnt an einen Bebauungs-

plan – und nachrichtliche Festsetzungen enthalten. 

Von einer Umweltprüfung sind die Innenbereichssat-

zungen freigestellt. Soll eine Entwicklungs- oder eine Er-

gänzungssatzung erlassen werden, ist der betroffenen 

Öffentlichkeit und den berührten Behörden und son-

stigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stel-

lungnahme in einer angemessenen Frist zu geben. Ange-

lehnt an das Bauleitplanverfahren hat die Gemeinde die 

Satzung ortsüblich bekannt zu machen. Weiterhin ist die 

Satzung zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten.       

6. Vorhabenzulässigkeit außerhalb der im  
 Zusammenhang bebauten Ortsteile

Als Außenbereich wird der Teil des Gemeindegebietes 

 bezeichnet, der außerhalb des räumlichen Geltungsbe-

reiches eines Bebauungsplanes und außerhalb der im Zu-

sammenhang bebauten Ortsteile liegt. Das Gesetz 

 unterscheidet für den Außenbereich zwischen 

• bevorrechtigten Vorhaben und 

• sonstigen Vorhaben.

Privilegierte und sonstige Vorhaben

Der Außenbereich soll grundsätzlich in seiner besonderen 

Bedeutung erhalten bleiben. Er soll nicht dem Wohnen 

dienen. So ist der Außenbereich für privilegierte Vorha-

ben bestimmt. Nicht jeder Standort ist jedoch privilegiert. 

Entsprechend den Bestimmungen sind privilegierte Vor-

haben dann zulässig, wenn öffentliche Belange nicht ent-

gegenstehen und die ausreichende Erschließung gesi-

chert ist. Bei den sonstigen Vorhaben reicht es für eine 

Unzulässigkeit, wenn sie einen öffentlichen Belang nur 

beeinträchtigen. Nach Maßgabe des Gesetzes zählen fol-

gende Vorhaben zu den privilegierten: 

• Vorhaben, die einem Land- oder forstwirtschaft-

lichen Betrieb dienen und nur einen untergeordne-

ten Teil der Betriebsfl äche einnehmen:

• Vorhaben, die einem Betrieb der gartenbaulichen 

Erzeugung dienen;

• Vorhaben der öffentlichen Versorgung mit Elek-

trizität, Gas, Telekommunikationsdienstleistungen, 

Wärme und Wasser, der Abwasserwirtschaft oder 

die einem ortsgebundenen gewerblichen Betrieb 

dienen;

• Vorhaben, die wegen ihrer besonderen Anforde-

rungen an die Umgebung, wegen ihrer nachteiligen 

Wirkung auf die Umgebung oder die wegen ihrer 

besonderen Zweckbestimmung nur im Außenbe-

reich ausgeführt werden sollen;

• Vorhaben, die der Erforschung oder Nutzung der 

Wind- oder Wasserenergie dienen;

• Vorhaben, die der energetischen Nutzung von Bio-

masse im Rahmen eines Betriebes der Land- oder 

Forstwirtschaft, der gartenbaulichen Erzeugung 

oder der Tierhaltung dienen;
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• Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder 

Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken 

oder der Entsorgung radioaktiver Abfälle dienen.

Im Rahmen der Privilegierung eines Vorhabens setzt das 

Gesetz voraus, dass bei allen oben dargestellten Varian-

ten der die Privilegierung rechtfertigende Zweck auf 

 Dauer gewährleistet ist. 

Insbesondere werden Baugesuche vielfach als land- und 

forstwirtschaftliche Vorhaben deklariert, die im Außenbe-

reich verwirklicht werden sollen. Es muss sich dabei um 

ein gewerbsmäßiges Unternehmen handeln, das als Exis-

tenzgrundlage dienen oder wenigstens einen wesent-

lichen Nebenerwerb erbringen soll. Nur eine hobby-

mäßige Betätigung ist nicht privilegiert. 

  

Es ist auch genau zu prüfen, ob das geplante Vorhaben 

dem landwirtschaftlichen Betrieb dient. So darf das Vor-

haben nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfl äche 

einnehmen. Auch bei einem Betrieb der gartenbaulichen 

Erzeugung gilt das ungeschriebene Tatbestandsmerkmal, 

dass ein derartiges Vorhaben nur einen untergeordneten 

Teil der Betriebsfl äche einnehmen darf. 

Bei einem Vorhaben, das einem ortsgebundenen gewerb-

lichen Betrieb dienen soll, ist Voraussetzung, dass es auf 

die geographische oder geologische Eigenart des frag-

lichen Standortes angewiesen ist. 

Auch die Abgrenzung derjenigen Vorhaben bereitet 

Schwierigkeiten, die aufgrund der besonderen Anforde-

rungen an die Umgebung oder der nachteiligen Auswir-

kungen auf die Umgebung oder der besonderen Zweck-

bestimmung nur im Außenbereich ausgeführt werden 

sollen. So setzt die Privilegierung voraus, dass die Errich-

tung des Vorhabens im Außenbereich gerade durch die 

Eigenart erforderlich ist. 

Bei Vorhaben, die der energetischen Nutzung von Bio-

masse im Rahmen von landwirtschaftlichen, forstwirt-

schaftlichen, gartenbaulichen und der Tierhaltung die-

nenden Betrieben muss die Nutzung der Biomasse im 

räumlich-funktionalen Zusammenhang mit einem der 

vorgenannten Betriebe stehen. Die Biomasse muss über-

wiegend aus demselben Betrieb oder aus nahe gelegenen 

gleichartigen Betrieben stammen. Eine elektrische Leis-

tung von 0,5 MW darf nicht überstiegen werden. 

Nur wenn die ausreichende Erschließung gesichert ist, ist 

auch ein privilegiertes Vorhaben zulässig. Ausreichend ist 

die Erschließung dann, wenn sie für den besonderen kon-

kreten Zweck genügt. 

Zu den sonstigen Vorhaben zählt man insbesondere 

Wohn- und Wochenendhäuser sowie gewerbliche Be-

triebe. Auch bei den sonstigen Vorhaben muss die Er-

schließung gesichert sein. 

Öffentliche Belange 

Ein privilegiertes Vorhaben ist unzulässig, falls ihm öffent-

liche Belange entgegenstehen. Sonstige Vorhaben kön-

nen nicht genehmigt werden, wenn sie öffentliche Belan-

ge beeinträchtigen. Bei den privilegierten Vorhaben ist 

eine Abwägung zwischen dem beabsichtigten Vorhaben 

und den von ihm berührten öffentlichen Belangen erfor-

derlich. Ob sich dabei die Privilegierung gegen die öffent-

lichen Belange durchsetzt, hängt wesentlich von der Art 

der in Betracht kommenden öffentlichen Belange ab, die 

im Einzelfall auch gegenüber einem privilegierten Vorha-

ben durchgreifen können. Findet bei privilegierten Vorha-

ben eine Abwägung zwischen dem Interesse des Eigen-

tümers und den maßgeblichen öffentlichen Belangen 

statt, so ist dies bei der Zulassung sonstiger Vorhaben 

nicht gegeben. Bereits die Beeinträchtigung eines ein-

zigen öffentlichen Belanges führt zur der Ablehnung des 

Baugesuches. Der Bauaufsichtsbehörde steht kein Er-

messen zu. 

Bei privilegierten Vorhaben ist dies jedoch nicht so zu ver-

stehen, dass jeder beliebige Standort und jede gewünsch-

te Größe im Außenbereich für derartige Vorhaben vorbe-

halten ist. Es gilt auch hier das Gebot der größtmöglichen 

Schonung des Außenbereiches und die Prüfung anhand 

des Maßstabes, ob öffentliche Belange entgegenstehen. 

Sind zum Beispiel im Flächennutzungsplan konkrete 

standortbezogene Aussagen enthalten, so sind diese 

Standorte auch gegenüber privilegierten Vorhaben „ver-

plant“ und es stehen dem Vorhaben öffentliche Belange 

entgegen. 
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Auch wenn ein Vorhaben aus der Sicht eines öffentlichen 

Belanges erwünscht sein mag, aus der Sicht eines ande-

ren öffentlichen Belanges jedoch unerwünscht ist, darf 

die Bauaufsichtsbehörde nicht in eine Gewichtung und 

Abwägung dieser Belange eintreten. 

Werden öffentliche Belange durch Spezialgesetze ge-

schützt, dann ist die Zulassung eines entgegenstehenden 

Vorhabens bereits gesetzwidrig. Insbesondere sind die öf-

fentlichen Belange sowohl bei privilegierten als auch bei 

nicht privilegierten Vorhaben ohne Bedeutung, wenn im 

Außenbereich die Festsetzungen eines einfachen Bebau-

ungsplanes zur Beurteilung heranzuziehen sind. Der Be-

bauungsplan ist eine Rechtsnorm. Er geht den Bestim-

mungen zum Außenbereich vor. So gelten zur Beurteilung 

die Festsetzungen des Bebauungsplanes und im Übrigen 

sind die Bestimmungen zum Außenbereich maßgeblich. 

Unbeachtlich sind die aufgeführten Belange insoweit, als 

die Zulässigkeitsfrage des Vorhabens im einfachen Be-

bauungsplan beantwortet wird. 

Die nachfolgende Aufzählung führt beispielhaft Gesichts-

punkte auf, die bei der Zulassung eines Vorhabens zu ei-

ner Beeinträchtigung öffentlicher Belange führen kön-

nen:

• Planungen der Gemeinde oder anderer Planungs-

träger werden gestört oder verhindert.

• Ein Vorhaben ruft möglicherweise  schädliche Um-

welteinwirkungen hervor oder wird ihnen ausgesetzt.

• Ein Vorhaben erfordert unwirtschaftliche Aufwen-

dungen oder andere Verkehrseinrichtungen bzw. 

Ver- und Entsorgungsanlagen.

• Ein Vorhaben beeinträchtigt die Belange des Natur-

schutzes und der Landschaftspfl ege, des Boden-

schutzes oder des Denkmalschutzes.

• Ein Vorhaben verunstaltet das Ortsbild und das 

Landschaftsbild. 

• Ein Vorhaben beeinträchtigt Maßnahmen zur Ver-

besserung der Agrarstruktur.

• Ein Vorhaben gefährdet die Wasserwirtschaft oder 

den Hochwasserschutz.

• Ein Vorhaben lässt die Entstehung, Verfestigung 

und Erweiterung einer Splittersiedlung befürchten.

• Ein Vorhaben stört die Funktionsfähigkeit von Funk-

stellen und Radaranlagen.

Die genannten öffentlichen Belange sind nicht als ab-

schließend zu sehen. Allerdings muss es sich bei derar-

tigen weiteren öffentlichen Belangen stets um solche 

Gesichtspunkte handeln, die in einer konkreten Bezie-

hung zu der gegenwärtigen oder künftigen städtebau-

lichen Ordnung stehen. Dies kann zum Beispiel gegeben 

sein, wenn ein Vorhaben

• den Leitsätzen der Bauleitplanung widerspricht,

• den Zielen der Raumordnung widerspricht,

• gegen das Gebot der Rücksichtnahme verstößt,

• eine förmliche Bauleitplanung durch die Gemeinde 

erfordert.

Für Vorhaben, die nicht der Landwirtschaft dienen, erhal-

ten die Regionalplanung und die Gemeinden die Mög-

lichkeit, durch positive Standortzuweisungen an einer 

oder mehreren Stellen im Außenbereich den übrigen Pla-

nungsraum von den genannten privilegierten Anlagen 

freizuhalten. So können die Planungsträger ungeeignete 

Standorte ausschließen oder bestimmten Schutzgütern 

Vorrang einräumen. Die Gemeinde kann Bereiche mit 

dem Ziel im Flächennutzungsplan darstellen, die Errich-

tung bestimmter Anlagen nur am ausgewiesenen Stand-

ort zuzulassen oder dort zu konzentrieren. Dies hat zur 

GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK: PLANEN UND BAUEN37      Friedrich-Ebert-Stiftung | KommunalAkademie

Zulässigkeit baulicher Anlagen im Außenbereich (eigener Entwurf)

§ 35 BauGB

Privilegierte Vorhaben
§ 35 I BauGB

Sonstige Vorhaben
§ 35 II BauGB

Gebot des Flächensparens
§ 35 V 1 BauGB Öffentliche Belange

§ 35 III BauGB

Teilprivilegierung
§ 35 IV BauGB

Rückbauverpfl ichtung
§ 35 V 2 bis 4 BauGB

Außenbereichssatzung
§ 35 VI BauGB

Einzelbelange insbesondere
§ 35 III 1 BauGB

Ziele der Raumordnung
§ 35 III 2 BauGB

Konzentrationsfl ächen
§ 35 III 3 BauGB

Abbildung 12



Folge, dass im übrigen Außenbereich derartige privile-

gierte Vorhaben nicht mehr in Betracht kommen. 

Bestandsschutz

Ein Bauwerk, das gemäß den gesetzlichen Vorschriften 

errichtet wurde, genießt Bestandsschutz. Gegenüber 

späteren Gesetzesänderungen setzt sich dieser Schutz 

durch. Auch wenn das Gebäude nach neuerem Recht 

nicht mehr genehmigungsfähig ist, kann es unangefoch-

ten verbleiben. Keinen Bestandsschutz genießen illegale 

Bauwerke. Ihre Beseitigung kann verlangt werden. Man 

unterscheidet den aktiven und den passiven Bestands-

schutz:

• Der aktive Bestandsschutz kann unter engen Voraus-

setzungen das Recht gewähren, Erweiterungen des 

Bauwerkes oder seiner Nutzung vorzunehmen.

• Der passive Bestandsschutz sichert das Recht, sich 

gegen Eingriffe in die Substanz des Bauwerkes oder 

seine Nutzung zu wehren.

Zunächst bezieht sich der Bestandsschutz auf das Bau-

werk. Er beschränkt sich auf die Sicherung des Geschaf-

fenen. Vom Bestandsschutz werden größere Erweite-

rungen nicht gedeckt. Unter dem Gesichtspunkt des 

Bestandsschutzes als Anpassung an die heutigen Lebens-

gewohnheiten ist das zulässig, was erforderlich ist, um 

den baulichen Bestand funktionsgerecht nutzbar zu er-

halten. Der Bestandsschutz erlischt, wenn das geschützte 

Gebäude nicht mehr vorhanden ist. Auch mit der endgül-

tigen Aufgabe ihrer Nutzung, geht der Bestandsschutz 

einer baulichen Anlage verloren. Mit dem Verlust der Pri-

vilegierung geht auch der Verlust der baulichen Anlage 

einher. 

Für den Bestandsschutz ist aber auch entscheidend, wel-

cher Funktion das Bauwerk dient. Findet eine Änderung 

der baulichen Anlage in ihrer Funktion statt, so entzieht 

diese Änderung dem ursprünglichen Vorhaben die Iden-

tität. Für den Bestandsschutz ist kennzeichnend, dass er 

der Sicherung eines funktionsgerechten baulichen Be-

standes dient, die Genehmigung eines Ersatzbaus oder 

einer wesentlichen Erweiterung eines vorhandenen Ge-

bäudes jedoch nicht gestattet.    

Nichtberücksichtigung einzelner öffentlicher 
Belange

In vielen Fällen sind die Regelungen zum Bestandsschutz 

sehr eng gefasst und die Gewährleistung des Eigentums 

ist nicht immer gegeben. Aufgrund dieser Tatsache hat 

der Gesetzgeber über den Bestandsschutz hinausge-

hende Tatbestände geschaffen, die eine Zulassung von 

Nutzungsänderungen, Ersatzbauten, Erweiterungsmaß-

nahmen und zusätzliche Anpassungen an neuzeitliche 

Verhältnisse erlauben. 

So ist geregelt worden, dass unter bestimmten Einzel-

voraussetzungen

• der Änderung von Gebäuden,

• der Nutzungsänderung von Gebäuden,

• der Erweiterung von Gebäuden und

• der ersatzweisen Neuerrichtung eines vorhandenen 

oder kürzlich vorhandenen Gebäudes,

nachfolgende öffentliche Belange, wie

• der Widerspruch zu den Darstellungen des Flächen-

nutzungsplanes oder eines Landschaftsplanes, 

• die Beeinträchtigung der natürlichen Eigenart der 

Landschaft,

• die Entstehung, die Verfestigung oder die Erweite-

rung einer Splittersiedlung,

nicht entgegengehalten werden können. 

In diesen Fällen handelt es sich um bestehende Gebäude, 

sodass der Außenbereich nicht durch zusätzlich entste-

hende Vorhaben belastet wird. Die Beeinträchtigung 

 anderer Belange schließt jedoch eine Möglichkeit der 

 Genehmigung aus. Ein begünstigtes Vorhaben kann im 

Außenbereich nicht zugelassen werden, wenn es die 

 Belange des Natur- und Landschaftsschutzes beein-

trächtigt. 

Einer Nutzungsänderung eines einem land- oder forst-

wirtschaftlichen Betrieb dienenden Gebäudes kann – 

ohne dass es zu wesentlichen Änderungen im baulichen 

Bestand kommt – nicht entgegengehalten werden, dass 

es den Darstellungen des Flächennutzungsplanes oder 

des Landschaftsplanes widerspricht, die natürliche Eigen-

art der Landschaft beeinträchtigt oder dass es die Entste-

hung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersied-
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lung befürchten lässt. Unter Wahrung der Belange des 

Außenbereiches wird eine sogenannte „Entprivilegie-

rung“ der Landwirtschaft genehmigungsfähig. Damit hat 

der Gesetzgeber dem strukturellen Wandel innerhalb der 

Landwirtschaft und ihrer Betriebe Rechnung getragen. 

Einem Ersatzbau eines Wohngebäudes an gleicher Stelle 

können bei der Einhaltung der im Gesetz erwähnten 

 Voraussetzungen, die oben bereits genannten öffent-

lichen Belange nicht entgegengehalten werden. Eine Be-

einträchtigung anderer Belange schließt eine Genehmi-

gungsmöglichkeit allerdings aus. 

Die Privilegierung gilt aber nur unter folgenden Voraus-

setzungen:

• Das vorhandene Gebäude ist zulässigerweise errich-

tet worden.

• Das vorhandene Gebäude weist Missstände oder 

Mängel auf.

• Das vorhandene Gebäude wird seit geraumer Zeit 

vom Eigentümer selbst genutzt.

• Das neu errichtete Gebäude wird für den Eigenbe-

darf des bisherigen Eigentümers oder seiner Familie 

genutzt.

• Das neu errichtete Gebäude ist dem alten Bauwerk 

gleichartig.

• Das neu errichtete Gebäude wird an gleicher Stelle 

mit der Möglichkeit geringfügiger Abweichungen 

errichtet.

Bei einer Zerstörung eines Gebäudes durch Brand, Natur-

ereignisse oder andere außergewöhnliche Ereignisse be-

steht auch eine Teilprivilegierung. 

Ebenfalls können die bereits aufgeführten öffentlichen 

Belange einem Vorhaben dann nicht entgegengehalten 

werden, 

• wenn die Änderung oder Nutzungsänderung von 

erhaltenswerten, das Bild der Kulturlandschaft prä-

genden Gebäuden geplant ist und

• wenn das Vorhaben einer zweckmäßigen Verwen-

dung der Gebäude und der Erhaltung des Gestalt-

wertes dient. 

Ferner können einer Erweiterung baulicher Anlangen die 

genannten öffentlichen Belange nicht entgegengehalten 

werden, 
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• wenn es sich um eine Erweiterung eines Wohn-

gebäudes auf bis zu höchstens zwei Wohnungen 

handelt,

• wenn das Gebäude zulässigerweise errichtet wor-

den ist,

• wenn die Erweiterung im Verhältnis zum vorhan-

denen Gebäude angemessen ist und

• wenn bei der Errichtung einer weiteren Wohnung 

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass das 

 Gebäude vom bisherigen Eigentümer oder seiner 

Familie selbst genutzt wird. 

Letztlich besteht auch eine Zulässigkeitserleichterung bei 

der baulichen Erweiterung, 

• wenn der gewerbliche Betrieb zulässigerweise er-

richtet worden ist und 

• wenn die Erweiterung im Verhältnis zum vorhan-

denen Gebäude und Betrieb angemessen ist.

Bei allen Außenbereichsvorhaben ist darauf zu achten, 

dass sie in einer fl ächensparenden und schonenden Wei-

se ausgeführt werden. 

Im Außenbereich sind einige Vorhaben mit einer Rück-

bauverpfl ichtung verbunden. Dazu hat der Antragsteller 

eine Verpfl ichtungserklärung abzugeben. Die Rückbau-

verpfl ichtung ist als Zulässigkeitsvoraussetzung zu be-

trachten. Auch wenn bauliche Anlagen umgewandelt 

werden, ist die Rückbauverpfl ichtung zu übernehmen. 

Die Behörde kann auf die Abgabe der Erklärung nicht 

verzichten. 

Eine öffentlich-rechtliche Sicherung der Rückbauver-

pfl ichtung ist erforderlich. Ferner kann die Baugeneh-

migungsbehörde verlangen, dass eine entsprechende 

Kaution oder eine Bankbürgschaft nachgewiesen wird, 

damit die fi nanziellen Mittel für die vollständige Besei-

tigung der Anlagen gesichert sind. 

Durch Satzung können die Gemeinden bestimmen, dass 

in bebauten Bereichen im Außenbereich, die nicht über-

wiegend landwirtschaftlich geprägt sind und in denen 

eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden 

ist, Wohnzwecken dienende Vorhaben erleichtert zuge-

lassen werden können. Derartige Satzungen können 

auch auf Vorhaben erstreckt werden, die kleinen Hand-

werks- oder Gewerbebetrieben dienen.



Die Außenbereichssatzungen sind von den Innenbe-

reichssatzungen zu unterscheiden. So begründen und 

stellen die Innenbereichssatzungen Baurechte klar, wäh-

rend die Außenbereichssatzungen keine eigenen Bau-

rechte gewähren. Sie tragen zu einer Teilprivilegierung 

bei, dass Vorhaben bestimmte öffentliche Belange nicht 

entgegengehalten werden können. Das Recht auf Ge-

nehmigung des Vorhabens kann aber trotzdem an der 

Beeinträchtigung anderer öffentlicher Belange scheitern. 

Für den Erlass einer Außenbereichssatzung ist nicht erfor-

derlich, dass die Flächen als Baufl ächen im Flächennut-

zungsplan dargestellt sind. Die Satzung muss aber mit 

einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar 

sein. Das heißt, dass die Satzung kein einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung unterliegendes Vorhaben schafft 

und dass keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung 

der Umweltschutzgüter bestehen. 

In der Satzung können nähere Bestimmungen über die 

Zulässigkeit der Vorhaben getroffen werden. Insbeson-

dere gehören hierzu Festsetzungen über die Art und den 

Umfang der baulichen Maßnahmen, also Festlegungen 

über die Art und das Maß der baulichen Nutzung, über 

die Zahl der Wohnungen und Festlegungen zur Erschlie-

ßung. 

Das vereinfachte Verfahren ist bei der Aufstellung derar-

tiger Satzungen anzuwenden. Vor dem Erlass der Sat-

zung ist der betroffenen Öffentlichkeit und den berührten 

Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer ange-

messenen Frist zu geben. Weiterhin ist die Satzung durch 

die Gemeinde ortsüblich bekannt zu machen.       
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und Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit für 

die darin wohnenden oder arbeitenden Menschen 

nicht entspricht oder

• wenn das Gebiet in der Erfüllung der Aufgaben, die 

ihm nach seiner Lage und Funktion obliegen, er-

heblich beeinträchtigt ist. 

Aus der städtebaulichen Planung der Gemeinde ergeben 

sich die Funktionen, die ein bestimmtes Gebiet zu erfül-

len hat. Die planerischen Absichten kommen insbesonde-

re in Betracht, wenn sie sich aus einem Bauleitplan, einer 

städtebaulichen Entwicklungsplanung oder einer Rah-

menplanung der Gemeinde ergeben. Zur Beurteilung, ob 

städtebauliche Missstände in einem Gebiet vorliegen, 

sind nach dem Gesetz insbesondere folgende Faktoren 

zu berücksichtigen: 

• die Belichtung, Besonnung und Belüftung der Woh-

nungen und Arbeitsstätten;

• die bauliche Beschaffenheit von Gebäuden, Woh-

nungen und Arbeitsstätten;

• die Zugänglichkeit der Grundstücke;

• die Auswirkungen einer vorhandenen Mischung 

von Wohn- und Arbeitsstätten;

• die Nutzung von bebauten und unbebauten Flä-

chen nach Art, Maß und Zustand;

• die Einwirkungen, die von Grundstücken, Betrie-

ben, Einrichtungen oder Verkehrsanlagen ausge-

hen, insbesondere durch Lärm, Verunreinigungen 

und Erschütterungen;

• die vorhandene Erschließung;

• der fl ießende und ruhende Verkehr;
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GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK

7.7 Das besondere Städtebaurecht

Jost Bartkowiak

1. Die städtebauliche Sanierung 

Allgemeines

Vielfach sind durch falsche Bautätigkeit in der Vergan-

genheit und nachfolgende städtebauliche Fehlentwick-

lungen Verstöße gegen die heutigen Anforderungen an 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und gegen Um-

weltbelange entstanden. Dies gilt insbesondere für eine 

zu enge Wohnbebauung, für die Mischung von Wohnen 

und Gewerbe, aber auch für eine unzureichende oder gar 

fehlende Erschließung. Oft sind in diesen Fällen  mit ho-

hen Kosten verbundene städtebauliche Sanierungsmaß-

nahmen erforderlich. Mit den geplanten Maßnahmen soll 

ein Gebiet durch die Behebung der städtebaulichen Miss-

stände wesentlich verbessert werden. Zur Durchführung 

von städtebaulichen Sanierungsverfahren besteht keine 

ausdrückliche Verpfl ichtung. Es bestehen auch keine An-

sprüche Dritter zur Durchführung einer städtebaulichen 

Sanierungsmaßnahme. Bei einer solchen handelt es sich 

um gebietsbezogene Maßnahmen, nicht um die städte-

bauliche Ordnung auf Einzelgrundstücken. Die eigen-

tumsrechtlichen oder sonstigen Einschränkungen der Be-

troffenen sind jedoch nur gerechtfertigt, wenn die 

Situation des Gebietes durch die Sanierungsmaßnahmen 

nicht nur geändert, sondern deutlich verbessert wird.  

Sogenannte städtebauliche Missstände sind vorzufi nden, 

• wenn das Gebiet nach seiner vorhandenen Bebau-

ung oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit den 

allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 



Schematische Darstellung des Ablaufes eines Sanierungsverfahrens (eigener Entwurf)

Vorbereitung der Sanierung

Vorbereitende
Untersuchungen

Förmliche 
Festlegung des 
Sanierungs-
gebietes

Bestimmung der 
Ziele und 
Zwecke der 
Sanierung

Städtebauliche 
Planung

Erörterung der 
beabsichtigten 
Sanierung

Erarbeitung und 
Fortschreibung 
des Sozialplanes

Einzelne 
Ordnungs- und 
Baumaßnahmen, 
die vor einer 
förmlichen Fest-
legung des 
Sanierungsge-
bietes durchge-
führt werden

Durchführung  der Sanierung

Ordnungsmaßnahmen
(Aufgabe der Gemeinde)

Baumaßnahmen
(Aufgabe des Eigentümers)

Fortlaufende Aufgaben aus der 
Vorbereitung

• Bodenordnung einschließlich des Erwerbes von Grundstücken

• Freilegung von Grundstücken

• Umzug von Bewohnern und Betrieben

• Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen

• Sonstige Maßnahmen, die notwendig sind, damit Baumaß-
nahmen durchgeführt werden können

• Bereitstellung von Flächen und die Durchführung von Maß-
nahmen zum Ausgleich, soweit sie an anderer Stelle den 
Grundstücken, auf denen Eingriffe in Natur und Landschaft 
zu erwarten sind, ganz oder teilweise zugeordnet sind

• Modernisierung und Instandsetzung

• Neubebauung und Ersatzbebauung

• Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und Folgeein-
richtungen

• Verlagerung und Änderung von Betrieben

• Maßnahmen zum Ausgleich, soweit sie auf den Grundstücken 
durchgeführt werden, auf denen Eingriffe in Natur und
Landschaft zu erwarten sind

Abschluss der Sanierung

• Aufhebung der Sanierungssatzung

• Erhebung der Ausgleichsbeiträge (nur im umfassenden Sanierungsverfahren)

• Abrechnung der Sanierungsmaßnahme mit dem Träger des Städtebauförderprogramms

• Überschussberechnung (nur im umfassenden Sanierungsverfahren)

Abbildung 13
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• die wirtschaftliche Situation und Entwicklungs-

fähigkeit des Gebietes unter Berücksichtigung sei-

ner Versorgungsfunktion im Verfl echtungsbereich;

• die infrastrukturelle Erschließung des Gebiets, seine 

Ausstattung mit Grünfl ächen, Spiel- und Sportplät-

zen und mit Anlagen des Gemeinbedarfs, insbe-

sondere unter Berücksichtigung der sozialen und 

kulturellen Aufgaben dieses Gebiets im Verfl ech-

tungsbereich.

Im Interesse des Wohls der Allgemeinheit sollen städte-

bauliche Sanierungsmaßnahmen zu Folgendem beitra-

gen:

• Es soll die bauliche Struktur in allen Teilen des Bun-

desgebietes nach den sozialen, hygienischen, wirt-

schaftlichen und kulturellen Erfordernissen entwi-

ckelt werden.

• Die Verbesserung der Wirtschafts- und Agrarstruk-

tur soll unterstützt werden.

• Die Siedlungsstruktur soll den Erfordernissen des 

Umweltschutzes, den Anforderungen an gesunde 

Lebens- und Arbeitsbedingungen der Bevölkerung 

und an die  Bevölkerungsentwicklung entsprechen.

• Die vorhandenen Ortsteile sollen  erhalten, erneuert 

und fortentwickelt werden, die Gestaltung des 

Orts- und Landschaftsbildes soll verbessert und den 

Erfordernissen des Denkmalschutzes soll Rechnung 

getragen werden.



Vorbereitende Untersuchungen  

Vor der förmlichen Festlegung eines Sanierungsgebietes 

hat die Gemeinde vorbereitende Untersuchungen durch-

zuführen bzw. diese zu veranlassen. Liegen hinreichende 

Beurteilungsgrundlagen vor, dann können die Untersu-

chungen entfallen. Die vorbereitenden Untersuchungen 

sollen zeigen, wie den städtebaulichen Missständen zu 

begegnen ist und welche Intensität der Sanierung erfor-

derlich ist. Mit den vorbereitenden Untersuchungen soll 

Klarheit über die Notwendigkeit der Sanierung geschaf-

fen werden. Ferner sollen die sozialen, strukturellen und 

städtebaulichen Verhältnisse und Zusammenhänge, aber 

auch die Ziele und die Durchführbarkeit der Sanierung 

verdeutlicht werden. Die vorbereitenden Untersuchungen 

hat die Gemeinde zu beschließen. Der Untersuchungsbe-

reich ist genau abzugrenzen. 

Die Sanierung soll möglichst frühzeitig mit den Betrof-

fenen erörtert werden. Im Rahmen der Untersuchungen 

kann die Gemeinde Auskunft über Tatsachen verlangen, 

deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungsbedürf-

tigkeit eines Gebietes oder zur Vorbereitung oder Durch-

führung der Sanierung erforderlich ist. Es sind auch die 

nachteiligen Auswirkungen, die sich für die unmittelbar 

von einer Sanierung Betroffenen in ihren persönlichen 

 Lebensumständen wie in ihrem wirtschaftlichen oder 

 sozialen Bereich voraussichtlich ergeben werden, zu un-

tersuchen. 

Auch ohne Aufstellungsbeschluss eines Bebauungsplanes 

hat die Gemeinde die Möglichkeit, durch das Sanierungs-

recht Baugesuche für eine Höchstfrist von zwölf Monaten 

zurückzustellen. Durch das Inkrafttreten der Sanierungs-

satzung tritt die Genehmigungspfl icht ein. 

Festlegung und Auswirkungen des 
Sanierungsgebietes

Die Gemeinde kann, wenn sie durch die vorbereitenden 

Untersuchungen städtebauliche Missstände festgestellt 

hat, nach Abwägung der öffentlichen und privaten Be-

lange eine Sanierungssatzung beschließen. Mit der Be-

kanntmachung wird diese Satzung rechtsverbindlich. 

Ebenfalls fi ndet eine Mitteilung an das Grundbuchamt 

statt. Das Sanierungsgebiet ist genau zu bezeichnen. Mit 

der Wirksamkeit der Sanierungssatzung gilt auch das 

 besondere Bodenrecht des BauGB in dem Gebiet. Wird 

die Sanierung im   vereinfachten Sanierungsverfahren be-

schlossen, ist in der Satzung die Anwendung des beson-

deren Bodenrechts auszuschließen. 

Im Verfahren sind alle Betroffenen zu beteiligen. Es soll 

eine möglichst frühzeitige Beteiligung erfolgen. Die Be-

troffenen sollen im Rahmen des Möglichen beraten wer-

den. Durch die Beteiligung der Betroffenen soll die Ge-

meinde von den privaten Belangen Kenntnis erhalten und 

sie bei der Abwägung berücksichtigen. Gleichfalls soll 

durch die Öffentlichkeit der Planung das Verständnis für 

die Absichten der Gemeinde erhöht werden. 

Auch Mitwirkungspfl ichten obliegen den Betroffenen: 

 Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder 

zur Nutzung eines Grundstückes, Gebäudes oder Ge-

bäudeteils Berechtigte sowie ihre Beauftragten sind ver-

pfl ichtet, der Gemeinde Auskunft über die Tatsachen zu 

erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungs-

bedürftigkeit eines Gebietes oder zur Vorbereitung oder 

Durchführung der Sanierung erforderlich ist. Durch An-

drohung und Festsetzung eines Zwangsgeldes können 

Auskunftspfl ichten erzwungen werden. 

Ebenfalls sind die betroffenen Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange bei der Vorbereitung und 

Durchführung der Sanierung zu beteiligen. Die Vor-

schriften zur Beteiligung bei Aufstellung der Bauleitpläne 

sind entsprechend anzuwenden. 

Vorbereitung und Durchführung 

Folgende sind bei der Vorbereitung und Durchführung zu 

beachten:  

• Vorbereitende Untersuchungen,

• Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes,

• Bestimmung der Ziele und Zwecke der Sanierung,

• Erörterung der beabsichtigen Sanierung,

• Erarbeitung und Fortschreibung des Sozialplanes,

• Ordnungs- und Baumaßnahmen,

• Aufhebung der förmlichen Festlegung des Sanie-

rungsgebietes.

Bei dem Sanierungsrecht handelt es sich um ein örtlich 

und zeitlich begrenztes Sonderrecht. Auf die Vorberei-

tung, die Planung und die Durchführung der bezeichne-

ten städtebaulichen Maßnahmen ist die Anwendung des 

bodenrechtlichen Instrumentariums der Sanierung be-

schränkt. Die Vorbereitung und Durchführung der Sanie-

rungsmaßnahmen liegt im Aufgabenbereich der Gemein-

de. Zur Entlastung kann die Gemeinde Aufgaben an 

Private vergeben. Sie bleibt jedoch für die Erfüllung der 

Aufgabe verantwortlich. 
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Eine der wesentlichen Konsequenzen der förmlichen 

Festlegung ist die Anwendbarkeit auf die genehmigungs-

pfl ichtigen Vorhaben und Rechtsvorgänge. Diese können 

aber im vereinfachten Verfahren ganz oder teilweise aus-

geschlossen werden. Mit der Anwendung sind alle 

Rechtsvorgänge und Vorhaben, die die Sanierung er-

schweren, verteuern oder verzögern könnten, genehmi-

gungspfl ichtig.  Dazu gehören zum Beispiel: 

• Veräußerung eines Grundstückes,

• Teilung eines Grundstückes,

• Investitionen eines Betriebes, der im Zuge der 

 Sanierung verlagert werden soll,

• Wertsteigernde Änderungen baulicher Anlagen.

Eine Genehmigung darf nur versagt werden, wenn das 

Vorhaben, der Rechtsvorgang oder die mit ihm erkenn-

bare Nutzung die Durchführung der Sanierung 

• unmöglich machen oder

• wesentlich erschweren oder

• dem Sanierungszweck zuwiderlaufen würde. 

Grundsätzlich besteht auf die Genehmigung ein Rechts-

anspruch. Falls die Genehmigung versagt wird, kann der 

Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme des 

Grundstückes verlangen. Die Bedingung ist dafür aber, 

dass dem Eigentümer mit Rücksicht auf die Durchführung 

der Sanierung wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten ist, 

das Grundstück zu behalten oder es in der bisherigen 

oder in einer anderen zulässigen Art zu nutzen.    

Durch die förmliche Festlegung steht der Gemeinde ein 

gesetzliches  Vorkaufsrecht zu. Das Recht bezieht sich auf 

bebaute und unbebaute Grundstücke. Sämtliche Grund-

stücke innerhalb des Sanierungsgebietes werden von 

dem Vorkaufsrecht erfasst. 

Es gelten auch in förmlich festgelegten Sanierungsgebie-

ten die Vorschriften zur Umlegung mit den Modifi kati-

onen, die sich aus dem Sanierungsrecht ergeben. Dies gilt 

auch für die Enteignung. Sofern zwingende städtebau-

liche Gründe in einem förmlich festgelegten Sanierungs-

gebiet gegeben sind, muss kein besonderer Nachweis 

erbracht werden.  

Im sogenannten vereinfachten Sanierungsverfahren wer-

den bestimmte Vorschriften des Sanierungsrechts ausge-

schlossen, wenn sie für die Durchführung der Sanierung 

nicht erforderlich sind und die Durchführung hierdurch 

voraussichtlich nicht erschwert wird. So können auch die 

oben bezeichneten Genehmigungspfl ichten ausgeschlos-

sen werden. Damit hat die Gemeinde die Möglichkeit, die 

Verfügungs- und Veränderungssperre bezogen auf die 

Bedürfnisse der jeweiligen Sanierungsmaßnahme anzu-

wenden. Die Begründung dafür ist darin zu sehen, dass 

auf diese Weise eine differenzierte Behandlung der Sa-

nierungsbetroffenen erleichtert wird. 

Maßnahmen zur Planung 

Nach der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes 

obliegt der Gemeinde die Pfl icht einer zügigen Durchfüh-

rung der Sanierung. Die entsprechenden Maßnahmen 

sind deshalb möglichst zeitsparend aufeinander abzu-

stimmen. Eine Vernachlässigung der Pfl icht zur zügigen 

Durchführung kann die Gemeinde entschädigungspfl ich-

tig machen, wenn dadurch Bauvorhaben länger als durch 

die Erfordernisse des Verfahrens geboten verzögert wor-

den sind.

Nach der Abwägung der privaten und öffentlichen Belan-

ge zur städtebaulichen Planung im Sanierungsgebiet er-

folgt die Umsetzung im Regelfall durch Bebauungspläne. 

Diese sind aufzustellen, sobald und soweit es für die städ-

tebauliche Entwicklung und Ordnung im Sanierungsge-

biet erforderlich ist.

Sozialplan   

Die vorbereitenden Untersuchungen sollen in ihrer Analy-

se auch etwaige nachteilige Auswirkungen, die sich für 

die unmittelbar von der Sanierung Betroffenen in ihren 

wirtschaftlichen und sozialen Lebensumständen voraus-

sichtlich ergeben werden, betrachten. So sollen die vor-

gesehenen Sanierungsmaßnahmen mit den Betroffenen 

erörtert werden. Im Anschluss daran hat die Gemeinde 

einen sogenannten Sozialplan zu erstellen. Dieser Sozial-

plan soll mit den Betroffenen erörtert werden. Dadurch 

sollen nachteilige Auswirkungen möglichst vermieden 

oder gemildert werden. So ist die Gemeinde angehalten, 

über die sozialen Folgen der Sanierung Rechenschaft ab-

zulegen. Der Sozialplan stellt jedoch keine rechtsverbind-

liche Planung dar. Im Laufe des gesamten Sanierungsver-

fahrens kann es durch neue Erkenntnisse erforderlich 

werden, den Sozialplan anzupassen.

Ordnungs- und Baumaßnahmen 

Es bedarf der Durchführung von Ordnungs- und Baumaß-

nahmen, um den sanierungsbedürftigen Zustand zu be-

seitigen und das Sanierungsgebiet neu zu gestalten. Der 
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Gemeinde hat  Ordnungsmaßnahmen zu erfüllen. Dazu 

gehören: 

• die Bodennutzung einschließlich des Erwerbs von 

Grundstücken,

• der Umzug von Bewohnern und Betrieben,

• die Freilegung von Grundstücken,

• die Herstellung und Änderung von Erschließungs-

anlagen,

• sonstige Maßnahmen, die notwendig sind, um die 

Baumaßnahmen durchführen zu können.

Zu den Baumaßnahmen zählen:

• die Modernisierung und Instandsetzung,

• die Neubebauung und die Ersatzbauten,

• die Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- 

und Folgeeinrichtungen,

• die Verlagerung oder Änderung von Betrieben.

Die Durchführung der Baumaßnahmen bleibt den Eigen-

tümern überlassen. Die Bedingung hierfür ist jedoch, dass 

eine zügige und zweckmäßige Durchführung gewähr-

leistet ist. Dafür hat die Gemeinde zu sorgen.

Trägerschaft 

Zur Aufgabe der Gemeinde zählt die Vorbereitung und 

Durchführung von Sanierungsmaßnahmen. Die Gemein-

de hat die Möglichkeit, sich bei der Vorbereitung oder 

Durchführung der Sanierung eines geeigneten Beauf-

tragten zu bedienen. Insbesondere bei kleineren Gemein-

den ist eine solche Beauftragung von großer Bedeutung. 

Eine gemeindliche Aufgabe bleibt dennoch die Durchfüh-

rung der Sanierung selbst. So können Entscheidungen im 

Rahmen der Planungshoheit oder sonstige Hoheitsakte 

nicht übertragen werden. 

Bei der Auswahl des zu beauftragenden Sanierungsträ-

gers für die Gemeinde bestehen bestimmte Beschrän-

kungen:

• Die fachliche Eignung muss gegeben sein.

• Es darf keine Interessenkollision bestehen.

• Die Zuverlässigkeit in persönlicher und wirtschaft-

licher Hinsicht muss gegeben sein.

Es fi ndet innerhalb des BauGB eine Unterscheidung zwi-

schen dem treuhänderischen und dem unternehmerisch 

tätig werdenden Sanierungsträger statt. Ein sogenannter 

Treuhänder führt die ihm von der Gemeinde übertra-

genen Aufgaben im eigenen Namen auf Rechnung der 

Gemeinde durch. Er ist rechtlich Eigentümer, aber wirt-

schaftlich nur Verwalter eines Treuhandvermögens. Die 

Gemeinde haftet für Verbindlichkeiten, die sich auf das 

Treuhandvermögen beziehen. Im eigenen Namen wird 

auch der Unternehmerträger tätig. Aber im Gegensatz 

zum Treuhänder arbeitet der Unternehmerträger auf 

 eigene Rechnung und eigenverantwortlich. Da er gegen-

über der Gemeinde selbständig und mit eigenen ökono-

mischen Interessen auftritt und auch das Risiko selbst 

trägt, hat das BauGB zur Vermeidung von Interessen-

kollisionen im Vergleich zum Treuhänder abweichende 

Regelungen vorgesehen. 

In einem schriftlichen Vertrag legen die Gemeinde und 

der Sanierungsträger Inhalt und Umfang der Aufgaben 

des Sanierungsträgers fest. 

Ausgleichsbetrag und Bodenwertabschöpfung   
 

In der Regel steigen mit dem Bekanntwerden der Sanie-

rungssatzung auch die Grundstückspreise. Die Grund-

stückspreise könnten in die Höhe getrieben werden, 

wenn keine entsprechenden gesetzlichen Vorschriften 

vorhanden wären. Die Wertsteigerung beruht letztlich 

auf der gemeindlichen Planung, ohne dass ein Eigentü-

mer etwas dazu getan hat. So ist verständlich, dass an 

dieser Stelle Gewinne ohne Gegenleistung auf Kosten 

der Allgemeinheit gemacht würden. Ein System aufei-

nander abgestimmter bodenpolitischer, enteignungs-

rechtlicher und abgabenrechtlicher Maßnahmen soll vor-

zeitige Preissteigerungen verhindern und unverdiente 

Bodenwertsteigerungen der Allgemeinheit zugutekom-

men lassen. Somit wird eine Werterhöhung bei der Be-

messung der Ausgleichs- und Entschädigungsleistungen

• im Umlegungsverfahren, 

• im Enteignungsverfahren oder 

• im Grundstücksübernahmeverfahren,

insoweit berücksichtigt, sofern der Betroffene Werterhö-

hungen durch eigene Aufwendungen zulässigerweise 

bewirkt hat. Infolge der Durchführung der Sanierungs-

maßnahmen und der Neubeplanung des Sanierungsge-

bietes steigt auch der Wert der Grundstücke. Auch in 

diesem Fall ergibt sich ohne Zutun des jeweiligen Grund-

stückseigentümers eine Wertsteigerung. Doch auch hier 

stellt der Gesetzgeber sicher, dass keine unverdienten 

Vorteile aus den Maßnahmen gezogen werden. So ist für 
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ein Grundstück, das sich in einem förmlich festgelegten 

Sanierungsgebiet befi ndet, ein Ausgleichsbeitrag an die 

Gemeinde abzuführen. Damit wird die durch die Sanie-

rung bedingte Erhöhung des Wertes der Grundstücke 

abgeschöpft. Die Gemeinde setzt diese Wertabschöp-

fung wiederum für die Finanzierung der Kosten bezüg-

lich der Vorbereitung und der Durchführung der Sanie-

rung ein. Eine Abschöpfung des Bodenwertes bezieht 

sich nur auf sanierungsbedingte Erhöhungen des Boden-

verkehrswertes. 

Mit dem Abschluss der Sanierung ist der Ausgleichs-

betrag zu entrichten. Die Gemeinde kann von der Fest-

setzung und der Erhebung des Ausgleichsbetrages abse-

hen. Weiterhin kann sie Vorauszahlungen auf den 

Ausgleichsbeitrag verlangen. Der Gemeinde obliegen die 

Wertermittlungen bei der Vorbereitung und Durchfüh-

rung der Sanierungsmaßnahmen. In der Regel bedienen 

sich die Gemeinden dazu ihrer Gutachterausschüsse. 

Sanierungsabschluss

Durch die förmliche Festlegung ist das Sanierungsgebiet 

einem begrenzten Sonderrecht unterworfen. Das gel-

tende Sonderrecht ist aufzuheben, wenn der Sanierungs-

zweck erreicht ist. Die förmliche Festlegung des Sanie-

rungsgebietes wird dann durch Beschluss aufgehoben. 

       

2. Die städtebauliche 
 Entwicklungsmaßnahme

Ortsteile und andere Teile des Gemeindegebietes, die 

nicht die Qualität eines Ortsteiles im Sinne des § 34 

BauGB aufweisen, können durch eine städtebauliche  

Entwicklungsmaßnahme 

• entsprechend ihrer besonderen Bedeutung für die 

städtebauliche Entwicklung und Ordnung der Ge-

meinde oder

• entsprechend der angestrebten Entwicklung des 

Landesgebietes oder der Region erstmalig entwickelt 

oder

• im Rahmen einer städtebaulichen Neuordnung

einer neuen Entwicklung zugeführt werden. Die städte-

baulichen Entwicklungsmaßnahmen müssen

• zur Deckung eines erhöhten Bedarfs an Wohn- und 

Arbeitsstätten oder 

• zur Errichtung von Gemein- oder Folgeeinrichtun-

gen oder

• zur Wiedernutzung brachliegender Flächen 

erforderlich sein. Der Gemeinde kommt die Aufgabe zu, 

einen funktionsfähigen Bereich entsprechend der beab-

sichtigten städtebaulichen Entwicklung und Ordnung zu 

gewährleisten. Danach soll der Entwicklungsbereich in 

seinem wirtschaftlichen Gefüge und der Zusammenset-

zung der Bevölkerung den Zielen und Zwecken der städ-

tebaulichen Entwicklung entsprechen. Ferner soll in dem 

Entwicklungsbereich eine ordnungsgemäße und zweck-

entsprechende Versorgung der Bevölkerung mit Gütern 

und Dienstleistungen sichergestellt werden. 

Es handelt sich bei der städtebaulichen Entwicklungs-

maßnahme um eine städtebauliche Gesamtmaßnahme. 

Die Gemeinde übernimmt dabei aufgrund eines beson-

deren öffentlichen Interesses die Entwicklung eines genau 

bezeichneten Gebietes anhand eines geschlossenen Pla-

nungs- und Durchführungskonzeptes. Angelehnt  an das 

Verfahren zur Vorbereitung und Durchführung bei der städ-

tebaulichen Sanierung ist dies auch bei der städtebaulichen 

Entwicklungsmaßnahme gegeben. Es werden Außen- und 

Innenentwicklungsmaßnahmen unterschieden.

Bei der Außenentwicklungsmaßnahme steht die erst-

malige Entwicklung einzelner Ortsteile oder anderer Teile 

des Gemeindegebietes im Vordergrund. Ein Ziel muss es 

sein, wesentliche städtebauliche Teilfunktionen in dem 

Entwicklungsgebiet zu verankern. In der Regel werden 

bei Außenentwicklungsmaßnahmen bisher landwirt-

schaftlich oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen zu 

Siedlungsfl ächen entwickelt und einer zügigen Bebauung 

zugeführt. Bei sogenannten Innenentwicklungsmaßnah-

men sollen große brachliegende oder minder genutzte 

innerstädtische Gebiete einer neuen Entwicklung zuge-

führt werden. Infolge des wirtschaftlichen Strukturwan-

dels in Industrie- und Gewerbegebieten sind größere in-

nerstädtische brachliegende Flächen entstanden. Vielfach 

stellt sich dort das Problem unbekannter Altlasten in 

Kombination mit einem hohen fi nanziellen Kostenauf-

wand. Durch die Abschöpfung von Planungsgewinnen 

können die entstehenden Kosten zumeist nicht abge-

deckt werden. 
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Schema zum Ablauf einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme (eigener Entwurf)

Einleitungsbeschluss mit ortsüblicher Bekanntmachung

Verkehrswertermittlung

• Vorgezogener Grunderwerb

• Zurückstellung von 
   Baugesuchen und 
   Teilungsgenehmigung

• Voruntersuchungen

• Überlegungen zu Kosten 
und Finanzierung

• Auftrag an Planer und / oder 

• Entwicklungsträger

Vorgespräche mit

• Eigentümern

• öffentlichen Aufgabenträgern

• Trägern öffentlicher Belange

• Aufsichtsbehörde

Ggf. Anmeldung der 
Städtebauförderung bei 
der Regierung

Beschlussvorlage mit

• Satzung

• Bericht

• Kosten- und Finanzierungsübersicht

Beschluss über die förmliche Festlegung des 
Entwicklungsbereichs (Entwicklungssatzung), Genehmigung 

durch Regierung, ortsübliche Bekanntmachung (Rechtsverbindlichkeit),
Mitteilung an das Grundbuchamt (Entwicklungsvermerk)

• Grunderwerb zum entwick-
lungsunbeeinfl ußten
Verkehrswert

• Städtebauliche Planungen 
und Wettbewerbe

• Bebauungsplanverfahren

• Änderung

• Genehmigungsvorbehalte 
nach BauGB

• Mittelbewirtschaftung

• Kosten- und Finanzierungs-
übersicht

• Ggf. jährliche Programm-
anmeldung der Städtebau-
förderung

• Grundstücksneuordnung
• Rückveräußerung der Grundstücke zum Neuordnungswert
• Erschließungsanlagen
• Bebauung

Beschluss zur Aufhebung des Entwicklungsbereichs, Anzeigeverfahren,
Bekanntmachung, Mitteilung an das Grundbuchamt

• Abrechnung

• Verwendungsnachweis

Erhebung der Ausgleichsbeiträge

Abbildung 14

Im Baugesetzbuch sind die Voraussetzungen aufgeführt, 

dass die Gemeinde einen städtebaulichen Entwicklungs-

bereich in Form einer Entwicklungssatzung beschließt. 

Die Gemeinde kann durch Satzungsbeschluss einen ent-

sprechenden Bereich für eine städtebauliche Entwick-

lungsmaßnahme festlegen, wenn 

• die Maßnahme den städtebaulichen Entwicklungs-

zielen entspricht,

• das Wohl der Allgemeinheit die Durchführung er-

fordert,

• die Ziele und Zwecke nicht einfacher erreicht wer-

den können und

• die zügige Durchführung gewährleistet ist. 

Von der Gemeinde wird die Entwicklungsmaßnahme vor-

bereitet und durchgeführt. Sind entsprechende perso-

nelle Kapazitäten nicht oder nur begrenzt vorhanden, 

kann sie die Aufgaben auch einem geeigneten Beauf-

tragten übergeben. Dieser Entwicklungsträger erfüllt 

dann die ihm von der Gemeinde übertragenden Aufga-

ben im eigenen Namen auf Rechnung der Gemeinde als 

Treuhänder. 
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Vor der förmlichen Festlegung des städtebaulichen Ent-

wicklungsbereiches haben die Gemeinden Voruntersu-

chungen durchzuführen oder zu veranlassen. Die betrof-

fene Öffentlichkeit sowie Behörden und sonstige Träger 

öffentlicher Belange sind zu beteiligen. Sind hinreichende 

Beurteilungsgrundlagen bereits vorhanden, kann von 

Voruntersuchungen abgesehen werden. Der Beginn der 

Voruntersuchungen wird durch einen Beschluss einge-

leitet. Er bedarf einer ortsüblichen Bekanntmachung.

Die öffentlichen und privaten Belange hat die Gemeinde 

gegeneinander und untereinander abzuwägen. Dann be-

schließt die Gemeinde die förmliche Festlegung des städ-

tebaulichen Entwicklungsbereiches und die inhaltlichen 

Festsetzungen als Satzung. Der städtebauliche Entwick-

lungsbereich ist in der Satzung genau zu bezeichnen und 

abzugrenzen. Die Entwicklungssatzung ist um eine Be-

gründung zu ergänzen. Ferner ist der Beschluss über die 

Entwicklungssatzung ortsüblich bekannt zu machen. Die 

Gemeinde setzt das Grundbuchamt über die rechtsver-

bindliche Entwicklungssatzung in Kenntnis. Dadurch sind 

für die Betroffenen die Vorhaben und Rechtsvorgänge, 

die im Gesetz benannt werden, genehmigungspfl ichtig 

und schränken so die Verfügungs- und Baufreiheit ein. 

Aus Planungs- und Ordnungsmaßnahmen besteht die 

Durchführung der städtebaulichen Entwicklung. Die Ge-

meinde hat für den städtebaulichen Entwicklungsbereich 

unverzüglich Bebauungspläne aufzustellen. Sie hat alle 

erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die vorgese-

hene Entwicklung im städtebaulichen Entwicklungsbe-

reich zügig zu verwirklichen. Sind soziale Härten durch 

die Umsetzung zu erwarten, so hat die Gemeinde einen 

Sozialplan aufzustellen und fortzuschreiben. Letztlich hat 

die Gemeinde eine Kosten- und Finanzierungsübersicht 

aufzustellen. 

Die Gemeinde hat die erforderlichen städtebaulichen 

Ordnungs- und Baumaßnahmen zu ergreifen. Dazu zäh-

len unter anderem:

• die Neuordnung der Grundstücke,

• die Freilegung der Grundstücke,

• die Verlagerung von Betrieben,

• der Umzug der Bewohner, 

• die Erschließung des Gebietes.

Durch die förmliche Festlegung des Entwicklungsbe-

reiches wird ein zeitlich befristetes Sonderrecht geschaf-

fen. Der Abschluss der Entwicklung ist mit Satzung fest-

zustellen und ortsüblich bekannt zu machen. 

Um die Finanzierung der städtebaulichen Entwicklungs-

maßnahmen sicherzustellen, ist das jeweilige Grundstück 

oder das jeweilige Recht zu dem Verkehrswert zu veräu-

ßern, der sich durch die rechtliche und tatsächliche Neu-

ordnung ergibt. Falls die Gemeinde ein Grundstück nicht 

erworben hat, ist der Eigentümer verpfl ichtet, einen Aus-

gleichsbeitrag an die Gemeinde zu entrichten. Dieser 

muss der durch die Entwicklungsmaßnahme bedingten 

Erhöhung des Bodenwertes seines Grundstückes ent-

sprechen. 

Letztlich soll die Gemeinde mit der Durchführung von 

Entwicklungsmaßnahmen keinen Gewinn erzielen, der 

über die Mittel hinausgeht, die zur Finanzierung der 

Maßnahme erforderlich sind. Wenn sich ein etwaiger 

Überschuss ergibt, ist dieser auf die Eigentümer der 

Grundstücke zu verteilen. 

3. Der Stadtumbau 

Anpassungen und Umbaumaßnahmen werden häufi g 

durch Veränderungen

• in der demographischen Entwicklung der Bevölke-

rung, 

• bei Strukturwandlungen in der Wirtschaft und

• durch die damit einhergehenden Auswirkungen auf 

die städtebauliche Entwicklung,

erforderlich. Vorhandene Gebäude in derartigen Gebie-

ten können meist wirtschaftlich nicht mehr ausreichend 

instand gehalten werden. Dies führt allzu oft zu Leerstän-

den und einem allmählichen Verfall der Gebäude und zu 

einer sozialen Verelendung der Bevölkerung. Eine weitere 

Folge kann darin bestehen, dass Infrastruktureinrichtun-

gen nicht mehr ausreichend ausgelastet werden. Oft kann 

dieser Prozess nur noch dadurch aufgehalten und beseitigt 

werden, dass Gebäude wieder abgebrochen werden. Da-

her gibt das Rechtsinstrument des Stadtumbaus den Ge-

meinden die rechtlichen Grundlagen für eine Neuord-

nung einzelner innerstädtischer Bereiche an die Hand. 

Der Stadtumbau sieht Maßnahmen vor, durch die in von 

erheblichen städtebaulichen Funktionsverlusten betrof-

fenen Gebieten Anpassungen zur Herstellung nachhal-

tiger städtebaulicher Strukturen vorgenommen werden. 

Derartige erhebliche städtebauliche Funktionsverluste lie-

gen insbesondere dann vor, wenn ein dauerhaftes Über-

angebot an baulichen Anlagen für bestimmte Nutzungen 

– hier für Wohnzwecke – besteht oder zu erwarten ist.
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Die Stadtumbaumaßnahmen sollen dazu beitragen, dass

• die Siedlungsstrukturen den Erfordernissen der Ent-

wicklung von Bevölkerung und Wirtschaft ange-

passt werden,

• die Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Um-

welt verbessert werden,

• innerstädtische Bereiche gestärkt werden,

• nicht mehr bedarfsgerechte bauliche Anlagen einer 

neuen Nutzung zugeführt werden,

• bauliche Anlagen zurückgebaut werden, wenn sie 

einer anderen Nutzung nicht mehr zugeführt wer-

den können,

• freigelegte Flächen einer nachhaltigen städtebau-

lichen Entwicklung oder einer hiermit verträglichen 

Zwischennutzung zugeführt werden,

• innerstädtische Altbaubestände erhalten werden.

Die Gemeinde hat ein städtebauliches Entwicklungskon-

zept aufzustellen, wenn sie beabsichtigt, für einen be-

stimmten Bereich Stadtumbaumaßnahmen durchzufüh-

ren. Die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sind frühzeitig im Verfahren zu beteiligen, um 

die öffentlichen und privaten Belange richtig zu erfassen. 

Gegeneinander und untereinander sind die ermittelten 

Belange gerecht abzuwägen. Im Entwicklungskonzept 

sind die Ziele und Maßnahmen darzustellen. Dieses Ent-

wicklungskonzept liefert die Basis dafür, dass die Ge-

meinde das Gebiet festlegen kann, in dem die Stadtum-

baumaßnahmen durchgeführt werden sollen. Ein 

Beschluss zum Stadtumbaugebiet ist dafür erforderlich. 

Insoweit ist eine Satzung nicht erforderlich. Ein Sozialplan 

ist aufzustellen, wenn sich die Stadtumbaumaßnahmen 

voraussichtlich nachteilig auf die persönlichen Lebensum-

stände der in dem Gebiet wohnenden oder arbeitenden 

Menschen auswirken. Dabei soll die Gemeinde Vorstel-

lungen entwickeln und mit den Betroffenen erörtern, wie 

nachteilige Auswirkungen möglichst vermieden oder zu-

mindest gemildert werden können. 

Eine Umsetzung der Stadtumbaumaßnahmen soll primär 

durch städtebauliche Verträge mit den beteiligten Eigen-

tümern und sonstigen Betroffenen erfolgen. Das Ziel ist 

dabei, ein einverständliches Zusammenwirken von Kom-

mune, Wohnungswirtschaft und Eigentümern in den 

Vordergrund zu stellen. Insbesondere der Rückbau bau-

licher Anlagen innerhalb einer bestimmten Frist und die 

Kostenübernahme können Gegenstand und Inhalt der 

Stadtumbauverträge auf der Basis der Bauleitplanung 

sein. 

Ein festgelegtes Stadtumbaugebiet kann die Gemeinde 

durch Satzung bezeichnen. Damit kann die Gemeinde die 

Durchführung der Stadtumbaumaßnahmen sichern, in-

dem sie festlegt, dass die im BauGB bezeichneten Vorha-

ben einschließlich der Beseitigung baulicher Anlagen und 

sonstiger Maßnahmen einer Genehmigung bedürfen. Es 

soll damit verhindert werden, dass Maßnahmen durchge-

führt werden, die eine Verwirklichung des Stadtumbau-

konzeptes verhindern. Wenn der Beschluss über die Auf-

stellung einer solchen Satzung gefasst und ortsüblich 

bekannt gemacht wurde, können Vorhaben und Maß-

nahmen zurückgestellt werden. 

4. Die soziale Stadt 

Mit dem Instrument der Sozialen Stadt können die Ge-

meinden Orts- und Stadtteile städtebaulich verbessern, in 

denen soziale, wirtschaftliche sowie bauliche und grund-

stückmäßige Probleme vorhanden sind. Diese Gebiete 

sind unter anderem durch folgende Faktoren belastet:

• hohe Arbeitslosigkeit,

• erhöhter Ausländeranteil,

• wirtschaftliche Probleme des mittelständischen 

 Gewerbes,

• soziale Brennpunkte,

• Vernachlässigung von Gebäuden und Grund -

 stücken, 

• Vandalismus,

• Farbschmierereien,

• illegale Abfallentsorgung. 

Bei den Maßnahmen der Sozialen Stadt handelt es sich 

um Maßnahmen zur Stabilisierung und Aufwertung von 

Gemeindegebieten, die durch soziale Missstände benach-

teiligt sind und in denen deshalb ein besonderer Entwick-

lungsbedarf besteht. 

Es besteht insbesondere ein Entwicklungsbedarf, wenn 

es sich um benachteiligte innerstädtische und innen-

stadtnah gelegene Gebiete oder verdichtete Wohn- und 

Mischgebiete handelt, die einer aufeinander abgestimm-

ten Bündelung von investiven und sonstigen Maßnahmen 

bedürfen. 

Falls die Gemeinde beabsichtigt, für einen bestimmten 

Bereich Maßnahmen der Sozialen Stadt durchzuführen, 

hat sie dafür ein städtebauliches Entwicklungskonzept 

aufzustellen. Die Betroffenen und die öffentlichen Aufga-
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benträger sind bei der Aufstellung des Entwicklungskon-

zeptes zu beteiligen. Dem Konzept sollen die Ziele und 

Maßnahmen entnommen werden können. Das Gebiet 

der Sozialen Stadt, in dem die Maßnahmen durchgeführt 

werden sollen, wird durch Beschluss festgelegt. 

Mit den Beteiligten werden zur Umsetzung des städte-

baulichen Entwicklungskonzeptes entsprechende städte-

bauliche Verträge geschlossen. Die Finanzierung der er-

forderlichen Maßnahmen geschieht in erster Linie durch 

Städtebaufördermittel, aber auch durch Sonderprogram-

me des Bundes und der Länder sowie durch Eigenmittel 

der Gemeinde. 

5. Die Erhaltungssatzung und die    
 städtebaulichen Gebote     

Um städtebauliche Aufgaben – insbesondere der Stadt-

erhaltung und Stadterneuerung – sachgerecht bewälti-

gen zu können, reicht es nicht,  nur die städtebauliche 

Zulässigkeit von Vorhaben zu regeln. Zur Durchsetzung 

des gemeindlichen Planungswillens und zur stärkeren 

Einfl ussnahme auf eine beschleunigte Planverwirklichung 

stellt der Gesetzgeber dementsprechend verschiedene 

Rechtsinstrumente zur Verfügung: 

• die Erhaltungssatzung,

• das Baugebot,

• das Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot,

• das Pfl anzgebot,

• das Rückbau- und Entsiegelungsgebot.

Die Erhaltungssatzung 

Die Erhaltungssatzung dient der Stadterhaltung. Die Ge-

meinde kann, um bauliche Anlagen zu erhalten, durch 

einen Bebauungsplan oder durch sonstige Satzungen Ge-

biete bezeichnen, in denen 

• zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des 

 Gebietes aufgrund seiner städtebaulichen Gestalt,

• zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohn-

 bevölkerung oder

• bei städtebaulichen Umstrukturierungen.

eine Genehmigungspfl icht für

• den Rückbau, 

• die Änderung oder

• die Nutzungsänderung 
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von baulichen Anlagen besteht. Zur Erhaltung der städte-

baulichen Eigenart eines Gebietes aufgrund seiner städ-

tebaulichen Gestalt kann auch die Errichtung baulicher 

Anlagen der Genehmigungspfl icht unterworfen werden. 

Die Erhaltungssatzung ist ortsüblich bekannt zu machen.   

Die Voraussetzungen, die für die Versagung der Geneh-

migung vorliegen müssen, werden im BauGB näher um-

schrieben. Es besteht ein Rechtsanspruch auf Genehmi-

gung, wenn die Voraussetzungen zur Versagung der 

Genehmigung im Einzelfall nicht vorliegen. Ein Eigentü-

mer kann die Übernahme des Grundstückes verlangen, 

wenn die Genehmigung zu Recht versagt wird und ihm 

es wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten ist, das Grund-

stück zu behalten. 

Damit verhindert wird, dass während des Zeitraumes bis 

zum Inkrafttreten einer Erhaltungssatzung die Erhal-

tungsziele unterlaufen werden, regelt das Gesetz eine 

entsprechende Anwendung des Paragraphen zur Zurück-

stellung von Baugesuchen. Bis zu zwölf Monate können 

danach Anträge auf Rückbau, Änderung, Nutzungsän-

derung oder Errichtung einer baulichen Anlage zurück-

gestellt werden. Dies setzt voraus, dass die Gemeinde 

beschlossen hat, für ein Gebiet eine Erhaltungssatzung 

zu erlassen und dass sie den Beschluss ortsüblich bekannt 

gemacht hat. 

Städtebauliche Gebote 

Im Wesentlichen unterliegen die städtebaulichen Gebote 

einigen gemeinsamen Voraussetzungen. Bevor die Ge-

meinde die Anordnung eines städtebaulichen Gebotes 

beabsichtigt, soll sie mit den Eigentümern, den Mietern, 

den Pächtern und sonstigen Nutzungsberechtigten erör-

tern, wie die Maßnahmen durchgeführt werden können 

und welche Finanzierungsmöglichkeiten aus öffentlichen 

Kassen bestehen. Im Rahmen ihrer Möglichkeiten soll die 

Gemeinde die Betroffenen beraten. Die Eigentümer sol-

len dazu bewegt werden, die Maßnahmen freiwillig 

durchzuführen und die Mieter und Pächter dazu zu be-

wegen, die Maßnahmen zu dulden. Führen die Erörte-

rungen nicht zum Ziel, kann der Erlass eines Gebotes in 

Betracht gezogen werden. 

Ferner setzt die Anordnung eines städtebaulichen Ge-

botes voraus, dass die alsbaldige Durchführung der Maß-

nahmen aus städtebaulichen Gründen erforderlich ist. 

Dabei muss es sich ausschließlich um städtebauliche 

Gründe handeln. Außerhalb des Städtebaus liegende öf-

fentliche Interessen und Belange können nicht mit den Ge-



boten verfolgt werden. Wenn die Betroffenen die Maßnah-

men selbst oder durch Dritte freiwillig durchführen, ist die 

Anordnung einer Maßnahme nicht erforderlich. 

Ein belastender Verwaltungsakt ist der Bescheid, mit dem 

die Gemeinde ein städtebauliches Gebot ausspricht. Der 

Bescheid muss hinreichend bestimmt sein. So ist im städ-

tebaulichen Gebot der Adressat der Maßnahme, das Ge-

bot selbst und das Grundstück genau zu bezeichnen. 

Zum einen muss der Betroffene in die Lage versetzt wer-

den zu erkennen, was von ihm genau verlangt wird. Zum 

anderen muss der Verwaltungsakt Grundlage für Maß-

nahmen zu seiner zwangsweisen Durchsetzung sein. Fer-

ner ist für die Durchsetzung eine angemessene Frist zu 

bestimmen. 

Die Mieter, Pächter und sonstigen Nutzungsberechtigten 

haben die Maßnahmen auch dann zu dulden, wenn der 

Eigentümer die Maßnahmen nach Erörterung mit der Ge-

meinde freiwillig durchführt. Sind mit den Maßnahmen 

zur Planverwirklichung die Aufhebung, die Beendigung 

oder Verlängerung eines Miet- oder Pachtverhältnisses 

oder eines sonstigen vergleichbaren Vertragsverhältnisses 

verbunden, kann die Gemeinde insbesondere die Ver-

tragsverhältnisse durch Bescheid aufheben. Gegebenen-

falls kann dies unter Gewährung einer angemessenen 

 fi nanziellen Entschädigung für die durch die Aufhebung 

des Rechtsverhältnisses entstandenen Vermögensnach-

teile geschehen. Falls sich mit Blick auf die Maßnahmen 

für einzelne Mieter und Pächter nachteilige Auswir-

kungen ergeben, kann die Gemeinde zur Vermeidung 

dieser Nachteile Miet-, Pacht- und vergleichbare Vertrags-

verhältnisse auch verlängern. 

Das Baugebot  

Einerseits verpfl ichtet ein Baugebot einen Eigentümer, in-

nerhalb einer näher zu bestimmenden angemessenen 

Frist sein Grundstück entsprechend den Festsetzungen 

des Bebauungsplanes zu bebauen. Anderseits verpfl ich-

tet es im Sinne eines Anpassungsgebotes einen Eigen-

tümer, eine vorhandene sonstige bauliche Anlage den 

Festsetzungen des Bebauungsplanrs anzupassen. Hierzu 

reicht ein einfacher Bebauungsplan aus. Das Gebot gilt 

auch für eine andere als bauliche Nutzung.

Die Gemeinde hat von dem Gebot abzusehen, wenn Tat-

sachen die Annahme rechtfertigen, dass die Durchfüh-

rung des Vorhabens einem Eigentümer aus wirtschaft-

lichen Gründen nicht zuzumuten ist. So stellt diese 

Regelung auf eine objektive Unzumutbarkeit ab. Sie be-

rücksichtigt damit den allgemeinen Grundsatz, dass nie-

mand zu einer wirtschaftlich nicht tragbaren Nutzung 

gezwungen werden kann. Danach wird die Gemeinde 

verpfl ichtet, vor Erlass eines Baugebotes zu prüfen, ob 

dessen Erfüllung allgemein aus objektiven Gründen wirt-

schaftlich zumutbar ist. Es kann kein Baugebot erlassen 

werden, wenn dies nicht der Fall ist. Wenn jedoch die 

Durchführung eines von der Gemeinde angeordneten 

Gebotes für den Eigentümer lediglich wegen dessen per-

sönlicher wirtschaftlicher Lage unzumutbar ist, so kann 

der Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme des 

Grundstückes nach Enteignungsgrundsätzen verlangen. 

Bereits im Rahmen der Erörterung und Beratung kann der 

Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme geltend 

machen. Die Übernahme liegt damit schon vor der ge-

meindlichen Anordnung eines Baugebotes. Die Gemein-

de kann, wenn ein Eigentümer die sich aus dem Bauge-

bot ergebende Verpfl ichtung nicht erfüllt, die Enteignung 

des Grundstückes zu ihren Gunsten oder zugunsten eines 

Bauwilligen verlangen. Dieser muss jedoch glaubhaft ma-

chen, dass er die Baumaßnahme innerhalb einer ange-

messenen Frist durchführen wird. 

Auch außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungs-

planes im unbeplanten Innenbereich kann das Baugebot 

angeordnet werden. Ein bedeutender Anwendungsfall 

wäre die Schließung von Baulücken. Maßgebend für die 

Art und das Maß der baulichen Nutzung ist der § 34 des 

BauGB. Hiermit kann der Baudruck auf den Außen bereich, 

in dem grundsätzlich nicht gebaut werden soll, zugunsten 

des Innenbereichs, erheblich vermindert werden.   

Das Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot

Wenn eine bauliche Anlage nach ihrer inneren oder äu-

ßeren Beschaffenheit Missstände oder Mängel aufweist, 

deren Beseitigung oder Behebung durch Modernisierung 

oder Instandsetzung möglich ist, kann ein Modernisie-

rungs- und Instandsetzungsgebot angeordnet werden. 

Von einer Modernisierung wird gesprochen, wenn die 

Beseitigung von Missständen insbesondere darin zu se-

hen ist, dass eine bauliche Anlage nicht den allgemeinen 

Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-

nisse entspricht. Dies trifft bei Wohngebäuden zum Bei-

spiel zu, wenn die zeitgemäßen Mindestanforderungen 

an Grundrissgestaltung, Belichtung und Belüftung, Woh-

nungsgröße und Ausstattung nicht erfüllt sind. Es dürfen 

jedoch keine höheren Anforderungen gestellt werden als 

sie beim Neubau gestellt werden können. 
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Unter Instandsetzung wird die Behebung von Mängeln 

verstanden. Diese liegen vor, wenn durch Abnutzung, 

 Alterung, Witterungseinfl üsse oder Einwirkungen Dritter

• die bestimmungsmäßige Nutzung der baulichen 

Anlage nicht nur unerheblich beeinträchtigt wird,

• die bauliche Anlage nach ihrer äußeren Beschaffen-

heit das Straßen- und Ortsbild nicht nur unerheblich 

beeinträchtigt oder

• die bauliche Anlage erneuerungsbedürftig ist und 

wegen ihrer städtebaulichen – insbesondere ge-

schichtlichen oder künstlerischen – Bedeutung er-

halten bleiben soll. 

Die zu beseitigenden Missstände bzw. die zu behebenden 

Mängel sind in der Modernisierungs- oder Instandset-

zungsanordnung zu bezeichnen. Eine angemessene Frist 

für die Durchführung der erforderlichen Maßnahme ist 

festzulegen. 

Das Pfl anzgebot

Die Gemeinde kann durch das Pfl anzgebot den Eigen-

tümer verpfl ichten, sein Grundstück entsprechend den 

getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplanes zu be-

pfl anzen. Ein einfacher Bebauungsplan reicht für diese 

Anordnung aus. Die alsbaldige Bepfl anzung muss aus 

städtebaulichen Gründen erforderlich sein. Das ist die 

 Voraussetzung für den Erlass eines Pfl anzgebotes. So ist 

dies anzunehmen, wenn die städtebauliche Qualität eines 

Gebietes oder seiner Teile nicht unwesentlich auch vom 

Umfang der Begrünung abhängt. Ein Pfl anzgebot kann 

zum Beispiel ausgesprochen werden, wenn ein Baugebiet 

mit aufgelockerter Bebauung nach dem planerischen 

Willen der Gemeinde den Charakter einer Gartenstadt 

erhalten soll. Ferner zählt auch dazu, wo der Bebauungs-

plan im Interesse des Nachbarschutzes die Begrünung 

von Zäunen und Laubengittern sowie das Anpfl anzen 

von Hecken festsetzt. Derartige Anpfl anzungen von 

Büschen, Sträuchern und Bäumen können ebenfalls Teil 

einer Ausgleichsmaßnahme sein. Letztlich können Grün-

streifen, bepfl anzte Abstandsfl ächen sowie Busch- und 

Baumriegel als Trennbereiche und Abschirmung zwischen 

unterschiedlichen Baugebieten und Nutzungsarten fest-

gesetzt werden. Ein abwehrendes Übernahmeverlangen 

sieht das Gesetz beim Pfl anzgebot nicht vor. 

Das Rückbau- und Entsiegelungsgebot

Die Gemeinde kann den Eigentümer verpfl ichten, die 

vollständige oder teilweise Beseitigung einer baulichen 

Anlage im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 

durchzuführen oder zu dulden. Dazu genügt ein ein-

facher Bebauungsplan. Die Voraussetzung für den Erlass 

eines Rückbaugebotes ist, dass die Anlage den Festset-

zungen des Bebauungsplanes nicht entspricht und auch 

nicht den Festsetzungen angepasst werden kann oder 

dass sie Missstände oder Mängel aufweist, die auch durch 

eine Modernisierung oder Instandsetzung nicht behoben 

werden können. Wenn mit der Anordnung Wohnraum 

betroffen ist, darf diese nur vollzogen werden, wenn zum 

Zeitpunkt der Beseitigung ein angemessener Ersatzwohn-

raum für die Bewohner unter zumutbaren Bedingungen 

zur Verfügung gestellt werden kann. Die Gemeinde hat 

den Betroffenen eine angemessene Entschädigung in 

Geld zu leisten, wenn durch die Beseitigung einer bau-

lichen Anlage Vermögensnachteile entstehen. Der Eigen-

tümer kann statt der Entschädigung auch die Übernahme 

des Grundstückes verlangen. Ein Entsiegelungsgebot 

kann dann erlassen werden, wenn dauerhaft nicht mehr 

genutzte Flächen, bei denen der durch Bebauung oder 

Versiegelung beeinträchtigte Boden in seiner Leistungsfä-

higkeit erhalten oder wiederhergestellt werden soll, wie-

der einer städtebaulichen Nutzung zugeführt werden 

kann. Das Entsiegelungsgebot ist damit Teil der boden-

schutzrechtlichen Konzeption des Gesetzes. Ferner soll in 

diesem Zusammenhang auch noch auf die Rückbauver-

pfl ichtung hingewiesen werden, die als Ausgleich dafür 

dient, dass der Außenbereich zeitweise in Anspruch ge-

nommen werden darf. 
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Die Rechtsvorschriften werden wiederum durch Erlasse 

des jeweils zuständigen Landesministeriums zum bauauf-

sichtlichen Verfahren und zur Handhabung materieller 

Bestimmungen der Bauordnung ergänzt. Insgesamt ent-

hält das Bauordnungsrecht somit nicht nur materielle 

 Anforderungen, sondern auch Vorschriften zum bauauf-

sichtlichen Verfahren. Diese sind wiederum verbindlich 

für die am Bau Beteiligten. 

Bauordnungsrechtliche Anwendungsgebiete

Zum originären Gegenstand hat das Bauordnungsrecht 

bauliche Anlagen. Es werden aber auch andere Anlagen 

und Einrichtungen durch das Gesetz erfasst. Darüber 

 hinaus stellt es auch Anforderungen an diese. Die bau-

liche Anlage wird in ihrer Begriffl ichkeit durch eine Auf-

zählung von Tatbestandsmerkmalen eingegrenzt. Nun 

sind bauliche Anlagen nicht nur Bauwerke im Sinne des 

täglichen Sprachgebrauchs, wie zum Beispiel Gebäude, 

Hochhäuser oder alles, was im technischen Sinne gebaut 

wird. Bauliche Anlagen sind jetzt alle Anlagen, die aus 

Bauprodukten hergestellt sind und die eine Verbindung 

mit dem Erdboden aufweisen. 

Bei Baustoffen handelt es sich um natürliche oder künst-

liche Stoffe, die zur Herstellung von Bauteilen dienen, wie 

zum Beispiel Holz, Ziegel, Natursteine, Sand oder Zement. 

In der Verbindung miteinander können sie zu weiteren 

Baustoffen führen. 

Bei Bauteilen handelt es sich um aus Baustoffen herge-

stellte Teile, die dazu dienen, allein oder zusammen mit 

Baustoffen oder anderen Bauteilen Bestandteil einer bau-

lichen Anlage zu werden. Baustoffe, Bauteile und Anla-

gen müssen hergestellt werden, um dauerhaft in bauliche 
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7.8 Das Bauordnungsrecht

Jost Bartkowiak

1. Allgemeines zum Bauordnugsrecht

Bauordnungsrechtliche Grundlagen

Das Bauordnungsrecht widmet sich den Anforderungen 

an die 

• Anordnung,

• Errichtung,

• Änderung,

• Nutzungsänderung,

• Instandhaltung und

• Beseitigung 

von baulichen Anlagen.

Ebenfalls gilt es auch für Grundstücke sowie andere An-

lagen und Einrichtungen, an die bauordnungsrechtliche 

Anforderungen gestellt werden. Eng mit dem Bauord-

nungsrecht verknüpft sind das Bauprodukterecht und das 

Energieeinsparungsrecht. Das Bauordnungsrecht fällt in 

die Gesetzgebungskompetenz der Länder. Die gesetz-

liche Grundlage des Bauordnungsrechtes fi ndet sich des-

halb in den Bauordnungen der einzelnen Bundesländer 

wieder. Den jeweiligen Länderbauordnungen liegt eine 

sogenannte Musterbauordnung zugrunde. Das Bauord-

nungsrecht besteht neben der jeweiligen Landesbauord-

nung aus einer Vielzahl von Rechtsverordnungen. Diese  

lassen sich vereinfachend in verfahrensrechtlich sowie 

materiell-rechtlich ausgerichtete Rechtsverordnungen 

einteilen. Für die Praxis von ebenso großer Bedeutung 

wie die für Wohngebäude und Gebäude mit vergleich-

baren Gefahrenpotenzialen geltende Bauordnung sind 

die für bauliche Anlagen besonderer Art oder Nutzung 

erlassenen Sonderbauverordnungen. 



GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK: PLANEN UND BAUEN54      Friedrich-Ebert-Stiftung | KommunalAkademie

Da die brandschutztechnischen Anforderungen von der 

Gebäudehöhe sowie der Zahl und Größe der Nutzungs-

einheiten abhängen, enthält die sogenannte Musterbau-

ordnung insgesamt fünf Gebäudeklassen, die wegen der 

Anleiterbarkeit im Brandfall durch die Fußbodenhöhen 

über Gelände von 7 Metern, 13 Metern  und 22 Metern 

sowie durch die Zahl und Größe der Nutzungseinheiten 

geprägt sind. An diese Gebäudeklassen knüpfen die 

Brandschutzanforderungen des Bauordnungsrechtes an. 

Im Baugenehmigungsverfahren  unterliegen Sonderbau-

ten als einzige Bauten noch einer umfassenden präventiven 

Prüfung. Zu den Sonderbauten zählen zum Beispiel:

• Hochhäuser,

• Verkaufsstätten,

• Versammlungsstätten,

• Krankenhäuser,

• Schulen.

An sie werden in Sonderbauvorschriften besondere An-

forderungen gestellt bzw. Erleichterungen gestattet. 

Den für die Gebäudeklassen als wichtiges Abgrenzungs-

kriterium dienenden Begriff Aufenthaltsraum defi niert 

die Musterbauordnung als Raum, der zum nicht nur vorü-

bergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt oder 

geeignet ist. Die landesrechtliche Defi nition hat auch für 

das Bauplanungsrecht Bedeutung, da die Geschossfl äche 

in Nicht-Vollgeschossen die Fläche von Aufenthaltsräu-

men einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppen-

räume und einschließlich ihrer Umfassungswände um-

fasst. Von Bedeutung ist auch der Begriff Geschoss, weil 

bauaufsichtliche Anforderungen an ihn geknüpft sind. 

Die Begriffe der Stellplätze und Garagen haben eine Be-

deutung für das gesamte Baurecht erlangt. Als Stellplätze 

bezeichnet man Flächen außerhalb des öffentlichen Ver-

kehrsraumes zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Der-

artige Flächen innerhalb des öffentlichen Straßenraumes 

sind keine Stellplätze, sondern Parkplätze, auf die das 

Bauordnungsrecht keine Anwendung fi ndet. Stellplätze 

innerhalb von Garagengebäuden werden als Einstellplät-

ze bezeichnet. Garagen sind ganz oder teilweise um-

schlossene Räume zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. 

Ein überdachter Stellplatz, umgangssprachlich als Carport 

bezeichnet, ist begriffl ich eine offene Garage. 

Anlagen eingebaut zu werden. Der dauerhafte Einbau 

erfordert das Verbleiben in der baulichen Anlage. 

Zu den baulichen Anlagen zählen:

• Aufschüttungen und Abgrabungen,

• Lager-, Abstell- und Ausstellungsplätze,

• Sport- und Spielfl ächen,

• Campingplätze, Wochenendplätze und Zeltplätze,

• Freizeit- und Vergnügungsparks,

• Stellplätze für Kraftfahrzeuge,

• Gerüste,

• Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von 

Bauzuständen.

Der Anwendungsbereich des Bauordnungsrechtes er-

streckt sich auch auf Grundstücke, an die das Bauord-

nungsrecht Forderungen stellt. Dies sind Anforderungen, 

die in Beziehung zu der vorhandenen oder vorgesehenen 

Anlage stehen. 

Das Bauordnungsrecht gilt nicht für folgende Anlagen:

• Anlagen des öffentlichen Verkehrs einschließlich 

Zubehör, Nebenanlagen und Nebenbetrieben,

• Anlagen, soweit sie der Bergaufsicht unterliegen,

• Leitungen, die der öffentlichen Versorgung mit 

Wasser, Gas, Elektrizität, Wärme, der öffentlichen 

Abwasserbeseitigung oder der Telekommunikation 

dienen,

• Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen 

dienen,

• Kräne und Krananlagen.

  

Bauordnungsrechtlich bedeutende  Begriffe 

Ein wesentlicher Begriff ist der des Gebäudes, da die er-

schließungs- und abstandsrechtlichen Anforderungen 

hieran anknüpfen. So dürfen Gebäude nur errichtet wer-

den, wenn die Erschließung gesichert ist und die ab-

standsrechtlichen Anforderungen erfüllt sind. 

Ein Gebäude ist nach dem Bauordnungsrecht eine bau-

liche Anlage, die 

• selbstständig benutzbar ist,

• überdeckt ist,

• von Menschen betreten werden kann,

• geeignet oder bestimmt ist, dem Schutz von Men-

schen, Tieren oder Sachen zu dienen.



Das Bauordnungsrecht und seine Bedeutung 

Die materielle Grundnorm des Bauordnungsrechtes er-

fasst bauliche Vorgänge in Bezug auf bauliche Anlagen 

sowie andere Anlagen und Einrichtungen. Der Begriff 

„anordnen“ zielt auf den Standort, die Ausrichtung und 

die Höhenlage der Anlage. Die Herstellung neuer Anla-

gen auf dem Grundstück hat der Begriff „errichten“ zum 

Inhalt, wobei es nicht darauf ankommt, ob die Anlage 

vor Ort aus Baustoffen hergestellt oder nur noch ange-

bracht wird. Der Begriff „ändern“  zielt auf die nicht nur 

unerhebliche Umgestaltung, wie die Umgestaltung des 

konstruktiven Gefüges oder der äußeren Gestaltung ei-

ner rechtmäßig bestehenden Anlage. Die Maßnahme 

muss dabei hinsichtlich Funktion und Nutzung zu der vor-

handenen Substanz in enger Verbindung stehen. Der Be-

griff „instand halten“ erfasst die ordnungsgemäße Un-

terhaltung, um die Anlage vor Verfall zu schützen, damit 

die Funktion und die Nutzung des Bestandes erhalten 

bleiben.    

Durch allgemeine Anforderungen an die Bauausführung 

wird die Grundnorm ergänzt. Es handelt sich hierbei um 

klassische Gefahrenabwehraufgaben im Hinblick auf

• die Baustelle, 

• die Standsicherheit,

• den Schutz gegen schädliche Einfl üsse, 

• den Brandschutz,

• den Wärmeschutz, 

• den Schallschutz,

• den Erschütterungsschutz sowie 

• die Verkehrssicherheit.

Ferner sind weitere Aufgaben des Bauordnungsrechtes 

zu nennen: 

• die Umsetzung der europäischen Bauprodukten-

richtlinie,

• die Ergänzung städtebaulicher Vorschriften, 

• der Schutz sonstiger Rechtsgüter.

2.  Abwehr von Gefahren im 
 Bauordnungsrecht

Die einzige Aufgabe des Bauordnungsrechtes war zu-

nächst die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Si-

cherheit und Ordnung. Auch heute dient das Bauord-

nungsrecht vorrangig noch der Gefahrenabwehr. 

Zur Gefahrenabwehr gehört der Brandschutz. In erster 

Linie dient er dem Personenschutz. Die Regelungen diffe-

renzieren sich nach Gebäudeklassen. Abhängig vom Ge-

fährdungspotenzial werden unterschiedliche Anforde-

rungen an folgende Aspekte gestellt: 

• die Feuerwiderstandsdauer der Bauteile,

• die Brennbarkeit der Baustoffe,

• die Anordnung der Rettungswege,

• die Abschottung durch Bauteile,

• die Erschließung, 

• die Löschwasserversorgung. 

Ausgerichtet sind diese Regelungen auf Wohngebäude 

bzw. auf Gebäude bzw. Räume mit vergleichbaren Nut-

zungen.

Die Brandschutzanforderungen an bauliche Anlagen be-

sonderer Art oder Nutzung – Sonderbauten – sind über-

wiegend in Rechtsverordnungen oder bauaufsichtlichen 

Richtlinien geregelt. Diese Anlagen werden deshalb als 

Sonderbauten bezeichnet, weil sie wegen des erhöhten 

Gefahrenpotenzials einer besonderen bauaufsichtlichen 

Betrachtung bedürfen. Die aufgeführten Sonderbauten 

unterliegen dem normalen Genehmigungsverfahren, 

während alle anderen baulichen Anlagen dem verein-

fachten Verfahren zugeordnet werden. 

Die Musterbauordnung enthält neben der materiellen 

Grundnorm weitere bedeutsame Ansätze, die eine gene-

relle Verwendungsvorgabe für Bauprodukte und eine Er-

mächtigung zur Einführung technischer Bestimmungen 

betreffen. So dürfen Bauprodukte nur verwendet wer-

den, wenn die baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer 

Instandhaltung während einer dem Zweck entspre-

chenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen 

des Bauordnungsrechtes erfüllen und gebrauchstauglich 

sind. Demnach sollen Bauprodukte im eingebauten Zu-

stand bei ordnungsgemäßer Instandhaltung der bau-

lichen Anlage ihre Eigenschaften nicht verlieren. 

Gemäß der Musterbauordnung sind die als Baubestim-

mungen eingeführten technischen Regeln zu beachten. 

Von besonderer Bedeutung sind die DIN-Normen zur 

Standsicherheit und zum baulichen Brandschutz. Die ein-

geführten technischen Regeln sind keine Rechtsnormen. 

Sie wirken jedoch ähnlich wie Vorschriften einer Rechts-

verordnung. 
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Auf den Anforderungen an die Bauausführung liegt das 

Schwergewicht der Vorschriften. Die Bauordnung enthält 

spezielle Anforderungen an Wände, Decken, Dächer, 

Treppen etc. Insbesondere die gesetzlichen Vorschriften, 

die Anforderungen an die Bauausführung enthalten, sind 

durch eine Vielzahl von Rechtsverordnungen ergänzt 

worden. Aufgrund des Gefahrenpotenzials enthält der 

Katalog zu Sonderbauten Pfl ichten des Betreibers zur 

Vorlage von Unterlagen im Genehmigungsverfahren, 

zum Einbau und zur Instandhaltung besonderer tech-

nischer Einrichtungen und zu wiederkehrenden Prüfun-

gen der Funktionsfähigkeit betrieblicher Einrichtungen. 

Anforderungen bei der Ausführung von 
Baumaßnahmen

Entsprechende Anforderungen hinsichtlich der Einrich-

tung und des Betriebes von Baustellen und Baustellenein-

richtungen umfassen 

• die Abgrenzung,

• die Lagerfl ächen für Baumaterial,

• die Arbeitsfl ächen zur Vorbereitung des Baumaterials,

• die Unterkünfte der Beschäftigten,

• die Bauleitungsbüros.

Die Baustellen sind verfahrensfrei, müssen aber sonstigen 

öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. Sie un-

terliegen den immissionsschutzrechtlichen Vorschriften. 

Die Musterbauordnung sieht auch den Schutz von Bäu-

men, Hecken und sonstigen Bepfl anzungen während der 

Bauausführung vor. Dazu zählt auch die Baumschutzsat-

zung. Die Umsetzung von Festsetzungen aus Bebauungs-

plänen und der Schutz des Mutterbodens werden aus 

dem BauGB begründet.

Bauliche Anlagen müssen für sich standsicher sein und 

dürfen die Standsicherheit benachbarter Anlagen nicht 

beeinträchtigen. Weitere Regelungen sind den einge-

führten technischen Baubestimmungen zu entnehmen. 

Für mehrere bauliche Anlagen ist die Verwendung ge-

meinsamer Bauteile (zum Beispiel gemeinsamer Brand-

wände oder durchlaufender Decken) erlaubt. Jedoch 

steht die Verwendung dieser gemeinsamen Bauteile un-

ter dem Vorbehalt, dass eine öffentlich-rechtliche Siche-

rung durch Baulast gegen Abbruch erfolgt. 

Um Gefahren oder unzumutbaren Belästigungen entge-

genzuwirken, ist der Schutz gegen schädliche Einfl üsse 

im Gesetz geregelt worden. So können sich Gefahren für 

den Bestand aus mangelnden Schutzmaßnahmen gegen 

Feuchtigkeit, Korrosion, chemische und physikalische 

 Einfl üsse ergeben. Aus der Verwahrlosung baulicher An-

lagen resultieren oft unzumutbare Belästigungen. 

Gemäß den klimatischen Verhältnissen müssen Gebäude 

einen ihrer Nutzung entsprechenden Wärmeschutz auf-

weisen. Zu diesem Themenfeld haben sich die Rege-

lungen mittlerweile in die Richtung der Energieeinspar-

verordnung verlagert. 

Für Gebäude wird auch ein Schallschutz vorgeschrieben. 

Es handelt sich dabei unter anderem um die Verminde-

rung der Schallübertragung zwischen Räumen. Auch 

kann die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 

herangezogen werden, wenn von ortsfesten Anlagen 

ausgehende Geräusche beurteilt werden müssen. 

Insbesondere im gewerblichen Bereich sind die Anforde-

rungen an den Erschütterungsschutz einzuhalten. 

Letztlich wird die Verkehrssicherheit der baulichen Anla-

gen verlangt und die der dem Verkehr dienenden Zuwe-

gungen und Zufahrten. Durch bauliche Anlagen oder ihre 

Nutzung darf die Sicherheit und Leichtigkeit des öffent-

lichen Verkehrs auf den das Baugrundstück erschlie-

ßenden Straßen und Wegen nicht gefährdet werden. 

Bauordnungsrechtliche Erfordernisse zum 
Brandschutz          
 

Der vorbeugende Brandschutz befi ndet sich im Zustän-

digkeitsbereich der Bauaufsichtsbehörden und verfolgt 

vier Ziele:

• Vorbeugung der Brandentstehung (z. B. Verbot 

leicht entfl ammbarer Baustoffe, Blitzschutzanlagen, 

Feuerungsanlagen,)

• Vorbeugung gegen die Feuer- und Rauchausbrei-

tung (z. B. Vorschriften über Brandabschnitte, 

Rauchabschnitte, Brennbarkeit, Feuerwiderstands-

dauer),

• Ermöglichung der Rettung von Menschen und Tie-

ren (z. B. ausreichende Zuwegung und Erschließung, 

Rettungsweganforderungen, Sicherheitstreppen-

häuser), 

• Ermöglichung wirksamer Löscharbeiten (z. B. Siche-

rung der Löschwasserversorgung, ggf. Löschwasser-

teiche/-behälter).



Bei den Rettungswegen wird zwischen dem ersten und 

zweiten Rettungsweg unterschieden. Befi ndet sich eine 

Nutzungseinheit nicht zu ebener Erde, muss der erste 

Rettungsweg über eine notwendige Treppe führen. Der 

zweite Rettungsweg kann eine weitere notwendige Trep-

pe oder eine mit Rettungsgeräten der Feuerwehr anleiter-

bare Stelle sein. 

An das innere Rettungswegesystem ergeben sich nach-

folgende Anforderungen:

• Liegt die Nutzungseinheit mit mindestens einem 

Aufenthaltsraum nicht zu ebener Erde, so muss sie 

über mindestens eine notwendige Treppe verfü-

gen.

• Jede notwendige Treppe muss in einem eigenen  

notwendigen Treppenraum liegen.

• Die Entfernung zwischen Treppenraum und jeder 

Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Keller-

geschosses darf maximal 35 Meter betragen.

• Übereinander liegende Kellergeschosse müssen 

 jeweils zwei Ausgänge zu notwendigen Treppen-

räumen oder ins Freie haben.

• Notwendige Treppenräume sind durchgehend und 

an einer Außenwand anzuordnen,

• Innenliegende notwendige Treppenräume sind zu-

lässig, wenn ihre Nutzung im Brandfall ausreichend 

lang durch Raucheintritt nicht gefährdet wird.

• Führt der Rettungsweg aus der Nutzungseinheit 

über notwendige Flure, müssen diese zu Ausgän-

gen in notwendige Treppenräume oder ins Freie 

führen,

• Notwendige Flure von mehr als 30 Metern Länge 

sind durch nichtabschließbare, rauchdichte und 

selbstschließende Abschlüsse in Rauchabschnitte zu 

unterteilen.

Ferner müssen Treppen in einem Zug zu allen angeschlos-

senen Geschossen führen und von einem durchgehenden 

und an einer Außenwand angeordneten Treppenraum 

umschlossen sein. Der notwendige Treppenraum muss an 

Einbettung öffentlich-rechtlicher Bestimmungen in den Brandschutz (angelehnt a.d. Kreis Soest)
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der Außenwand liegen und in jedem oberirdischen Ge-

schoss ins Freie führende, zu öffnende Fenster zur 

Rauchableitung aufweisen. In Gebäuden mit mehr als 13 

Metern Höhe muss an oberster Stelle eine Öffnung zur 

Rauchableitung vorhanden sein. 

Der Grundforderung, der Ausbreitung von Feuer und 

Rauch vorzubeugen, tragen die Vorschriften der Muster-

bauordnung mit den baulichen Anforderungen an Wän-

de, Decken und Dächer Rechnung.   

Durch Decken wird das Ziel der Verhinderung der Brand-

ausbreitung im Gebäude in vertikaler Richtung erreicht, 

welche die einzelnen Geschosse voneinander trennen. 

Die Brandausbreitung verhindern in horizontaler Rich-

tung Trennwände zwischen den unterschiedlichen Nut-

zungseinheiten bzw. zwischen diesen und den allgemein 

zugänglichen Fluren.

In inneren Brandwänden sind Öffnungen zulässig, wenn 

sie auf die für die Nutzung erforderliche Zahl und Größe 

beschränkt sind. 

Die Verhinderung der Brandschutzübertragung auf Nach-

bargebäude erfolgt durch äußere Brandwände zum Ab-

schluss von Gebäuden. Äußere Brandwände haben die 

Funktion, den einmal ausgebrochenen Brand auf das 

brennende Gebäude zu begrenzen. Damit sollen sie der  

Brandfortpfl anzung auf Nachbargebäude entgegenwir-

ken. Öffnungen in äußeren Brandwänden sind unzuläs-

sig, sodass die Außenwände oder Außenwandteile eines 

Gebäudes, die einen Abstand zur Nachbargrenze unter-

schreiten, weder Fenster noch Türen aufweisen dürfen – 

auch keine Glasbausteine.

Die bauordnungsrechtlichen Forderungen an Dächer 

 dienen in erster Linie dem Schutz vor Brandeinwirkung 

von außen. So müssen Bedachungen gegen Flugfeuer 

und strahlende Wärme ausreichend lang widerstands-

fähig sein.  

3. Überwachung von Bauprodukten   
 und Bauarten 

Bauordnungsrechtliche Kontrolle 

Neue Baustoffe und die fabrikmäßige Fertigung erfor-

derten eine Begutachtung, um Gefahren für den Bestand, 

insbesondere für die Standsicherheit von Gebäuden, 

 abzuwehren. Die Länder bildeten einen Sachverständi-

genausschuss zur Begutachtung der bauaufsichtlichen 

Brauchbarkeit neuer Baustoffe, Bauteile und Bauarten. 

Auf das Institut für Bautechnik übertrugen die Länder die 

Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassungen. Da-

mit war gewährleistet, dass neue Baustoffe, Bauteile und 

Einrichtungen im gesamten Bundesgebiet frei eingesetzt 

werden konnten. Nach der so geschaffenen Rechtslage 

wurde unterschieden zwischen allgemein gebräuchlichen 

und bewährten sowie neuen Baustoffen, Bauteilen und 

Bauarten. 

Die Bauproduktenrichtlinie

Zur Verwirklichung des gemeinsamen Marktes für Bau-

produkte regelt die Bauproduktenrichtlinie das Inver-

kehrbringen, den freien Warenverkehr und die Verwen-

dung von Bauprodukten innerhalb der europäischen 

Mitgliedstaaten. Unter Bauprodukten versteht die Richtli-

nie solche Produkte, die dauerhaft in Bauwerke des Hoch- 

oder Tiefbaus eingebaut werden. Darunter fallen auch 

haustechnische Anlagen für die Beheizung, Be- und Ent-

lüftung, Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung. 

Die Bauproduktenrichtlinie enthält die wesentlichen si-

cherheitsrelevanten Anforderungen an Bauprodukte in 

Form unbestimmter Rechtsbegriffe, die der Konkretisie-

rung durch harmonisierte Normen oder Leitlinien für die 

europäische technische Zulassung bedürfen. Als Anfor-

derungen seien genannt:

• Mechanische Festigkeit und Standsicherheit,

• Brandschutz,

• Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz,

• Nutzungssicherheit,

• Schallschutz,

• Energieeinsparung und Wärmeschutz.

Der einzelne Mitgliedstaat kann in seinen Bauvorschriften 

materielle Anforderungen defi nieren, die das jeweilige 

Bauprodukt für einen bestimmten Verwendungszweck 

erfüllen muss. 

Die Bauproduktenrichtlinie schreibt weiterhin die Brauch-

barkeit von Bauprodukten vor. Dazu muss ein Brauchbar-

keitsnachweis geführt werden. Letztlich bescheinigt die 

CE-Kennzeichnung die Übereinstimmung des Baupro-

duktes mit der Norm oder der Zulassung und muss Anga-

ben zu der entsprechenden Klasse oder Leistungsstufe 

enthalten. 



Das Bauproduktengesetz 
   

Das Bauproduktengesetz regelt den freien Warenverkehr 

und das Inverkehrbringen von Bauprodukten in der Bun-

desrepublik Deutschland. Die Anwendung des Baupro-

duktengesetzes hängt von der Bekanntmachung harmo-

nisierter Normen und Leitlinien für europäische technische 

Zulassungen ab. Bauprodukte dürfen nur in den Verkehr 

gebracht und frei gehandelt werden, wenn diese brauch-

bar sind, ihre Konformität nachgewiesen wurde und sie 

über die CE-Kennzeichnung verfügen.

Das Bauproduktengesetz wird durch Rechtsverordnungen 

ergänzt. Diese Rechtsverordnungen sind aufgrund der 

europäischen Abstimmungserfordernisse weitgehend 

durch Vorgaben der Kommission der Europäischen Ge-

meinschaften geprägt.  

Bauordnungsrechtliche Vorschriften 

Die Musterbauordnung enthält Vorschriften über Bau-

produkte und Bauarten, die von den Ländern mit nur ge-

ringfügigen Abwandlungen in ihre Landesbauordnungen 

übernommen worden sind. Die Verfahren über die Ver-

wendung neuer Bauprodukte und Bauarten aus Gründen 

der Gefahrenabwehr sind daher auch bauordnungsrecht-

lich bundeseinheitlich geregelt. 

Das Bauordnungsrecht verlangt, dass Bauprodukte, die 

nach dem Bauproduktengesetz oder nach entspre-

chenden Rechtsvorschriften anderer Mitgliedsstaaten in 

den Verkehr gebracht und mit der CE-Kennzeichnung 

versehen wurden, in Bauwerken nur verwendet werden 

dürfen, wenn sie der nach der Musterbauordnung in der 

Bauregelliste bauordnungsrechtlich geforderten Klasse 

oder Leistungsstufe entsprechen. 

Bauprodukte nach dem Bauordnungsrecht dürfen von 

bekannt gemachten technischen Regeln nicht oder nicht 

wesentlich abweichen. Nicht geregelte Bauprodukte be-

dürfen

• einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung,

• eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses 

oder

• einer Zustimmung im Einzelfall.

Um eine bundeseinheitliche Handhabung zu gewährlei-

sten, haben sich die Bundesländer darauf geeinigt, die 

verschiedenen Anforderungen an die Bauprodukte in 

Bauregellisten zu veröffentlichen. 

4. Städtebauliche Vorschriften im   
 Bauordnungsrecht

Es ist eine Verzahnung notwendig, sollen Städtebaurecht 

und Bauordnungsrecht nicht beziehungslos nebeneinan-

der stehen. Die Verzahnung wird über das BauGB er-

reicht. Dieses bestimmt, dass seine Vorschriften für alle 

Vorhaben gelten, die 

• die Errichtung, 

• die Änderung oder

• die Nutzungsänderung

von baulichen Anlagen zum Inhalt haben. 

Die bauplanungsrechtlichen Vorschriften gelten für ge-

nehmigungsbedürftige, aber auch für solche Vorhaben, 

die ohne bzw. mit eingeschränkten Vorbehalten von 

einem bauaufsichtlichen Verfahren freigestellt sind. Eine 

Baugenehmigung für bodenrechtlich relevante Vorgänge 

kann nach dem Grundsatz der Musterbauordnung nur 

erteilt werden, wenn keine bauplanungsrechtlichen Vor-

schriften entgegenstehen. 

Die Gemeinde ist Träger der Bauleitplanung. Sie ist aber 

nicht immer zugleich auch Bauaufsichtsbehörde. So se-

hen die Landesbauordnungen nur solche Gemeinden vor, 

die aufgrund ihrer Größe auch eine Bauverwaltung un-

terhalten können. Die Bauaufsichtsbehörden sind zur 

Durchführung ihrer Aufgaben ausreichend mit geeig-

neten Fachkräften zu besetzen. Damit jedoch kleine Ge-

meinden in die Lage versetzt werden, ihre Planungs-

vorstellungen gegenüber dem Landkreis als untere 

Bauaufsichtsbehörde zur Geltung bringen zu können, ist 

das Einvernehmen der Gemeinde erforderlich. Die Ge-

nehmigungsbehörde benötigt das Einvernehmen der Ge-

meinde, um einen Antrag genehmigen zu können. Die 

Einvernehmenserfordernis entfällt nur bei bebauungs-

plankonformen Vorhaben, da die Gemeinde hier bereits 

ihren planerischen Willen zum Ausdruck gebracht hat. 

Im Rahmen des Zulässigkeitsrechtes für Vorhaben im 

Sinne des BauGB wird nicht nur auf die Baunutzungsver-

ordnung abgehoben, sondern auch auf einige wesent-

liche Vorgaben aus dem Bauordnungsrecht. Zu nennen 

wären unter anderem  Regelungen zur Erschließung, zu 

Geschossen, zu Abstandsfl ächen, zu Stellplätzen und 

 Garagen. 
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Bauordnungsrechtlicher Grundstücksbegriff 

Wie der Grundstücksbegriff aufzufassen ist, dies defi niert 

die Musterbauordnung nicht. Häufi g wird angenommen, 

dass der Grundstücksbegriff aus dem Bauplanungsrecht 

auf das Bauordnungsrecht übertragen werden kann. Vom 

Grundsatz her ist der bürgerlich-rechtliche Grundstücks-

begriff maßgebend. Im bürgerlich-rechtlichen Sinne ist 

ein Grundstück der katastermäßig vermessene, im Lie-

genschaftskataster beschriebene und kartenmäßig dar-

gestellte Teil der Erdoberfl äche, der im Bestandsverzeich-

nis des Grundbuchblattes unter einer besonderen 

Nummer geführt wird. 

Für diese Umschreibung hat sich in der Fachsprache auch 

die Bezeichnung Buchgrundstück durchgesetzt. Auf das 

so beschriebene Grundstück im bürgerlich-rechtlichen 

Sinne nehmen die baurechtlichen Vorschriften Bezug.  

Nun bildet die Regel die Errichtung eines Gebäudes auf 

einem Grundstück. Ein Grundstück kann aber aus mehre-

ren Flurstücken zusammengesetzt sein, die wiederum als 

eigenständige Buchgrundstücke fungieren. Die Errich-

tung eines Gebäudes auf mehreren Grundstücken ist 

bauordnungsrechtlich nur zulässig, wenn gesichert ist, 

dass keine bauordnungswidrigen Verhältnisse eintreten 

können. Eine Sicherung kann durch Baulast erfolgen. 

Man bezeichnet diese als Vereinigungsbaulast. Kann die 

Vereinigung der Buchgrundstücke zu einem Baugrund-

stück nicht zivilrechtlich erfolgen, so ermöglicht die Verei-

nigung durch Baulast die Ausräumung des bauordnungs-

rechtlichen Verbotes, Gebäude auf mehreren 

Grundstücken, über die Buchgrundstücksgrenzen hin-

weg zu errichten. 

Aus der Vereinigungsbaulast ergeben sich folgende bau-

ordnungsrechtliche Wirkungen:

• Verschiedene Baugrundstücke gelten baurechtlich 

als ein gemeinsames Baugrundstück, so dass die 

gemeinsame Grundstücksgrenze aus bauordnungs-

rechtlicher Sicht gedanklich entfällt.

• Grundstücksbezogene bauordnungsrechtliche Vor-

schriften wirken auf die Gesamtfl äche, sodass der 

Brandwandzwang im Verlauf der gemeinsamen 

Grundstücksgrenze entfällt und weitere Baulast-

sicherungen entbehrlich sind.

Die Vereinigungsbaulast ist ein Instrument des Bauord-

nungsrechtes. Eine Zusammenfassung mehrerer Buch-

grundstücke durch eine Baulast kennt das Bauplanungs-

recht nicht. 

Bauordnungsrechtlicher Erschließungsbegriff
 

Entsprechend den bauplanungsrechtlichen Vorschriften 

zur Zulässigkeit von Vorhaben muss die Erschließung in 

folgenden Fällen gesichert sein: 

• im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen Be-

bauungsplanes,

• in einem in Aufstellung befi ndlichen Bebauungs-

plan,

• im nicht beplanten Innen- oder Außenbereich.

Dabei zielt das Planungsrecht auf eine ausreichende Er-

schließung ab. 

Das Bauordnungsrecht stellt – wie das Bauplanungsrecht 

– ebenfalls im Hinblick auf die gesicherte Erschließung 

Anforderungen an das Grundstück. Hierbei steht aber die 

Gefahrenabwehr im Vordergrund. So verlangen die bau-

rechtlichen Vorschriften Folgendes: 

• einen ausreichend breiten Anschluss des Grund-

stückes an eine befahrbare öffentliche Verkehrsfl ä-

che,

• die Versorgung mit Trinkwasser und die Sicherstel-

lung einer ausreichenden Wassermenge zur Brand-

bekämpfung, 

• die einwandfreie Beseitigung von Abwasser und 

Niederschlagswasser.

Das Baugrundstück muss im Gefahrenfall von Polizei-, 

Kranken- und Feuerwehrfahrzeugen erreichbar sein. 

Ebenfalls muss der Zu- und Abgangsverkehr zur Erfüllung 

der Stellplatzpfl icht abgewickelt werden können. 

Das Bauordnungsrecht setzt dabei eine befahrbare öf-

fentliche Verkehrsfl äche voraus, die als Straße gewidmet 

ist. Keine öffentlichen Verkehrsfl ächen sind private We-

gefl ächen, die nicht öffentlich gewidmet sind. Damit 

können die Anforderungen des Bauordnungsrechtes wei-

ter reichen als die des Planungsrechtes. Im Geltungsbe-

reich eines Bebauungsplanes reicht die Festsetzung einer 

örtlichen Verkehrsfl äche, aber eine örtliche Verkehrs-

fl äche muss nicht eine öffentliche Verkehrsfl äche sein.   

Nicht an jede befahrbare öffentliche Verkehrsfl äche dür-

fen Zufahrten angeschlossen werden. An



• Bundesstraßen, 

• Landstraßen und

• Kreisstraßen außerhalb der Ortsdurchfahrten

bestehen Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen. 

Die öffentliche Verkehrsfl äche muss so breit und tragfä-

hig sein, dass entsprechende Fahrzeuge diese problemlos 

benutzen können. Im Falle eines notwendigen Anleiterns 

von Fenstern bei mehrgeschossigen Gebäuden muss eine 

Aufstellfl äche für Feuerwehrfahrzeuge zur Verfügung 

stehen. 

Befi ndet sich zwischen Straße und Baugrundstück eine 

fremde Parzelle oder grenzt dieses nur punktuell an, be-

darf es einer öffentlich-rechtlichen Sicherung der Zufahrt 

durch Baulast. Vorhaben mit starkem Zu- und Abgangs-

verkehr erfordern breitere Zufahrten, um Begegnungs-

verkehr zu ermöglichen.   

Im BauGB sind bereits die Erschließungsvoraussetzungen 

geregelt. Das BauGB enthält jedoch keine Regelungen 

über die Anforderungen an die bauliche Beschaffenheit 

dieser Anlagen. Die Ausführungsanforderungen werden 

im Wesentlichen in den jeweiligen Fachgesetzen (unter 

anderem im Wasserhaushaltsgesetz)  geregelt. 

Wenn öffentliche Trinkwasserversorgungsleitungen und 

Sammelkanalisationsstränge mit Anschluss an eine zen-

trale Kläranlage am Grundstück liegen, ist die Erschlie-

ßung in aller Regel gesichert. Falls die Möglichkeit nicht 

besteht,  das Abwasser in eine Sammelkanalisation ein-

zuleiten, kommen sogenannte Kleinkläranlagen und 

Gruben zur Anwendung, wenn die wasserrechtlichen Be-

stimmungen dem nicht entgegenstehen.

Bauordnungsrechtlicher  Abstandsfl ächenbegriff  

Grundsätzlich ergänzen die  Abstandsvorschriften der 

Landesbauordnungen die bauplanungsrechtlichen Vor-

schriften der Baunutzungsverordnung über die Bauweise. 

Die Einhaltung von Abständen, welche die Hauptanlagen 

zu den seitlichen Grundstücksgrenzen dem Grund nach 

einzuhalten haben, ohne jedoch diesen Abstand genau 

zu bestimmen, regeln die Vorschriften der BauNVO. Diese 

Regelungslücke füllt das Abstandsrecht. Es legt den seit-

lichen Abstand in Bezug auf die Gebäudehöhe fest. 

Ebenfalls werden die Abstände der Hauptanlagen zu den 

vorderen (straßenseitigen) und den rückwärtigen (garten-

seitigen) Grundstücksgrenzen geregelt, die bei den Vor-

schriften der BauNVO über die offene und die geschlos-

sene Bauweise außer Betracht bleiben. Ferner wird in der 

Musterbauordnung die abstandsrechtliche Zulässigkeit 

von Nebenanlagen, Stellplätzen und Garagen in den Ab-

standsfl ächen der Hauptanlagen bestimmt.

Mit dem Abstandsfl ächenrecht werden folgende Ziele 

verfolgt: 

• Versorgung der Gebäude mit Tageslicht und Frisch-

luft,

• Verhinderung zu enger Gebäudeabstände im Hin-

blick auf den sozialen Frieden,

• Schutz vor Brandausbreitung und Ermöglichung der 

Brandbekämpfung.

Es handelt sich jedoch hierbei nur um einen bauord-

nungsrechtlich gesicherten Mindeststandard. Der Ge-

meinde steht das Instrumentarium der Bauleitplanung 

zur Verfügung, wenn sie größere Abstandsfl ächen festle-

gen möchte. Dies kann sie durch Festsetzung der über-

baubaren Grundstücksfl ächen machen oder im Rahmen 

der Festsetzung einer abweichenden Bauweise. 

Die Zielsetzungen des Bauordnungsrechtes sind erfüllt, 

wenn die notwendigen Abstandsfl ächen eingehalten 

werden. 

Neben den öffentlich-rechtlichen Vorschriften über Ab-

stände und Abstandsfl ächen gelten die privatrechtlichen 

Vorschriften des BGB in Verbindung mit den Nachbar-

rechtsgesetzen der Länder, die ebenfalls Abstände von 

Gebäuden zu Nachbargrenzen zum Inhalt haben. 

Gemäß der verfahrensrechtlichen Konzeption der Muster-

bauordnung im Baugenehmigungsverfahren sind nur be-

stimmte öffentlich-rechtliche Vorschriften zu prüfen. Nach 

der Musterbauordnung ergeht die Baugenehmigung „un-

beschadet der privaten Rechte Dritter“. Der Bauherr selbst 

muss auf die Einhaltung der privatrechtlichen Vorschriften 

über Abstände zu Nachbargrenzen achten. 

Die Abstandsfl ächenvorschriften treffen keine Aussagen 

zum Umfang des öffentlich-rechtlichen Nachbarschutzes. 

Das Abstandsfl ächenrecht erfasst die Sozialpfl ichtigkeit 

des Eigentums für den Bereich der Bodennutzung in ähn-

licher Weise wie das Bauplanungsrecht. So ist das bau-

ordnungsrechtliche Abstandsfl ächenrecht Ausdruck ak-

tueller städtebaulicher und immissionsschutzrechtlicher 

Zielsetzungen. Es berücksichtigt neben der Sicherstellung 

des Brandschutzes zugleich die gleichgerichteten Interes-

sen des Nachbarn im Sinne eines Ausgleichs wechselsei-
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tiger Belange. Für jedes Grundstück legt es nämlich einen 
Mindestabstand zur Nachbargrenze fest und erreicht da-
mit für den Regelfall einen Gebäudeabstand von insge-
samt sechs Metern. 

Die Abstandsvorschriften gelten auch für andere Anla-
gen, von denen Wirkungen wie von Gebäuden ausge-
hen. Im Rahmen der Beurteilung der Wirkungen sind ne-
ben der Beschaffenheit und Abmessung der Anlagen 
auch die durch die Nutzung entstehenden Auswirkungen 
zu berücksichtigen. In den grundsätzlich freizuhaltenden 
Abstandsfl ächen vor Außenwänden von Gebäuden dür-
fen nur solche Anlagen angeordnet werden, von denen 
keine Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen. 

Vielfach verlangt die städtebauliche Situation, dass Ge-
bäude an der seitlichen Grundstücksgrenze zum Nach-
barn – der Nachbargrenze – errichtet werden. Nach den 
Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder, wo derartige 
nicht bestehen, nach den Planersatzvorschriften gemäß 
BauGB richtet sich, ob mit oder ohne Grenzabstand ge-
baut werden muss. Ist nach dem Bauplanungsrecht an 
die Grundstücksgrenze zu bauen, so darf nach Landes-
recht nicht die Einhaltung einer Abstandsfl äche verlangt 
werden. 

Der Bebauungsplan kann eine offene, geschlossene oder 
abweichende Bauweise festsetzen. Im Innenbereich muss 
sich ein Vorhaben auch nach der Bauweise in die umge-
bende Bebauung einfügen. Im Außenbereich kann die 
Bauweise als öffentlicher Belang zu beachten sein, zum 
Beispiel bei der Bebauung einer Lücke innerhalb einer 
Splittersiedlung. 

Der laut der BauNVO benutzte Begriff des Gebäudes ist 
nicht deckungsgleich mit dem bauordnungsrechtlichen 
Begriff. Er fokussiert sich auf die Hauptgebäude. Dies 
sind die Gebäude der allgemein oder ausnahmsweise zu-
lässigen Hauptnutzung. In der offenen Bauweise werden 
die Gebäude als Einzelhäuser, Doppelhäuser oder Haus-
gruppen errichtet. Entscheidend bei der Bestimmung des 
Gebäudebegriffes ist, dass das Gebäude unabhängig von 
sonstigen baulichen Anlagen genutzt werden kann.  

So ist ein Doppelhaus eine bauliche Anlage, die dadurch 
entsteht, dass zwei Gebäude auf benachbarten Grundstü-
cken durch Aneinanderbauen an der gemeinsamen Grund-
stücksgrenze zu einer Einheit zusammengefügt werden. 
Eine bauliche Einheit ergibt sich jedoch nur, wenn die bei-
den Gebäude in wechselseitig verträglicher und abge-
stimmter Weise aneinander gebaut werden und dadurch 
einen Gesamtkörper bilden. So ordnet sich in das System 
ein aus zwei Gebäuden zusammengefügter Baukörper als 

Doppelhaus nur ein, wenn das Abstandsgebot an der ge-
meinsamen Grundstücksgrenze auf der Grundlage der 
 Gegenseitigkeit überwunden wird. Wird ein Gebäude zeit-
lich später errichtet, so muss es sich an die Grenzstellung 
des früher errichteten Gebäudes orientieren. 

Die Länge der oben genannten Hausformen darf höch-
stens 50 Meter betragen. Dadurch, dass es sich auch um 
eine abweichende Bauweise handeln kann, ist bei Über-
schreitung des Längenmaßes nicht gleich von einer ge-
schlossenen Bauweise auszugehen.

Das Bauordnungsrecht ist heranzuziehen, wenn die bau-
planungsrechtlichen Vorschriften über die offene und die 
geschlossene Bauweise keine Maßgaben treffen. Dies ist 
der Fall, falls sich aus den Festsetzungen eines Bebau-
ungsplanes keine Bindungen für eine Grenzbebauung 
ergeben. Bei der Festsetzung einer abweichenden Bau-
weise kann die Gemeinde festsetzen, inwieweit an die 
vorderen, rückwärtigen und seitlichen Grundstücksgren-
zen herangebaut werden darf oder muss. 

Von den Vorschriften werden Nebengebäude nicht erfasst. 
Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Nebengebäu-
den richtet sich nach den Bestimmungen der BauNVO. Im 
Bebauungsplan kann die Gemeinde Festsetzungen zum 
Ausschluss von Nebenanlagen sowie Stellplätzen und 
Garagen auf den nicht überbaubaren Grundstücksfl ä-
chen treffen. Für die Gemeinde besteht zum Beispiel die 
Möglichkeit, eng begrenzte überbaubare Flächen (Bau-
fenster) festzusetzen. Damit können Garagen außerhalb 
eines Baufensters ausgeschlossen werden. Sind jedoch 
keine Festsetzungen getroffen, richtet sich auf den nicht-
überbaubaren Grundstücksfl ächen die Zulässigkeit die-
ser Anlagen nach der BauNVO. 

An die Nachbargrenze muss nach dem Planungsrecht ge-
baut werden,

• wenn der Bebauungsplan eine geschlossene Bau-
weise festsetzt,

• wenn der Bebauungsplan eine offene Bauweise mit 
dem Zusatz „nur Doppelhäuser“ oder „nur Haus-
gruppen“ festsetzt und durch Baufenster eindeutig 
festlegt, welche gemeinsamen Grundstücksgrenzen 
in Anspruch zu nehmen sind,

• wenn der Bebauungsplan eine  abweichende Bau-
weise festsetzt und dabei regelt, an welche Grenze 
zu bauen ist,

• wenn sich nur ein grenzständiges Vorhaben nach 

der Bauweise in die das Baugrundstück prägende 

Umgebungsbebauung einfügt.
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An die Nachbargrenze darf gebaut werden, 

• wenn der Bebauungsplan eine offene Bauweise fest-

setzt,

• wenn der Bebauungsplan eine offene Bauweise mit 

dem Zusatz „nur Doppelhäuser“ oder „nur Haus-

gruppen“ festsetzt und aufgrund der festgesetzten 

überbaubaren Grundstücksfl ächen offen bleibt, an 

welchen gemeinsamen Grundstücksgrenzen zu bau-

en ist,

• wenn keine Bauweise festgesetzt ist und aufgrund 

der sonstigen Festsetzungen eine Grenzbebauung 

nicht ausgeschlossen wird,

• wenn sich sowohl eine Grenzbebauung als auch eine 

Bebauung mit Abstand einfügt.

Nach der Musterbauordnung müssen die Abstandsfl ä-

chen grundsätzlich auf dem eigenen Grundstück liegen. 

Mit dem Grundstück meint das Abstandsfl ächenrecht das 

Buchgrundstück im grundbuchrechtlichen Sinne. Dabei 

ist unerheblich, ob der amtlich festgestellte Grenzverlauf 

mit den tatsächlichen oder behaupteten Eigentumsver-

hältnissen überein-stimmt. Seine Richtigkeit hängt nur 

davon ab, ob die abgemarkte Grenze mit den Vermes-

sungsfeststellungen des Liegenschaftskatasters überein-

stimmt. 

Die Regelung der Musterbauordnung erlaubt, dass sich 

Abstandsfl ächen auch auf öffentliche Verkehrsfl ächen, 

öffentliche Grünfl ächen und öffentliche Wasserfl ächen 

erstrecken dürfen. Dies jedoch nur bis zu deren Mitte. 

Doch Verkehrsfl ächen sind nur öffentlich nach Ausbau 

und Widmung. Eine noch nicht vollzogene Festsetzung 

eines Bebauungsplanes reicht hingegen nicht aus. 

Gemäß der Musterbauordnung kann die Abstandsfl äche 

auch auf Nachbargrundstücke verlagert werden. Es muss 

öffentlich-rechtlich gesichert sein, dass die Fläche nicht 

überbaut wird und auf sie die auf diesen Grundstücken 

erforderlichen Abstandsfl ächen nicht angerechnet wer-

den. Mit der Übernahme der Abstandsfl äche ist auf dem 

belasteten Teil des Nachbargrundstückes eine Bebauung 

ausgeschlossen, soweit nicht abstandsrechtliche Privile-

gierungen gelten. Wird eine Abstandsfl ächenübernahme 

durch eine Baulast gesichert, so muss dies nach Inhalt 

und Umfang hinreichend bestimmt sein. Die Festset-

zungen eines Bebauungsplanes oder sonstige öffentlich-

rechtliche Vorschriften, nach denen die Fläche von bau-

lichen Anlagen freizuhalten ist, sind der Baulast 

gleichgestellt.  Eine Übernahme der Abstandsfl äche durch 
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Baulast ist ausgeschlossen bei entgegenstehenden pla-

nungsrechtlichen Festsetzungen, die gerade die Bebau-

ung der Baulastfl äche erfordern. 

Die Musterbauordnung enthält das Überdeckungsverbot 

für Abstandsfl ächen zur Sicherstellung des Mindestab-

stands zwischen den Gebäuden bzw. zwischen Teilen 

desselben Gebäudes. die bauplanungsrechtliche Zulässig-

keit von Nebengebäuden Vom Überdeckungsverbot sind 

jedoch folgende Bereiche ausgenommen: 

• Außenwände, die in  einem Winkel von mehr als 

75 Grad zueinander stehen,

• Außenwände zu einem fremder Sicht entzogenen 

Gartenhof von Wohngebäuden,

• Abstandsrechtlich privilegierte Garagen und andere 

bauliche Anlagen.

In erster Linie gilt das Überdeckungsverbot für Gebäude 

und Gebäudeteile auf dem gleichen Grundstück. Hiervon 

nicht erfasst wird die Abstandsfl äche eines rechtswidrig 

zu nahe an der Grundstücksgrenze stehenden Gebäudes, 

wenn die Abstandsfl äche die Nachbargrenze überschrei-

tet. Das Überdeckungsverbot gilt nicht für auf dem Nach-

bargrundstück rechtswidrig liegende Teile der Abstands-

fl ächen. In diesem Fall erfolgte keine ordnungsgemäße 

Übernahme der Abstandsfl äche durch Baulast. 

Im Regelfall ergeben sich vor allen vier Außenwänden 

Abstandsfl ächen. Es gelten folgende Vorgaben für die Er-

mittlung der Wandhöhe:

• Die Abstandsfl ächen sind senkrecht zur Wand zu 

messen.

• Unterer Bezugspunkt ist die Geländeoberfl äche, 

oberer Bezugspunkt der obere Abschluss der Wand 

oder der Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut.

• Die Höhe von Dächern wird zu einem Drittel bzw. 

voll der Wandhöhe zugerechnet, wenn die Neigung 

weniger als 70 Grad bzw. mehr als 70 Grad be-

trägt.

• Das sich ergebende Maß der Wandhöhe wird mit H 

bezeichnet.

Es gilt der Grundsatz bei der Bemessung, dass sich die 

Tiefe der Abstandsfl äche nach der senkrecht zur Wand zu 

messenden Wandhöhe bemisst. Mit Rücksicht auf die 

Verkürzung der Abstandsfl ächentiefe auf 0,4 H gehen 

Wand- und Giebelfl ächen in ihren tatsächlichen Abmes-

sungen in die Abstandsfl ächenberechnung ein. So erge-

ben die Durchdringungspunkte der Wand- und Giebelfl ä-



chen mit dem Dach, um den Faktor 0,4 verkürzt, in der 

Grundrissprojektion ein verzerrtes Abbild der Giebelwand. 

Gemäß der Musterbauordnung beträgt die Tiefe der Ab-

standsfl äche in der Regel 0,4 H, ohne nach Baugebieten 

zu differenzieren. Eine Tiefe von 0,2 H genügt in Gewer-

be- und Industriegebieten. Eine Mindestabstandstiefe 

von drei Metern ist in beiden Fällen einzuhalten. Auf ei-

nen bauordnungsrechtlich zu sichernden Mindeststan-

dard zielt diese Abstandsfl ächentiefenregelung.  

Gesimse, Dachüberstände oder Balkone lösen keine Ab-

standsfl ächen aus und bleiben bei der Bemessung der 

Abstandsfl ächen außer Betracht. Diese Privilegierung von 

Vorbauten gilt allerdings nur bei Einhaltung eines maxi-

malen Ausladungsmaßes von 1,5 Metern und bei Einhal-

tung eines Mindestabstandes zur Nachbargrenze von 2,0 

Metern.

Die Musterbauordnung lässt Garagen und Gebäude ohne 

Aufenthaltsräume und Feuerstätten nicht nur alternativ 

an der Grenze bzw. als Anbau an ein anderes Gebäude 

oder unter Einhaltung einer Abstandsfl äche zu, sondern 

auch grenz- und gebäudenah. Die Privilegierung bezieht 

sich jedoch nur auf das Abstandsfl ächenrecht und nicht 

auf das Bauplanungsrecht. Es darf somit eine Grenzgara-

ge, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplanes 

unzulässig ist, nicht realisiert werden, nur weil das 

 Abstandsfl ächenrecht sie für zulässig erklärt. Eine Begüns-

tigung gilt für gebäudeunabhängige Solaranlagen, um 

anstandsfl ächenrechtliche Hindernisse für die Nutzung 

regenerativer Energien zu beseitigen. 

5. Wahrung unterschiedlichster Belange im  
 Bauordnungsrecht 

Die nach der Musterbauordnung gegebene Prüfpfl icht 

der Bauaufsichtsbehörde erstreckt sich auf alle öffentlich-

rechtlichen Bauvorschriften des Prüfprogrammes im je-

weiligen Verfahren. Hierzu zählen zunächst einmal das 

Bauplanungsrecht und die nach dem Prüfprogramm ab-

zuarbeitenden Teile des Bauordnungsrechtes. Ferner 

nimmt im öffentlich-rechtlichen Bereich auch noch das 

Baunebenrecht an der Prüfung teil. Die Entscheidung 

 darüber, ob eine eigenständige baunebenrechtliche Ent-

scheidung außerhalb des Baugenehmigungsverfahrens 

erforderlich wird, oder ob die baunebenrechtliche Prü-

fung in das bauaufsichtliche Verfahren integriert ist, er-

gibt sich aus dem jeweiligen Fachgesetz. Zum Bauneben-

recht zählen:

• das Immissionsschutzrecht,

• das Naturschutzrecht,

• das Wasserrecht,

• das Denkmalrecht,

• das Straßenrecht.

Somit überwacht die Bauaufsicht auch die Einhaltung be-

deutsamer Ziele des Umweltschutzes. 

Schutz vor Verunstaltung 

Gemäß der Musterbauordnung müssen bauliche Anla-

gen nach Form, Maßstab, Verhältnis der Baumassen und 

Bauteile zueinander, nach Werkstoff und Farbe so gestal-

tet sein, dass sie nicht verunstaltet wirken. Weiterhin dür-

fen sie das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild nicht ver-

unstalten. 

Nach dem BauGB ist die Gestaltung des Orts- und Land-

schaftsbildes ein wichtiger Belang und ist bei der Aufstel-

lung der Bauleitpläne zu berücksichtigen. Im nicht be-

planten Innenbereich müssen sich Vorhaben hinsichtlich 

des Maßes der baulichen Nutzung in die Eigenart der nä-

heren Umgebung einfügen und dürfen das Ortsbild nicht 

beeinträchtigen. Hingegen dürfen im Außenbereich Vor-

haben das Orts- und Landschaftsbild nicht verunstalten. 

Der Begriff des Verunstaltens ist zwar sehr allgemein, 

aber durch die Rechtsprechung soweit konkretisiert, dass 

er den rechtsstaatlichen Geboten der Beschwerdehoheit 

des Rechtes, der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit 

 genügt.   

Die Vorschriften zur Verunstaltungsabwehr gelten auch 

für Anlagen der Außenwerbung und für Warenauto-

maten. Dabei werden Werbeanlagen als ortsfeste Einrich-

tung defi niert, die der Ankündigung oder Anpreisung 

oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und 

vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Im 

 Außenbereich ist die bauordnungsrechtliche Zulässigkeit 

von Werbeanlagen unbeschadet der Regelungen des 

Bauplanungsrechtes und des Baunebenrechtes einge-

schränkt. Eine störende Häufung von Werbeanlagen ist 

stets unzulässig. 

Die Gemeinden können eigene baugestalterische Anfor-

derungen durch örtliche Bauvorschriften erlassen. Ent-

sprechende satzungsrechtliche Anforderungen an die 

Gestaltung dürfen den gesetzlichen Anforderungen nicht 

widersprechen. 
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Weiterhin können örtliche Bauvorschriften als Festset-

zungen in den Bebauungsplan aufgenommen werden. 

Jedoch dürfen auf Landesrecht gestützte örtliche Bauvor-

schriften in einem Bebauungsplan keine bodenrechtliche 

Regelungen im Mantel von Baugestaltungssatzungen 

sein. So hat sich der Bebauungsplan ausdrücklich auf die 

bauordnungsrechtliche Ermächtigungsgrundlage zu be-

ziehen.   

Die baugestalterischen Absichten der Gemeinde müssen 

inhaltlich ausreichend bestimmt sein und auf sachge-

rechten Erwägungen beruhen. Es besteht zwar keine 

Pfl icht zur Begründung der Gestaltungssatzung, aber aus 

den Satzungsunterlagen muss sich zumindest eine sach-

gerechte Abwägung zwischen den Belangen des Ein-

zelnen und denen der Allgemeinheit ergeben. Werden 

örtliche Bauvorschriften in einen Bebauungsplan aufge-

nommen, so sind diese zu begründen. 

Gewährleistung von Standards für das 
Zusammenleben der Menschen   

Durch das Bauordnungsrecht sollen auch Mindestbedin-

gungen für das Zusammenleben der Menschen und be-

stimmte Standards für das Wohnen gewährleistet wer-

den. So müssen Geräusche, die von ortsfesten Anlagen 

oder Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf Bau-

grundstücken ausgehen, so gedämmt werden, dass Ge-

fahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entste-

hen.

Als Aufenthaltsräume werden Räume bezeichnet, die 

nicht nur dem vorübergehenden Aufenthalt von Men-

schen dienen. Diese Räume müssen mindestens eine lich-

te Höhe von 2,40 Metern aufweisen und ausreichend 

belüftet und mit Tageslicht belichtet werden können. 

Mit den Vorschriften der Musterbauordnung über die 

Barrierefreiheit will das Bauordnungsrecht absichern, 
dass für 

• Menschen mit Behinderungen,
• alte Menschen und 
• Personen mit Kleinkindern 

die Zugänglichkeit von baulichen Anlagen, die dem allge-
meinen Besucherverkehr dienen, gewährleistet wird. Jene 
Anlagen müssen stufenlos erreichbar sein und lichte Min-
destbreiten im Bereich der Türen und Verkehrswege auf-
weisen.
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Die Musterbauordnung verlangt auch die wasseraufnah-
mefähige Belassung und Begrünung nicht überbauter 
Flächen bebauter Grundstücke. Dazu zählen auch Flä-
chen eines Baugrundstückes, die nicht von Gebäuden, 
Nebenanlagen, Zugängen, Zufahrten und Bewegungsfl ä-
chen überdeckt sind. Das Ziel dieser Vorschrift ist die Ver-
hinderung eines Übermaßes befestigter Flächen zur Wah-
rung der ökologischen Belange. Abgesehen von den 
bauordnungsrechtlichen Vorgaben ist zu beachten, ob 
sich nicht aus dem Bauplanungsrecht, aus einer Gestal-
tungssatzung oder einer Baumschutzssatzung weiterge-
hende Anforderungen an die Gestaltung der Freifl ächen 
ergeben. Diese können sein: 

• Festsetzungen eines Bebauungsplanes,
• Bestimmungen einer Gestaltungssatzung,
• Belange der Landschaftspfl ege und des Landschafts-

bildes,
• Bestimmungen einer Baumschutzsatzung.

In Verbindung mit den Vorschriften über Wohnungen 
stehen auch die Vorschriften zu Kinderspielplätzen, da sie 
nur für Gebäude mit Wohnungen gelten. Sind öffentliche 
Spielplätze für einen größeren Versorgungsbereich be-
stimmt, so sind Spielplätze auf dem unmittelbaren Grund-
stück für die Kleinkinder der Bewohner vorgesehen. Den 
Gemeinden ist ermöglicht worden, in einer örtlichen Bau-
vorschrift die Lage, Größe, Beschaffenheit usw. der Kin-
derspielplätze auf den Baugrundstücken zu regeln. 

Herstellung von Stellplätzen  
 
Entsprechend dem Bauplanungsrecht können im Bebau-
ungsplan Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren 
Einfahrten festgesetzt werden. So dürfen bauliche Anla-
gen sowie andere Anlagen, bei denen ein Zu- oder Ab-
gangsverkehr zu erwarten ist, nur errichtet werden, wenn 
Stellplätze oder Garagen in ausreichender Zahl und Grö-
ße sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt wer-
den. Dabei richtet sich die Zahl und Größe der notwen-
digen Stellplätze und Garagen nach Art und Zahl der 
vorhandenen und zu erwartenden Kraftfahrzeuge der 
ständigen Benutzer und der Besucher der Anlage. Die 
Gemeinden werden ermächtigt, Zahl, Größe und Be-
schaffenheit der Stellplätze durch Satzung zu regeln. 

Hinsichtlich der Ablösung der Herstellungspfl icht und der 
Höhe der Ablösungsbeträge können die Gemeinden dies 
durch Satzung regeln. Viele Gemeinden haben von der 
Ermächtigung durch die Landesbauordnung Gebrauch 
gemacht. Die Ablösebeträge fl ießen nicht dem allgemei-
nen Haushalt zu, sondern sind als Sonderabgabe von den 



Gemeinden für zusätzliche Parkeinrichtungen oder sons-
tige den Parkraumbedarf senkende Maßnahmen zu ver-
wenden. 

Die Stellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf 
einem geeigneten Grundstück in der näheren Umgebung 
herzustellen. Die Benutzung für diesen Zweck muss öf-
fentlich-rechtlich gesichert werden. 
 
Ist nun die Stellplatzpfl icht auf dem Baugrundstück un-
möglich, sei es aufgrund der tatsächlichen Gegeben-
heiten, sei es aufgrund einer entgegenstehenden Fest-
setzung im Bebauungsplan, und gelingt es dem Bauherrn 
nicht, ein geeignetes Ersatzgrundstück zu fi nden, so 
kommt dann erst als letzte Möglichkeit eine Freistellung 
von der Stellplatzpfl icht durch Zahlung eines Geldbe-
trages an die Gemeinde in Betracht. 

Den Verzicht zur Herstellung von Stellplätzen gegen Zah-
lung eines Geldbetrages kann die Bauaufsichtsbehörde 
als Nebenbestimmung zur Baugenehmigung in dieser 
treffen. In der Regel wird aber ein öffentlich-rechtlicher 
Vertrag geschlossen, der nicht nur die Höhe des Betrages 
festsetzt, sondern auch die Zahlungspfl ichten des Bau-
herrn vorsieht. 

6. Bauaufsicht und Baufreiheit im    
 Bauordnungsamt

Angelehnt an die Musterbauordnung ist die Aufgabe der 
Bauaufsichtsbehörde, bei

• der Errichtung, 
• der Änderung, 
• dem Abbruch, 
• der Nutzung, 
• der Nutzungsänderung sowie
• der Unterhaltung baulicher Anlagen

darüber zu wachen, dass die öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften und die aufgrund dieser Vorschriften erlassenen 
Anordnungen eingehalten werden.

Bauaufsichtsverwaltung  

Die Bauaufsicht ist zumeist dreistufi g gegliedert. Oberste 
Bauaufsichtsbehörde ist das zuständige Landesministe-
rium. Obere Bauaufsichtsbehörde sind die Bezirksregie-
rungen und die Landräte. Untere Bauaufsichtsbehörden 
sind die kreisfreien Städte und die Kreise. 

Es ist diejenige Bauaufsichtsbehörde zuständig, in deren 
Bezirk das Bauvorhaben durchgeführt wird. Die in-
stanzielle Zuständigkeit verteilt sich auf die drei genann-
ten „Instanzen“ der Behördenhierarchie.

Die Bauaufsichtsbehörden sind zur Durchführung ihrer 
Aufgaben sowohl von der Zahl als auch von der Qualifi -
kation her mit geeigneten Fachkräften zu besetzen.  

Baufreiheit im bauordnungsrechtlichen Sinn

Es darf mit der Ausführung des Bauvorhabens erst dann 
begonnen werden, wenn die Bauaufsichtsbehörde mit 
der Baugenehmigung bestätigt hat, dass zum Zeitpunkt 
der Entscheidung öffentlich-rechtliche Vorschriften dem 
Bauvorhaben nicht entgegenstehen. Mit der Baugeneh-
migung wird bestätigt, dass die Übereinstimmung des 
Vorhabens mit dem öffentlichen Recht gegeben ist. 

Im Grundgesetz ist das Recht auf eine sogenannte Bau-
freiheit festgeschrieben. Die Schranken für dieses Recht 
ergeben sich aus der Musterbauordnung. So kann von 
einer Baufreiheit im wörtlichen Sinne nicht mehr gespro-
chen werden. Das heißt, dass der Bauherr einen Rechts-
anspruch auf die Erteilung einer Baugenehmigung hat, 
wenn öffentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegen-
stehen. 

Das öffentliche Baurecht hat jedoch mittlerweile einen 
Umfang angenommen, dass von einer Baufreiheit im 
Sinne der früheren Rechtslage keine Rede mehr sein 
kann. Vielfach hängt die Baugenehmigung von der Ge-
währung einer Abweichung bzw. Ausnahme oder Befrei-
ung ab. Die Entscheidung steht aber im Ermessen der 
Behörde. 

Genehmigungsbedürftigkeit von Vorhaben     

Trotz großzügiger Freistellungen unterliegt ein beacht-
licher Teil der Bauvorgänge immer noch der Genehmi-
gungspfl icht. Nur die Bau- und Nutzungsvorgänge mit 
geringem Gefahrenpotenzial oder mit nur geringer bau-
planungsrechtlicher Bedeutung sind von einem formellen 
Verfahren freigestellt. Der Grundsatz der Genehmigungs-
pfl icht gilt für die Errichtung, die Änderung, die Nut-
zungsänderung und den Abbruch baulicher Anlagen, 
soweit in den speziellen Verfahrensvorschriften der Bau-
ordnung nichts anderes bestimmt ist. Im Interesse der 
öffentlichen Belange ist der Ausübung des Rechtes zu 
bauen eine vorläufi ge Sperre durch ein präventives Ver-
bot mit Erlaubnisvorbehalt gesetzt. Mit der Erteilung der 
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Genehmigung wird diese  erst aufgehoben. Damit soll 
den Gefahren, die mit einem Bauvorhaben für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung verbunden sein können, 
frühzeitig begegnet werden. Die Prüfung, ob das Vorha-
ben materiell-rechtlich unbedenklich ist, beschränkt sich 
nicht nur auf das Bauordnungsrecht und das Baupla-
nungsrecht, sondern umfasst die zu prüfenden öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften in ihrer Gesamtheit. 

Verfahrensfreiheit von baulichen Anlagen 

Für die Einführung eines Genehmigungsvorbehaltes wa-
ren die möglichen oder zu erwartenden Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung ausschlaggebend. 
Nicht bei jedem Vorhaben ist der Aufwand erforderlich, 
der mit einem Baugenehmigungsverfahren verbunden 
ist. So werden im Bauordnungsrecht einige bauliche An-
lagen und Einrichtungen von der Genehmigungspfl icht 
ausgenommen. Diese verfahrensfreien baulichen Anla-
gen und Einrichtungen sind in der Musterbauordnung 
aufgeführt. Dazu kommen die Änderung von Bauteilen, 

Instandhaltungsarbeiten und Abbrüche kleinerer Anla-
gen, die wegen ihres geringen Gefahrenpotenzials eben-
falls von der Genehmigungspfl icht ausgenommen sind.  

Die Bauordnungen der Länder nehmen eine Zweiteilung 
in genehmigungspfl ichtige und verfahrensfreie Vorhaben 
vor. Als Unterfälle der Genehmigungspfl icht sind das ver-
einfachte Genehmigungsverfahren und das Zustim-
mungsverfahren anzusehen. 

In ihrer überwiegenden Anzahl erfassen die verschie-
denen Freistellungsregelungen Wohngebäude bis zur 
Hochhausgrenze sowie deren Nebengebäude und Ne-
benanlagen. Der Bauherr hat entsprechende Unterlagen 
bei der Gemeinde einzureichen. Innerhalb eines Monats 
hat die Gemeinde dann die Möglichkeit, die Durchfüh-
rung eines Genehmigungsverfahrens anzuordnen, um 
insbesondere bauplanungsrechtlichen Gesichtspunkten 
aus Anlass des Vorhabens Rechnung zu tragen. Für be-
stimmte größere Wohnbauvorhaben ist aufgrund des 

Gefahrenpotenzials, das diese Gebäude in sich bergen, 

Grundstruktur des Baugenehmigungsverfahrens (eigener Entwurf)

Bauantrag zu einem Bauvorhaben 
mit bauaufsichtlichem Verfahren

ggf. Benachrichtigung
der Angrenzer

Gemeinde
Stellungnahme 
der Gemeinde

Baurechtliche Prüfung

• Art der baulichen Nutzung

• Maß der baulichen Nutzung

• Durch Fachbereiche wie
Immissionsschutzbehörde, Forst-
behörde, Straßenbaubehörde, etc.

Baurechts-
behörde

Bautechnische Prüfung

• Standsicherheit

• Wärmeschutz

• Schallschutz Brandschutz

• Entwässerung

• etc.

Baugenehmigung

Baufreigabe durch einen
sogenannten roten Punkt

Bauausführung

Überwachung der Ausführung

• Ordnungsgemäße Ausführung 
der Arbeiten

• Schutz der allgemeinen Sicherheit

• Verwendbarkeit der Produkte

Bauteilabnahme
(falls notwendig)

Bauendabnahme
(falls notwendig)

Abbildung 16
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die Einschaltung von verantwortlichen Sachverständigen 

vorgeschrieben. 

Ein Vorhaben bedarf keiner gesonderten Baugenehmi-

gung, wenn diese in einer anderen Genehmigung nach 

sonstigem öffentlichen Recht enthalten ist. Dies ist bei-

spielsweise im Rahmen einer Planfeststellung der Fall, 

wenn die Baugenehmigung von einem Planfeststellungs-

beschluss umfasst wird (Konzentrationswirkung der Plan-

feststellung). 

Privatrechtliche Bestimmungen und deren 
Beachtung

Die Bauaufsichtsbehörden prüfen im Baugenehmigungs-

verfahren die Übereinstimmung des Vorhabens mit dem 

öffentlichen Baurecht und mit den öffentlich-rechtlichen 

Bestimmungen des Baunebenrechts, die Einfl uss auf das 

Bauen nehmen. Kein Prüfungsmaßstab ist dabei das Pri-

vatrecht. Von Nachbarn werden im Baugenehmigungs-

verfahren vielfach Belange geltend gemacht, die nicht 

zum öffentlich-rechtlichen, sondern zum zivilrechtlichen 

Bereich zählen (siehe dazu die Bestimmungen der Nach-

barrechtsgesetze der Bundesländer). 

In einer Sache gehört das Privatrecht doch zum Prüfungs-

maßstab. So nimmt das öffentliche Baurecht auf den zi-

vilrechtlichen Grundstücksbegriff Bezug. Die Vorschriften 

des öffentlichen Rechtes, die den genauen Verlauf der 

Grundstücksgrenzen betreffen, sind nur unter Heranzie-

hung des zivilrechtlichen Grundstücksbegriffs verständ-

lich. Die Einhaltung der Abstandsvorschriften bei strei-

tigem Grenzverlauf kann die Bauaufsichtsbehörde nicht 

prüfen, sodass in einem derartigen Fall deshalb die Bau-

genehmigung nicht erteilt werden kann.  

Die Baugenehmigung wird unbeschadet privater Rechte 

Dritter erteilt. Eine Prüfung des Bauantrages beschränkt 

sich auf die Einhaltung der Vorschriften öffentlich-recht-

licher Natur. Den durch das BGB und die Nachbarrechts-

gesetze der Länder geschützten privaten Belangen kommt 

grundsätzlich keine Bedeutung im bauaufsichtlichen Ver-

fahren zu. Die Bauaufsichtsbehörde ist auch nicht ver-

pfl ichtet, zu prüfen, ob der Bauherr berechtigt ist, das 

Bauvorhaben auszuführen, insbesondere ob ihm das 

Baugrundstück gehört oder ob er über die erforderlichen 

fi nanziellen Mittel zur Realisierung des Vorhabens ver-

fügt. Die Zustimmung des Grundstückseigentümers kann 

die Bauaufsichtsbehörde allerdings verlangen, wenn der 

Bauherr selbst nicht Grundstückseigentümer ist. Ist eine 

Baugenehmigung aufgrund entgegenstehender privat-

rechtlicher Hindernisse nutzlos, weil sie nicht ausgenutzt 

werden kann, so darf deren Erteilung wegen fehlenden 

Sachentscheidungsinteresses versagt werden. 

7. Verfahren der Genehmigung und   
 Überwachung im Bauordnungsrecht

Vor dem eigentlichen Genehmigungsverfahren steht zu-

meist eine nichtförmliche Bauberatung des bauwilligen 

Bürgers durch die Bauaufsichtsbehörde. Die Bauberatung 

muss 

• sachlich richtig,

• klar,

• unmissverständlich und

• vollständig

sein. Mögliche Zusicherungen bedürfen der Schriftform. 

Die Pfl icht zur Bauberatung bedeutet allerdings nicht, 

dass die Bauaufsichtsbehörde mangelhafte Bauvorlagen 

selbst nachbessert. So besteht die Möglichkeit Bauanträ-

ge zurückzuweisen, die unvollständig sind oder erheb-

liche Mängel aufweisen. 

Die Bauordnungen sehen keine verbindlichen Fristen für 

die Dauer des regulären Baugenehmigungsverfahrens 

vor. Es besteht die Möglichkeit einer Untätigkeitsklage, 

wenn ohne zureichenden Grund in angemessener Frist 

sachlich nicht entschieden wurde. Einige Bauordnungen 

enthalten jedoch Fristen für die Bearbeitung von Bauan-

trägen im vereinfachten Verfahren.  

Bauantrag im bauordnungsrechtlichen Verfahren  

Mit dem Inhalt des Bauantrages bestimmt der Bauherr 

auch den Gegenstand des Verfahrens. Der Bauherr hat 

den Antrag schriftlich bei der unteren Bauaufsichtsbehör-

de einzureichen. Der Bauherr übernimmt die Gesamtver-

antwortung. Zumeist fehlt ihm das Wissen, um seine 

baurechtlichen Verpfl ichtungen zu erfüllen. Er hat zur 

Vorbereitung, Überwachung und Ausführung eines ge-

nehmigungspfl ichtigen Bauvorhabens einen Entwurfs-

verfasser, den Bauleiter und den Unternehmer zu bestel-

len. Die am Bau Beteiligten müssen geeignet sein und 

über die notwendige Erfahrung und Sachkunde verfü-

gen. In der Regel ist der Bauherr derjenige, der den Auf-

trag zur Ausführung des Baues erteilt hat und die Herstel-

lungskosten trägt. 
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Einen Bauantrag kann der Bauherr jederzeit wiederholen. 

Ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens bzw. ein 

erneuter Bauantrag kommt jedoch nur dann in Betracht, 

wenn sich die Sach- und Rechtslage zugunsten des Bau-

herrn geändert hat. 

Nach der Musterbauordnung sind mit dem Bauantrag 

alle für die Beurteilung des Bauvorhabens und die Bear-

beitung des Bauantrages erforderlichen Unterlagen ein-

zureichen. Art, Inhalt und Zahl der Bauvorlagen ergeben 

sich aus den Bauvorlageverordnungen der einzelnen Bun-

desländer. Dem Bauantrag sind das Antragsformular, der 

Lageplan, die Bauzeichnungen, die Baubeschreibung, 

ferner die bautechnischen Nachweise, soweit dies zur 

 Beurteilung des jeweiligen Vorhabens erforderlich ist, bei-

zufügen.

Auf einzelne Bauvorlagen kann die Bauaufsichtsbehörde 

verzichten, wenn diese zur Beurteilung des Vorhabens 

nicht erforderlich sind. So kann dem Bauherrn auf Antrag 

gestattet werden, einzelne Bauvorlagen nachzureichen. 

Der Bauherr bzw. der Entwurfsverfasser haben den Bau-

antrag bzw. die Bauvorlagen zu unterschreiben. Damit 

übernimmt der Entwurfsverfasser die Verantwortung für 

die Vollständigkeit und Richtigkeit der Bauvorlagen und 

das lückenlose und widerspruchsfreie Ineinandergreifen 

sämtlicher Einzelbestandteile des Bauantrages. 

Es dürfen bei Bauvorlagen für die Errichtung und Ände-

rung von Gebäuden nur solche Entwurfsverfasser unter-

schreiben, die wiederum über eine Bauvorlageberechti-

gung verfügen. Davon ausgenommen sind geringfügige 

oder technisch einfache Bauvorhaben.    

  

Behördlicher und nachbarlicher 
Beteiligungsprozess

Der Bauantrag ist von den Bauaufsichtsbehörden auf sei-

ne Übereinstimmung mit den öffentlich-rechtlichen Bau-

vorschriften zu prüfen, bevor eine Baugenehmigung aus-

gestellt werden kann. Die Bauaufsichtsbehörde unterliegt 

einem Untersuchungsgrundsatz, das heißt, dass sie den 

Sachverhalt von Amts wegen ermitteln muss, um die 

sachliche Richtigkeit gewährleisten zu können. Es kann 

nämlich nicht davon ausgegangen werden, dass der An-

tragssteller und die von ihm beauftragten Personen das 

öffentliche Recht in sämtlichen Einzelheiten und Fein-

heiten kennen. 
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Eine Beteiligung von Behörden und Dienststellen erfolgt 

zur Erlangung der Kenntnis der zu beachtenden Rechts-

vorschriften in Bezug auf das beantragte Vorhaben oder 

weil die Mitwirkung gesetzlich vorgeschrieben ist. Auf-

grund der mittlerweile hohen Regelungsdichte des öf-

fentlichen Rechtes ist die Bauaufsichtsbehörde auf das 

Fachwissen anderer Behörden und Dienststellen ange-

wiesen. 

Von einer bindenden Wirkung kann bei einer Stellung-

nahme anderer Behörden oder Dienststellen nur ausge-

gangen werden, wenn deren Zustimmung oder das Ein-

vernehmen gesetzlich vorgeschrieben ist. 

Für die Bauaufsichtsbehörde hat das Einvernehmen der 

Gemeinde bindende Wirkung. Sind Bauaufsichtsbehörde 

und Gemeinde identisch, entfällt das Erfordernis eines 

Einvernehmens, da eine abgestimmte Verwaltungsmei-

nung zwischen den jeweiligen Dienststellen herbeizufüh-

ren ist. 

Ferner entfalten Zustimmungsvorbehalte im öffentlichen 

Recht Bindungswirkungen. Falls die erforderliche Zustim-

mung verweigert wird, die wie das Einvernehmen eine 

verwaltungsinterne Abstimmung ist, kann die Baugeneh-

migung nicht erteilt werden. 

Entsprechend der Musterbauordnung ist für Beteili-

gungen nach landesrechtlichen Vorschriften festgesetzt, 

dass eine landesrechtlich erforderliche Zustimmung oder 

Einvernehmenserklärung als erteilt gilt, wenn diese nicht 

binnen zwei Monaten verweigert wird. Hingegen sind 

Stellungnahmen unbeachtlich, wenn sie bei der Bauauf-

sichtsbehörde nicht innerhalb eines Monats nach Anfor-

derung vorliegen. Es handelt sich bei der Fristsetzung 

nicht um eine Ausschlussfrist. Der Bauaufsichtsbehörde 

bleibt es überlassen, ob sie eine Stellungnahme auch 

noch nach Fristablauf berücksichtigen will. Die Behörde 

muss es aber nicht.

Zu guter Letzt existieren noch die selbstständigen Geneh-

migungen oder Erlaubnisse, die von der Baugenehmi-

gung nicht erfasst werden. Die Musterbauordnung spricht 

hierbei von Genehmigungen und Erlaubnissen, die vor 

der Erteilung der Baugenehmigung vorliegen müssen 

(zum Beispiel wasserrechtliche Erlaubnisse etc.). 

Die untere Bauaufsichtsbehörde ist für den Vollzug des 

Bauordnungsrechtes zuständig, wenn nichts anderes be-



stimmt ist. Damit liegt die Sachentscheidungskompetenz 

bei der Bauaufsichtsbehörde. Eine fehlende Sachkompe-

tenz schließt nicht aus, dass die Bauaufsichtsbehörde 

trotzdem unüberwindbare Hindernisse in einem öffent-

lichen Rechtsgebiet feststellt, das in einem anderen Ge-

stattungsverfahren zu prüfen ist. Ist nämlich erkennbar, 

dass das beantragte Vorhaben nach den einschlägigen 

Vorschriften nicht genehmigt werden kann, darf die Bau-

aufsichtsbehörde die Baugenehmigung ablehnen.  

Das Baurecht kennt auch besondere Formen öffentlich-

rechtlicher Verträge bzw. öffentlich-rechtlicher Verpfl ich-

tungen. Diese müssen vor der Erteilung der Baugenehmi-

gung vorliegen, um die Übereinstimmung des Vorhabens 

mit dem öffentlichen Recht testieren zu können. Mit die-

sen Verträgen und Verpfl ichtungen können bestehende 

rechtliche Hindernisse bezüglich der Baugenehmigung 

ausgeräumt werden. Das können zum Beispiel sein:

• Städtebauliche Verträge,

• Erschließungsverträge,

• Ablöseverträge,

• Verpfl ichtungserklärungen.

Im Hinblick auf öffentlich-rechtlich geschützte Interessen 

eines Nachbarn erkennt dies die Bauaufsichtsbehörde be-

reits im Zuge der Vorprüfung der Antragsunterlagen. Be-

zogen auf die Nachbarbeteiligungen herrschen in den 

einzelnen Bauordnungen unterschiedliche Regelungen. 

Erteilung von Baulasten und die Genehmigung 
durch Aufl agen

Das Landesbauordnungsrecht bestimmt, was Gegen-

stand der Prüfung im bauordnungsrechtlichen Verfahren 

ist, da bundesrechtliche Vorschriften insoweit den Lan-

desgesetzgeber nicht binden. Durch die Ausgestaltung 

des Verfahrensrechtes nehmen die Landesgesetzgeber 

Abschied von der Schlusspunkttheorie, indem sie im ver-

einfachten Verfahren den präventiven Prüfungsumfang 

stark einschränken, soweit es sich um materielles Bauord-

nungsrecht handelt. Durch die Genehmigungsfreistellung 

legen die Landesgesetzgeber die Einhaltung des öffent-

lichen Rechtes in die Verantwortung des Bauherrn.  

Als öffentlich-rechtliche Sicherung gilt die Baulast. Durch 

die Baulast können öffentlich-rechtliche Hindernisse be-

seitigt werden, um die Genehmigungsfähigkeit eines 

Vorhabens herbeizuführen. Entsprechend der Muster-

bauordnung besteht die Möglichkeit, dass Grundstücks-

eigentümer durch eine freiwillige Erklärung gegenüber 

der Bauaufsichtsbehörde öffentlich-rechtliche Verpfl ich-

tungen übernehmen. Das Instrument einer Baulast ist im-

mer dort anzuwenden, wo eine Rechtsvorschrift eine öf-

fentlich-rechtliche Sicherung verlangt.

Im Bereich des Bauplanungsrechtes kann die Baulast die 

Voraussetzung für eine Befreiung schaffen. Ebenfalls 

können Verpfl ichtungen mit städtebaulichem Inhalt durch 

eine Baulast gesichert werden. Eine Baulast wird erst 

durch die Eintragung im Baulastenverzeichnis wirksam. 

Die Bauaufsichtsbehörde führt das Baulastenverzeichnis. 

Die Grundlage für eine Eintragung in das Baulastenver-

zeichnis bildet eine Verpfl ichtungserklärung. 

Bei der Baulast handelt es sich nicht um einen öffentlich-

rechtlichen Vertrag eines Grundstückseigentümers mit 

der Bauaufsichtsbehörde. Eine Baulast schafft keine pri-

vaten Rechte des Einen gegen den Anderen. Mit der Ein-

tragung in das Baulastenverzeichnis steht es nicht mehr 

im Ermessen der Bauaufsichtsbehörde, ob sie die Baulast 

berücksichtigt oder nicht. Falls die Baulast jedoch der Vor-

bereitung einer nach dem BauGB unzulässigen Bebauung 

dient, kann die Bauaufsichtsbehörde die Eintragung ab-

lehnen. Es besteht ferner auch die Möglichkeit, dass Auf-

lagen, Bedingungen, Befristungen usw. in das Baulasten-

verzeichnis eingetragen werden können. 

Wenn ein Vorhaben nur wenige öffentlich-rechtliche Vo-

raussetzungen nicht erfüllt, kann die Bauaufsichtsbehör-

de die Genehmigung auch mit Nebenbestimmungen ver-

sehen. Damit wird dem Bauherrn die Chance gegeben, 

bestehende Hindernisse auszuräumen. In Betracht kom-

men Nebenbestimmungen nicht, wenn die Vorausset-

zungen für die Erteilung einer Baugenehmigung bereits 

erfüllt sind. 

Im Baugenehmigungsverfahren ist die Aufl age die am 

häufi gsten verwendete Nebenbestimmung. Die Erfüllung 

einer Aufl age beeinfl usst die Wirksamkeit der Baugeneh-

migung nicht. So wird, um kleinere Verstöße gegen 

Rechtsvorschriften auszuräumen, eine Aufl age erteilt. 

Wenn die Baugenehmigung von dem ungewissen Eintritt 

eines zukünftigen Ereignisses abhängig ist, wird eine Be-

dingung ausgesprochen. Die Bauaufsichtsbehörde macht 

mit der Bedingung die Realisierung des Vorhabens von 

der Erfüllung bestimmter, in der Baugenehmigung be-

zeichneter Voraussetzungen abhängig. Erfüllt der Bau-

herr die Bedingung nicht, so ist er an der Ausnutzung der 

Baugenehmigung gehindert. 
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Eine Befristung ist für die Erteilung der Ausführungsge-

nehmigung für Fliegende Bauten vorgesehen. Mit Ablauf 

der Frist ist die Genehmigung abgelaufen. Sie existiert 

rechtlich dann nicht mehr. 

Letztlich wird mit dem Vorbehalt des Widerrufs die Mög-

lichkeit eröffnet, unter genau festgelegten Rahmenbe-

dingungen die Baugenehmigung zu widerrufen. Somit 

bedarf es – anders als bei der Befristung – einer geson-

derten Verfügung, um die Wirksamkeit der Genehmi-

gung zu beenden. 

Verlängerung, Widerruf und Rücknahme der 
Baugenehmigung

Die Baugenehmigung ist schriftlich zu erteilen. Mögliche 

Nebenbestimmungen werden nicht begründet. Abwei-

chungen von Festsetzungen werden im Regelfall begrün-

det. Mit der Zustellung der Baugenehmigung darf der 

Bauherr mit der Bauausführung beginnen. Die Bauge-

nehmigung entfaltet Bindungswirkung gegenüber ande-

ren Behörden. Eine Baugenehmigung ist nicht personen-

bezogen und wirkt auch für den Rechtsnachfolger des 

Bauherrn. Die Geltungsdauer einer Baugenehmigung ist 

nicht unbegrenzt, da die Vorschriften des öffentlichen 

Rechtes sowie die Regeln der Bautechnik einen raschen 

Wandel unterliegen. Wenn bis zum Ablauf der Geltungs-

dauer von der Baugenehmigung kein Gebrauch gemacht 

wurde, erlischt diese. 

Dem Bauherrn wird aber die Möglichkeit eingeräumt, 

eine Verlängerung der Geltungsdauer der Baugenehmi-

gung bis zu einem Jahr zu beantragen. In diesem Fall 

prüft die Bauaufsichtsbehörde, ob die Bedingungen für 

die Erteilung der Baugenehmigung noch vorliegen. 

Auch eine Aufhebung der Baugenehmigung ist möglich, 

falls diese rechtswidrig zustande gekommen ist bzw. 

wenn aus anderen Rechtsgründen an der Baugenehmi-

gung nicht festgehalten werden kann.  

Möglichkeiten des Bauvorbescheides und der 
Teilbaugenehmigung 
 

Ein Bauherr hat die Möglichkeit, zu einzelnen Fragen des 

beabsichtigten Bauvorhabens einen schriftlichen Be-

scheid, den sogenannten Vorbescheid, einzuholen. Ist die 

Durchführung eines gesamten Bauvorhabens von der 

Entscheidung zu einem bestimmten Problem abhängig, 

dann kommt die Bauvoranfrage in Betracht. Beispielswei-

se kann sie die städtebauliche Zulässigkeit betreffen und 

die Erteilung einer Bebauungsgenehmigung zum Ziel ha-

ben. Eine Bauvoranfrage kann zu bauordnungsrecht-

lichen oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Fragen ge-

stellt werden. Die Voraussetzung für eine Bauvoranfrage 

ist ein schriftlicher Antrag mit den vorgeschriebenen Bau-

vorlagen. 

Ein Vorbescheid zu einer Bauvoranfrage beantwortet vor-

weg einzelne Fragen, die im Rahmen einer Baugenehmi-

gung zu entscheiden sind. Der Bauvorbescheid ist an-

fechtbar. Im Rahmen einer Bebauungsgenehmigung 

nimmt der Bauvorbescheid bereits einen Teil der Bauge-

nehmigung vorweg. So stellt der Bauvorbescheid die Be-

bauungsfähigkeit des Grundstückes als mit dem öffent-

lichen Recht übereinstimmend verbindlich fest. Damit ist 

er ein vorweggenommener Teil der späteren Baugeneh-

migung. 

Nach Ablauf der Geltungsdauer endet die Bindungswir-

kung des Vorbescheides. Auch der Vorbescheid kann – 

wie die Baugenehmigung – um ein Jahr verlängert wer-

den. Vorbescheide können durch den Nachbarn 

angefochten werden. 

Mit einer Teilbaugenehmigung kann bereits vor der Er-

teilung der endgültigen Baugenehmigung mit einzelnen 

Bauarbeiten begonnen werden. Die Voraussetzung für 

die Erteilung einer Teilbaugenehmigung ist, dass der 

 Bauantrag mit den vollständigen Bauvorlagen der Bau-

aufsichtsbehörde ermöglicht, bezogen auf die grund-

sätzliche Zulässigkeit des Vorhabens gemäß des Pla-

nungsrechtes positiv zu entscheiden. Eine Teilbaugeneh-

migung bindet in gleicher Form wie die Baugenehmigung 

und sie kann nur durch Rücknahme oder Widerruf be-

seitigt werden. Die Teilbaugenehmigung ist als ergän-

zender Teil der Baugenehmigung zu sehen. Bereits mit 

der Teilbaugenehmigung wird über die grundsätzliche 

Vereinbarkeit des ganzen Vorhabens mit den baurecht-

lichen Vorschriften entschieden. 

Spezielle Verfahrensregelungen         

Im Zusammenhang mit Verfahrenserleichterungen und 

mit speziellen Verfahrensregelungen wurden zu fol-

genden Bereichen besondere Verfahrensformen im Bau-

ordnungsrecht festgelegt:

• Grundstücksteilung,

• Vereinfachtes Genehmigungsverfahren,

• Fliegende Bauten, 

• Zustimmungsverfahren.
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Die Musterbauordnung verlangt bei der Teilung von 
Grundstücken, die bebaut sind oder deren Bebauung ge-
nehmigt ist, die Einhaltung der Anforderungen des Bau-
ordnungsrechtes. 

Wohngebäude bis zur Hochhausgrenze und bestimmte 
gewerbliche Vorhaben unterliegen dem vereinfachten 
Genehmigungsverfahren. So prüft die Bauaufsichtsbe-
hörde nur das Bauplanungsrecht und das „Bauneben-
recht“. Die Anforderungen des Bauordnungsrechtes wer-
den nicht geprüft und die Bauaufsichtsbehörde überwacht 
nur noch, ob die bautechnischen Nachweise vorliegen.

Bei Fliegenden Bauten handelt es sich um bauliche Anla-
gen, die geeignet und bestimmt sind, an verschiedenen 
Orten wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden. Bau-
planungsrechtlich erlangen Fliegende Bauten keine Be-
deutung. Bauordnungsrechtlich benötigen sie jedoch vor 
erstmaliger Aufstellung und Ingebrauchnahme eine so-
genannte Ausführungsgenehmigung. Die Gebrauchsab-
nahme eines Fliegenden Baus fi ndet durch die Bauauf-
sichtsbehörde statt. 

Keine Baugenehmigung, jedoch eine bauaufsichtliche 
Zustimmung der oberen Bauaufsichtsbehörde bedürfen 
Vorhaben öffentlicher Bauherren. Der öffentliche Bauherr 
trägt dabei die Verantwortung dafür, dass der Entwurf 
und die Ausführung einer baulichen Anlage den öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. Für eigene 
kommunale Bauten erteilen sich Gemeinden, die eben-
falls Bauaufsichtsbehörde sind, die Baugenehmigung 
selbst und es bedarf keiner Zustimmung der oberen Bau-
aufsichtsbehörde. 

Die Möglichkeit der Abweichung 
 
Im Bauordnungsrecht wurde die Möglichkeit der Ausnah-
me und der Befreiung durch die Abweichung ersetzt. 

Häufi g ist es so, dass das zu prüfende  Vorhaben in ein-
zelnen Punkten von den materiellen Anforderungen des 
Bauordnungsrechtes abweicht. Es ist dann zu prüfen, ob 
eine Abweichung erteilt werden kann. Die Abweichungs-
regeln gelten nicht nur für genehmigungspfl ichtige, son-
dern auch für genehmigungsfreie Vorhaben. 

Die Erteilung einer Abweichung liegt im Ermessen der 
Bauaufsichtsbehörde. Auf die Abweichung hat der Bau-
herr keinen Rechtsanspruch. Zu den gesetzlichen Voraus-
setzungen der Abweichung zählt, dass die Bauaufsichts-
behörde

• den Zweck der jeweiligen Anforderung,
• die öffentlich-rechtlich geschützten nachbarlichen 

Belange und 
• die öffentlichen Belange 

der Sache nach würdigt und zu dem Ergebnis gelangt, 
dass auch bei einer Abweichung die vorgenannten 
Schutzgüter nicht verletzt werden. 

Mit der Abweichung wird der Bauherr von zwingenden 
bauordnungsrechtlichen Vorschriften freigestellt. Die Ab-
weichung bewirkt, dass das Vorhaben materiell rechtmä-
ßig wird, sofern die dem Bescheid beigefügten Nebenbe-
stimmungen beachtet werden. Damit besteht dann kein 
Widerspruch mehr zu den Bestimmungen des öffent-
lichen Rechtes. Eine Erteilung einer Abweichung muss 
mit einer Begründung beantragt werden. Liegt kein Ab-
weichungstatbestand vor, ist der Antrag abzulehnen. Hat 
die Auslegung der in der Musterbauordnung enthaltenen 
unbestimmten Rechtsbegriffe jedoch zur Folge, dass ein 
Abweichungstatbestand gegeben ist, dann hat der Bauherr 
einen Anspruch auf eine fehlerfreie Ermessensaus übung.  

Betrifft die geplante Abweichung Vorschriften, die zum 
Schutz der Nachbarn bestimmt sind, sind diese entspre-
chend zu benachrichtigen. Dem Nachbarn soll damit die 
Möglichkeit eingeräumt werden, mögliche Einwände bei 
der Bauaufsichtsbehörde vorzubringen und diese zu 
 begründen.

An die Stelle eines Verwaltungsaktes zur bauordnungs-
rechtlichen Abweichung oder bauplanungsrechtlichen 
Befreiung kann auch ein öffentlich-rechtlicher Vertrag 
treten. Die Voraussetzungen müssen für eine Abwei-
chung oder  auch eine Befreiung vorliegen. 

Überwachungsverfahren    

Zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung muss die Bauaufsichtsbehörde tätig wer-
den. Dabei muss sie die Einhaltung der baurechtlich rele-
vanten öffentlich-rechtlichen Vorschriften überwachen. 
Falls erforderlich, muss sie die Einhaltung der Vorschriften 
durchsetzen. Die Bauaufsichtsbehörde hat diese Bauü-
berwachung nach 

• den Regeln der Landesbauordnung,
• den Bestimmungen des Ordnungsbehördengesetzes,
• den Regelungen des Verwaltungsvollstreckungsge-

setzes und

• den Bestimmungen des Ordnungswidrigkeitengesetzes.

durchzuführen. 
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Mit der Erteilung der Baugenehmigung kann der Bauherr 

die beantragte Maßnahme beginnen. Doch ob er sich an 

die öffentlich-rechtlichen Vorschriften und die tech-

nischen Baubestimmungen hält oder nicht, obliegt einer 

Bauüberwachung. 

Die Bauüberwachung ist eine Ermessensentscheidung. 

So bestimmen Art und Umfang des auszuführenden Vor-

habens darüber, ob eine Bauüberwachung erforderlich 

ist. Bei kleineren und einfachen Vorhaben wird die Ver-

antwortung dem Bauherrn und den von diesem einzu-

schaltenden Sachverständigen auferlegt. 

Gemäß der Musterbauordnung ist demjenigen, der für 

die Überwachung beauftragt ist, Einblick zu gewähren in 

die 

• Genehmigungen,

• Zulassungen, 

• Prüfzeugnisse,

• Übereinstimmungszertifi kate und 

• Aufzeichnungen. 

  

Die Beauftragten dürfen Grundstücke, Anlagen und 

Wohnungen betreten. 

Für genehmigungspfl ichtige bauliche Anlagen besteht 

seitens des Bauaufsichtsamtes die Möglichkeit, dass be-

stimmte Bauzustandsanzeigen erbracht werden. Erst mit 

der Zustimmung der Bauaufsichtsbehörden dürfen die 

Arbeiten fortgesetzt werden. Bezogen auf das verein-

fachte Genehmigungsverfahren ist der Bauaufsichtsbe-

hörde Ermessensspielraum eingeräumt, dass sie auf eine 

Bauzustandsbesichtigung verzichten kann. 

Nach der Musterbauordnung ist der Bauherr verpfl ichtet, 

die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung mindestens 

zwei Wochen vorher der Bauaufsichtsbehörde anzuzei-

gen. Eine etwaige Nutzungsaufnahme ist erst eine Wo-

che nach dem in der Anzeige genannten Fertigstellungs-

zeitpunkt zulässig. 

Bezüglich der Sonderbauten (zum Beispiel Krankenhäu-

ser, Hochhäuser etc.) hat die Bauaufsichtsbehörde wäh-

rend der gesamten Nutzungsdauer zu überwachen, dass 

die sicherheitsrelevanten Einrichtungen wiederkehrend 

geprüft werden. Dazu kann je nach Erfordernis eine re-

gelmäßige Brandschau notwendig werden. 

Besondere Verantwortung tragen die Unternehmer und 

der Bauleiter in der Phase der Ausführung des jeweiligen 

Vorhabens. Für die Einhaltung der technischen Baube-

stimmungen und die Ausführung der Arbeiten gemäß 

den genehmigten Bauvorlagen ist der Unternehmer ver-

antwortlich. Ferner hat er auf die ordnungsgemäße Ein-

richtung und auf den sicheren Betrieb der Baustelle zu 

achten. Die notwendigen Nachweise über die Brauchbar-

keit der verwendeten Bauprodukte und Bauarten hat der 

Unternehmer ebenfalls zu erbringen und auf der Baustel-

le zur Verfügung zu stellen. 

Entsprechend der Bestimmungen der Musterbauordnung 

hat der Bauleiter die Bauausführung zu überwachen. Er 

hat auch die Arbeiten der einzelnen Unternehmer auf der 

Baustelle zu koordinieren und zu überwachen. Letztlich 

trägt er auch die Verantwortung auf der Baustelle ein-

schließlich der Gewährleistung.    
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Gegen eine gegenwärtige Beeinträchtigung ist der Besei-

tigungsanspruch gerichtet, gegen eine zukünftig zu er-

wartende Beeinträchtigung der Unterlassungsanspruch. 

Ein Eigentümer hat einen Entschädigungsanspruch, wenn 

er eine ortsübliche Beeinträchtigung dulden muss, die 

nicht durch wirtschaftlich zumutbare Maßnahmen ver-

hindert werden kann. Die Voraussetzung für einen An-

spruch ist, dass durch die Einwirkung eine ortsübliche 

Benutzung des Grundstückes oder dessen Ertrag über 

das zumutbare Maß hinaus beeinträchtigt wird.

Nur der grundbuchrechtliche Eigentümer hat gegenüber 

anderen Personen und Behörden die Grundstücksrechte. 

Auch für das öffentliche Recht gilt dieser Grundsatz. 

Die Nachbarrechtsgesetze der Länder regeln den Interes-

senausgleich zwischen benachbarten Grundstückseigen-

tümern. Sie stellen dem beeinträchtigten Nachbarn ge-

gen den beeinträchtigenden Nachbarn Rechtsansprüche 

zur Verfügung. 

Die Streitigkeiten nach den Nachbarrechtsgesetzen oblie-

gen den Zivilgerichten. Durch die Nachbarrechtsgesetze 

werden die öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht be-

rührt. 

Es gibt nur wenige Vorschriften, die direkt auf den Nach-

barschutz hinweisen:

• Berücksichtigung nachbarlicher Belange im BauGB

• Gebot der Rücksichtnahme in der BauNVO,

• Benachrichtigung des Nachbarn, wenn öffentlich-

rechtlich geschützte nachbarliche Belange berührt 

werden.
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7.9 Der Nachbarrechtsschutz 

Jost Bartkowiak

1. Nachbarschutz nach öffentlich- und   
 privatrechtlichen Bestimmungen 

Der Schutz des Lebens, der Gesundheit und des Eigen-

tums bilden die Grundlagen des Nachbarschutzes. Diese 

allgemeinen Schutzziele werden durch Gesetze, Verord-

nungen und Satzungen auf die jeweilige Handlungsebe-

ne heruntergebrochen. Gegenüber dem Zivilrecht regeln 

im öffentlichen Recht nur einzelne Bestimmungen der 

unterschiedlichen Rechtsvorschriften direkt oder indirekt 

den Nachbarschutz. Im Zivilrecht wird der Nachbarschutz 

direkt und ausführlich durch einzelne Vorschriften des 

BGB und durch die Nachbarrechtsgesetze der Länder ge-

regelt. 

Das private und das öffentliche Recht stehen nicht bezie-

hungslos nebeneinander. Sie weisen Verbindungen auf. 

Da zwischen dem privaten und öffentlichen Baunachbar-

recht Wechselbeziehungen bestehen, ist das Wissen der 

Grundzüge des Nachbarrechtes bezüglich der Anwen-

dung des öffentlichen Baunachbarrechtes von Bedeu-

tung. Die wesentlichen Regelungen zum privaten Nach-

barrecht fi nden sich 

• im BGB bezüglich des Beseitigungs- und Unterlas-

sungsanspruches und

• in den nachbarrechtsgesetzlichen Vorschriften der 

Länder.

Das BGB konkretisiert, welche – nicht unwesentlichen – 

Beeinträchtigungen der Eigentümer im Rahmen des Orts-

üblichen zu erdulden hat – und dies mit Verweis auf die 

in Gesetzen oder Rechtsverordnungen zu fi ndenden 

Grenz- und Richtwerte. Grundsätzlich hat ein Eigentümer 

Immissionen zu dulden, die sich in den Grenzen der zu-

lässigen Richtwerte nach dem öffentlichen Recht halten. 



Gleichrangig stehen die zivilrechtlichen und die öffent-

lich-rechtlichen Nachbarschutzansprüche nebeneinander. 

Ein betroffener Nachbar kann den zivilrechtlichen, aber 

auch den öffentlich-rechtlichen Weg gegen ein Bauvor-

haben wählen. Bei Verstößen gegen Drittschutz vermit-

telnde öffentlich-rechtliche Vorschriften besteht für die 

Bauaufsichtsbehörde eine Pfl icht zum Einschreiten. 

Gebot der Rücksichtnahme 

Aufgabe der Bauaufsichtsbehörde im bauaufsichtlichen 

Verfahren ist, dass die öffentlich-rechtlichen geschützten 

Nachbarbelange beachtet werden. Dazu zählen alle bau-

rechtlichen Genehmigungsverfahren, das Zustimmungs-

verfahren und das Verfahren zur Erteilung eines Vorbe-

scheids. 

Von entscheidender Bedeutung ist, ob der Nachbar sich 

auch tatsächlich gegen eine seine Rechtspositionen ver-

letzende Baugenehmigung zur Wehr setzt. Eine unterlas-

sene Anfechtung der rechtswidrigen Baugenehmigung 

macht diese letztlich rechtsbeständig. An dem Primär-

rechtschutz wird deutlich, dass dem Anfechtungsrecht 

auch eine Anfechtungspfl icht entspricht, wenn der Nach-

bar seine Rechtsposition erhalten wissen will.   

2. Begriff des Angrenzers und des Nachbarn  
 und das Verfahren der Beteiligung

Im Rahmen der Vorprüfung der Antragsunterlagen geht 

es in erster Linie um deren Vollständigkeit und die Ermitt-

lung des Erfordernisses zur Beteiligung von Behörden 

und Dienststellen. Es gehört dazu, ob das beantragte 

Vorhaben bauplanungsrechtliche Ausnahmen und Befrei-

ungen oder bauordnungsrechtliche Abweichungen be-

rührt, die eine Beteiligung von Nachbarn oder Angren-

zern erforderlich macht.  

Vor der Erteilung von bauordnungsrechtlichen Abwei-

chungen und bauplanungsrechtlichen Ausnahmen und 

Befreiungen, die wiederum öffentlich-rechtlich geschützte 

nachbarliche Belange berühren, sind die Eigentümer an-

grenzender Grundstücke anzuhören, soweit diese nicht 

vorab dem Vorhaben schriftlich zugestimmt haben. Nach 

der Anhörung ist den Angrenzern der Bescheid zuzustel-

len. Die Angrenzer haben das Recht, von der Bauaufsichts-

behörde Einblick in die Bauunterlagen zu verlangen. 

Im Rahmen der Bauberatung sollen die Bauaufsichtsbe-

hörden bereits durch ein Hinwirken auf die Änderung der 

Planung eines Vorhabens versuchen, ein späteres gericht-

liches Verfahren zu vermeiden. Es geht hier im Wesent-

lichen um die Vermittlung zwischen dem Bauwilligen und 

dem betroffenen Nachbarn.   

Angrenzerbegriff

Der Begriff des Angrenzers ist enger gefasst als der des 

Nachbarn. Eine Beteiligung der Angrenzer wird allein 

nach Maßgabe des Bauordnungsrechtes vollzogen. Im 

Rahmen der Erteilung einer Baugenehmigung oder einer 

Abweichungsentscheidung, mit der in eine drittschüt-

zende Rechtsposition eingegriffen werden soll, soll nicht 

direkt angrenzenden Nachbarn die Gelegenheit zur An-

hörung gegeben werden. 

 

Ein Beteiligungsverfahren entfällt, wenn der an und für 

sich zu beteiligende Angrenzer die Bauvorlagen unter-

schreibt bzw. einer möglichen Zulassung von Abwei-

chungen zustimmt. Mit einer Zustimmung verzichtet der 

Nachbar auf die Geltendmachung von Abwehrrechten 

gegenüber einem Bauvorhaben. 

Zwischen dem Bauherrn und dem Angrenzer bzw. Nach-

barn fi ndet zumeist bereits im Vorfeld eine Abstimmung 

des Bauvorhabens statt. Diese Verfahrensweise ermög-

licht es, über etwaige zivilvertragliche Regelungen oder 

aber auch durch öffentlich-rechtliche Baulasten zum Ziel 

zu gelangen. 

Das Beteiligungserfordernis setzt ein, wenn dem Bauan-

trag keine Angrenzerzustimmung beigefügt ist. Hat der 

Bauherr und der Entwurfsverfasser bei der Planung nicht 

beachtet, dass öffentlich-rechtlich geschützte Nachbar-

rechte durch das Vorhaben beeinträchtigt werden kön-

nen, dann kann es zu dieser Situation kommen. Die Bau-

aufsichtsbehörde soll den Angrenzer von ihrer 

beabsichtigten positiven Entscheidung benachrichtigen 

und ihn darüber belehren, dass er Einwendungen nur in-

nerhalb eines Monats nach Zugang der Benachrichtigung 

bei der Bauaufsichtsbehörde schriftlich oder zu Protokoll 

vorbringen kann.   

Werden von dem Angrenzer bzw. Nachbarn keine Ein-

wendungen innerhalb der Frist getroffen, ist damit erst 

einmal nur ein Verzicht auf die Verfahrensrechte des An-

grenzers verbunden. Inwieweit der Angrenzer durch ein 

Schweigen seine materielle Rechtsposition einbüßt, hängt 

von der unterschiedlichen Ausgestaltung der landesrecht-

lichen Regelungen ab. 
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Falls die Einwendungen durch den Angrenzer von der 

Bauaufsichtsbehörde nicht geteilt werden, hat die Bau-

aufsichtsbehörde die Entscheidung über die Abweichung, 

wodurch öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche Be-

lange berührt sein können, dem Angrenzer schriftlich 

mitzuteilen. Es ist nicht die Baugenehmigung zuzustellen, 

sondern die Entscheidung, mit der die Einwendungen 

ganz oder teilweise nicht berücksichtigt werden. 

Mit der Zustellung soll erreicht werden, dass für den Bau-

willigen und die übrigen am Verwaltungsverfahren Betei-

ligten Rechtssicherheit geschaffen wird. Der Abwei-

chungsbescheid hat auch eine Rechtsbehelfsbelehrung 

zu beinhalten. So ist dem Angrenzer auch eine Wider-

spruchsfrist eingeräumt.      

Nachbarbegriff 

Nach der Musterbauordnung wird der Eigentümer eines 

angrenzenden Grundstückes als Nachbar bezeichnet. Die 

Bauaufsichtsbehörde soll bei einer Prüfung einer Befrei-

ung die Interessen aller Nachbarn würdigen, die von die-

ser betroffen sein können. Im baurechtlichen Sinn be-

zeichnet man als Nachbarn bzw. Angrenzer nur den 

Eigentümer eines Grundstückes, weil das öffentliche Bau-

recht nicht personen-, sondern grundstücksbezogen ist. 

So stehen nachbarliche Abwehransprüche bei angren-

zenden Grundstücken nur dem Eigentümer oder Perso-

nen zu, die am Grundstück in eigentumsähnlicher Weise 

dinglich berechtigt sind. Die Inhaber von Grunddienst-

barkeiten haben keine dem Eigentümer vergleichbare 

 Position.

Die genaue Interpretation des Nachbarbegriffes konkreti-

siert nicht nur den anzuhörenden Personenkreis, sondern 

ergibt auch, dass nur den betroffenen Nachbarn und 

nicht auch sonst interessierten Personen Einblick in die 

Bauunterlagen gestattet werden muss.  

3. Bedingungen zum Nachbarschutz

Durch den Zugang der Baugenehmigung erhält der Bau-

herr die sogenannte Baufreigabe. Mit der Baugenehmi-

gung ist die Berechtigung zum Beginn der Bauarbeiten 

gegeben. 

Ermittlung des Schutzes von Individualinteressen

Wird ein Nachbar durch eine Baugenehmigung in seinem 

Recht verletzt, ist die Frage zu klären, ob es sich um eine 

nachbarschützende Vorschrift handelt. Die zentrale Frage 

ist, ob die Vorschrift auch dem Schutz von Individualin-

teressen der Betroffenen dient und ob sich der Kreis der 

Berechtigten bestimmen und abgrenzen lässt. 

Allgemein nachbarschützend sind generell Rechtsvor-

schriften, soweit sie die Rücksichtnahme auf nachbarliche 

Belange vom Grundsatz her und nicht nur einzelfallbezo-

gen beinhalten, wie dies bei den Vorschriften des Bauord-

nungsrechtes über Abstände zu Nachbargrenzen der Fall 

ist. Einen Rechtsanspruch hat der Nachbar beispielsweise 

darauf, dass die Bauaufsichtsbehörde dem Bauherrn nur 

eine Baugenehmigung erteilt, die mit den gesetzlichen 

Abstandsrechten konform ist. 

Rechtsvorschriften können aber auch partiell nachbar-

schützend wirken, sofern sie die Prüfung dem Einzelfall 

überlassen, zum Beispiel durch das Tatbestandsmerkmal 

der Zumutbarkeit. Bei dem Einfügungsgebot wird zum 

Beispiel nicht nur das direkt betroffene Grundstück be-

trachtet, sondern auch die umgebende Bebauung, um 

feststellen zu können, ob das Vorhaben des Bauwilligen 

für den Nachbarn unzumutbare Beeinträchtigungen zur 

Folge hat. Der individualrechtsschützende Charakter ist 

durch die Auslegung der jeweiligen Vorschrift zu ermit-

teln. Er richtet sich nach dem Sinn und Zweck der jeweils 

in Frage stehenden Bestimmung unter der Berücksich-

tigung der sich hieraus ergebenden Interessenlage. Der 

Nachbarschutz besteht nur, soweit ihn der Gesetzgeber 

auch normiert hat. Bei dem Gebot der Rücksichtnahme 

handelt es sich um keine eigenständige Anspruchsgrund-

lage. Nur eine bauaufsichtlich genehmigte und tatsäch-

lich ausgeübte Nutzung löst das Rücksichtnahmegebot 

aus. Es ist eine Interessenabwägung erforderlich, also 

eine Prüfung der wechselseitigen Zumutbarkeit. 

Bei der Beurteilung einer nachbarschützenden Wirkung 

ist generell zu beachten, dass nur Rücksicht auf einen 

 bestimmten und abgrenzbaren Personenkreis zu nehmen 

ist. 

Eine Anwendung des Rücksichtnahmegebotes wird auch 

künftig Probleme bereiten, da es eine Ermittlung der kon-

fl iktträchtigen Positionen und der wechselseitigen Zu-

mutbarkeit voraussetzt und weil die erforderliche Rück-

sichtnahme aus unterschiedlichen Vorschriften resultie-

ren kann. 



Nachbarschutz im Bauplanungsrecht     

Man unterscheidet bei der Zulässigkeit von Vorhaben 

nach den Zulässigkeitskategorien, wie 

• dem Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, 

• dem nicht qualifi ziert beplanten Innenbereich und

• dem Außenbereich. 

Hinsichtlich des öffentlich-rechtlichen Nachbarschutzes 

gilt diese Differenzierung nach Zulässigkeitskategorien 

auch. Liegt ein Vorhaben im Geltungsbereich eines Be-

bauungsplanes, ist zu untersuchen, ob die Festsetzungen 

des Bebauungsplanes gemäß der Schutznormtheorie auf 

einen Schutzzweck für den Nachbarn zielen. Die Gemein-

de hat die Möglichkeit, aus Nachbarschutzgründen 

 Festsetzungen zu treffen. Dies kann vor dem Hintergrund 

einer vorliegenden  Planungskonzeption zu einer Kon-

fl iktbewältigung durch städtebauliche Regelungen füh-

ren. Es kann auch direkt aus einer Bebauungsplanfestset-

zung erfolgen, dass ein nachbarlicher Schutzanspruch 

gegeben ist. 

Bei Vorhaben im Innenbereich und deren Zulässigkeits-

prüfung ergibt sich das Rücksichtnahmegebot aus dem 

Begriff des Einfügens. Eine Untersuchung der örtlichen 

Gegebenheiten ist in diesen Fällen erforderlich. Bezogen 

auf die Art der Nutzung besteht ein genereller Schutzan-

spruch des Nachbarn auf Gebietserhaltung, ähnlich der 

Regelung zum Bebauungsplan. 

Die Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich richtet 

sich nach den öffentlichen Belangen. Ein berücksichti-

gungsfähiger Belang ist das Rücksichtnahmegebot. 

Das Abwägungsgebot enthält indirekt auch einen bau-

planungsrechtlichen Nachbarschutz. Zwar kann der 

Nachbar eine Verletzung des auch ihn schützenden Ab-

wägungsgebotes nicht unmittelbar im Baugenehmi-

gungsverfahren geltend machen, aber es ist möglich, die 

Gültigkeit einer Satzung nach dem BauGB im Rahmen 

einer Normenkontrolle überprüfen zu lassen. 

In den meisten Fällen dürfte es für den Nachbarn jedoch 

erfolgreicher sein, im Widerspruchs- oder Klageverfahren 

nachbarschützende Rechtsverletzungen geltend zu ma-

chen, die nicht indirekt auf einer abwägungsfehlerhaften 

Satzung beruhen, sondern direkt durch eine fehlerhafte 

Baugenehmigung begründet sind.  

Aus dem Bereich des Bauplanungsrechtes sind als  nach-

barschützende Bestimmungen zum Beispiel folgende zu 

benennen:

• Festsetzungen innerhalb eines Bebauungsplanes 

zur Art der baulichen Nutzung,

• abgeleitet aus der Baunutzungsverordnung das 

Rücksichtnahmegebot bezogen auf die Art der bau-

lichen Nutzung, 

• Festsetzungen zur Zahl der Vollgeschosse,

• Festsetzungen zur Bauweise,

• Festsetzungen zu den überbaubaren Grundstücks-

fl ächen,

• mögliche Befreiungen gemäß dem BauGB, 

• Vorschrift zur Planreife,

• im bauplanungsrechtlichen Innenbereich das Einfü-

gungsgebot,

• bei der Anwendung der Baunutzungsverordnung 

zur Art der baulichen Nutzung im Innenbereich,

• Berücksichtigung öffentlicher Belange im Außenbe-

reich.

Nachbarschutz im Bauordnungsrecht 

Aus dem Bereich des Bauordnungsrechtes sind als nach-

barschützende Bestimmungen zum Beispiel zu benen-

nen:

• allgemeine Anforderungen an die Ausführung von 

Bauten,

• Abstandsfl ächenregelungen,

• Vorschriften zu Grenzgaragen,

• Vorschriften zur Veränderung des Geländes,

• Vorschriften zu Gebäudeabschlusswänden,

• Vorschriften zu Feuerungsanlagen,

• Vorschriften zu Abwasseranlagen,

• Vorschriften zur Anordnung von Stellplätzen und 

Garagen.

Zu einem Abwehranspruch des Nachbarn führt die Ver-

letzung von Verfahrensvorschriften der Bauordnung 

grundsätzlich nicht. In aller Regel sollen verfahrensrecht-

liche Vorschriften dazu dienen, dass ein Verfahren ord-

nungsgemäß durchgeführt wird. Sie sollen einem Nach-

barn keinen Anspruch auf die Durchführung des 

jeweiligen Verfahrens oder bestimmter Verfahrensschritte 

einräumen. 
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Nachbarschutz im Immissionsschutzrecht

Zumeist erzeugen Nutzungen von Grundstücken Beein-

trächtigungen. Im Regelfall werden diese Beeinträchti-

gungen, die bei der Benutzung baulicher Anlagen auftre-

ten, als ortsüblich und zumutbar angesehen. Was sich 

tatsächlich für einen Einzelnen nachteilig auswirken kann, 

dies obliegt den Gerichten. 

Das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) und die 

daraus erlassenen Vorschriften konkretisieren die staat-

liche Schutzpfl icht und die Grenzen der Zumutbarkeit 

auch für das Baurecht. Dabei bezieht sich das Regelwerk 

auf festgelegte Personenschutzgrenzwerte nach dem  ak-

tuellen Stand der Forschung und Technik. So stellen Im-

missionen, die die Grenzwerte nicht überschreiten, kei-

nen schweren und unerträglichen Eingriff in das Eigen-

tum und auch keine Verletzung des baurechtlichen 

 Rücksichtnahmegebotes dar. Auch die nicht nach Immis-

sionsschutzrecht, sondern nach Bauordnungsrecht ge-

nehmigungsbedürftigen Anlagen müssen den nachbar-

schützenden Anforderungen des BImSchG genügen. 

Trotz der Vielzahl der Vorschriften liegt die Problematik 

des Immissionsschutzrechtes in der Unzulänglichkeit der 

technischen Regeln zur Erfassung, Messung und Bestim-

mung von Immissionen sowie in den aus den unterschied-

lichsten Gründen festgelegten Grenz- bzw. Richtwerten 

in zumeist nicht harmonisch aufeinander abgestimmten 

Rechtsverordnungen und technischen Regeln. 

4. Inanspruchnahme des Primär-
 rechtsschutzes durch den Nachbarn 

Gegen die einem Bauherrn erteilte Baugenehmigung 

kann der Nachbar nur durch die Inanspruchnahme des 

Primärrechtsschutzes erfolgreich vorgehen. Demnach 

muss er die Baugenehmigung durch Widerspruch bzw. 

Klage anfechten. Falls ein Nachbar von seinen nachbar-

rechtlichen Abwehransprüchen keinen Gebrauch macht, 

verfallen seine öffentlich-rechtlich geschützten Rechtspo-

sitionen. Doch der öffentlich-rechtliche Abwehranspruch 

eines Nachbarn kann nicht allein durch Zeitablauf ver-

wirkt werden, sondern es müssen besondere Umstände 

hinzukommen, wie zum Beispiel aktives Tun oder auch 

Nichtstun eines Nachbarn. 

Widerspruchs- und Klageverfahren 

Gegen eine beeinträchtigende, möglicherweise mit einer 

rechtswidrigen Abweichung oder Befreiung verbundene 

Baugenehmigung muss der Nachbar Widerspruch ein-

legen. Die Frist für den Beginn eines Widerspruches be-

ginnt mit dem Zeitpunkt, wenn der Nachbar von der Bau-

genehmigung erfährt. Mit der förmlichen Bekanntgabe 

oder der Zustellung der Baugenehmigung oder des Ab-

weichungs- bzw. Befreiungsbescheides beginnt die 

 Monatsfrist zu laufen. Findet keine Bekanntgabe oder 

Zustellung statt, wird für den Nachbarn auch keine Mo-

natsfrist in Gang gesetzt. Hat der Nachbar jedoch sichere 

Kenntnis von der Baugenehmigung erlangt bzw. hätte 

erlangen müssen, so kann er sich nicht darauf berufen, 

dass ihm die Genehmigung nicht amtlich mitgeteilt wur-

de. Für den Nachbarn läuft dann eine Widerspruchsfrist 

von einem Jahr. Es wird dann so getan, als sei dem Nach-

barn die Genehmigung mit dem Zeitpunkt bekannt ge-

geben worden, dass er von ihr sichere Kenntnis erlangt 

hat oder hätte erlangen müssen. Der Nachbar ist dann 

angehalten, zügig Widerspruch einzulegen, um den Bau-

herrn anzuzeigen, ob er das Vorhaben zu Ende führen 

kann. 

Mit einer Verlängerung der Baugenehmigung wird die 

regelmäßig anzunehmende Jahresfrist, in der der Nach-

bar Einwendungen gegen das Bauvorhaben vorbringen 

muss, nicht verlängert. Auch ein zwischenzeitliches Auf-

suchen des Bauherrn oder der Baubehörde ändert nichts 

an der Widerspruchsfrist.  

Geht der Bauherr nicht auf die Änderungswünsche des 

Nachbarn ein, so kann allein die Tatsache, dass der Nach-

bar bis zur Erhebung des Widerspruchs eine längere Zeit 

verstreichen lässt, noch nicht zum Verlust des Abwehr-

rechtes aufgrund der Verwirkung führen. 

Der Nachbar kann sich nach der Erteilung der Baugeneh-

migung nicht mehr gegen das Bauvorhaben zur Wehr 

setzen, wenn er seine erhobenen Einwände vor Erteilung 

der Baugenehmigung bereits zurückgenommen hat. 

Werden im Verlauf der Bauphase jedoch Änderungen ge-

troffen, so kann der Nachbar die Beseitigung der Ände-

rungen verlangen, die zu Beeinträchtigungen seiner ge-

schützten Belange führen.     

Zeigt der Bauherr dem Nachbarn die Baupläne, so reicht 

dies für eine Verwirkung nicht aus. Ein Verzicht auf öf-

fentlich-rechtliche Abwehransprüche des Nachbarn hat 

schriftlich zu erfolgen. 
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Ein Missbrauch des nachbarlichen Abwehrrechtes liegt 

nicht schon allein deshalb vor, weil die Bebauung des 

Nachbargrundstückes materiell illegal ist. Falls der Nach-

bar unter Berufung auf seine eigene rechtswidrige Nut-

zung eine an sich zulässige Nutzung auf dem Baugrund-

stück verhindern, sich also einen Vorteil zuungunsten des 

Bauherrn verschaffen will, wäre dies eine rechtsmiss-

bräuchliche Anwendung eines Rechtsschutzbegehrens. 

Auch wenn ein Nachbar in vergleichender Weise gegen 

Vorschriften verstößt, ist er im Rahmen der unzulässigen 

Rechtsausübung daran gehindert, einen Vorstoß bezüg-

lich nachbarschützender Vorschriften geltend zu machen. 

Geht es bei dem geltend gemachten Abwehrrecht nur 

um eine geringfügige Abweichung von den jeweiligen 

Vorschriften, besteht die Möglichkeit, dass darin ein Miss-

brauch des Rechtes aufgrund eines Verstoßes gegen das 

sogenannte Schikaneverbot vorliegt. 

Die Bauaufsichtsbehörde hat in einem Vorverfahren die 

Baugenehmigung nochmals auf ihre Zweckmäßigkeit 

und Rechtmäßigkeit zu überprüfen, wenn der Nachbar-

widerspruch fristgerecht eingelegt wurde. Innerhalb der 

Prüfung des Widerspruches fi ndet eine Beschränkung auf 

die Nachbarschutzaspekte statt. Dabei wird die Prüfung 

auf den Gegenstand der Baugenehmigung bzw. die Be-

freiungs- oder Abweichungstatbestände beschränkt. So 

Rechtsschutzbegehren im Baurecht (Vgl. Hauth 2001) 

Rechtsmittel des Bauherrn Rechtsmittel des Nachbarn

Bei nicht erteilter Baugenehmigung 1) gegen Bauvorhaben mit 
erteilter Baugenehmigung

2) gegen Bauvorhaben im Frei-
stellungs-/ Anzeigeverfahren

Widerspruch des Bauherrn gem. §§ 68 ff. VwGO. 
Form und Frist gem. § 70 VwGO

Widerspruch des Nachbarn 
gem. § 68 ff. VwGO, Form und 
Frist gem. § 70 VwGO

Mangels Genehmigung kein
Widerspruch möglich / nötig, 
sondern sofort

Antrag nach § 80a i.V.m. 
§ 80 VwGO auf Wieder-
herstellung der aufschie-
benden Wirkung seines 
Rechtsbehelfs

Antrag nach § 123 VwGO auf 
Baueinstellung

In der Sache; Abhilfeentscheidung durch Ausgangsbehörde, § 72 VwGO, oder 
Widerspruchsentscheidung durch höhere Verwaltungsbehörde, § 73 VwGO

entfällt

Klage (Anfechtungs-, Verpfl ichtungs- oder Bescheidungsklage), § 42 VwGO

• Frist: 1 Monat gem. § 74 VwGO

• Ggf. als Untätigkeitsklage § 75 VwGO

Klage auf Baueinstellung, 
§ 43 VwGO. Keine Frist, aber 
Verwirkungsmöglichkeit

Berufung, §§ 124ff. VwGO, wenn zugelassen

Revision, § 132ff. VwGO

Abbildung 17

sind im vereinfachten Genehmigungsverfahren die bau-

ordnungsrechtlichen Aspekte nur zum Teil zu prüfen. Da-

mit werden auch nur die geprüften Vorschriften durch 

die Baugenehmigung erfasst. Im Widerspruchsverfahren 

kann jedoch nur das Berücksichtigung fi nden, was Ge-

genstand der Entscheidung ist. Die Anordnung der auf-

schiebenden Wirkung des Widerspruches durch den 

Nachbarn ist nicht gegeben, falls die Unklarheit durch 

einfache Maßnahmen aus dem Bauordnungsrecht beho-

ben werden kann. 

Der Zeitpunkt der Genehmigungserteilung ist für die an-

gefochtene Baugenehmigung von Bedeutung. Den Wi-

derspruch bzw. die Anfechtungsklage hat der Nachbar 

gegen die Bauaufsichtsbehörde zu richten. Der Wider-

spruchsbescheid ergeht durch die zuständige Wider-

spruchsbehörde. 

Für den Fall, dass die Widerspruchsbehörde den Wider-

spruch gegen die Baugenehmigung zurückgewiesen hat, 

hat der Nachbar die Möglichkeit, gegen den Wider-

spruchsbescheid eine Anfechtungsklage zu erheben. Das 

zuständige Gericht würde die Baugenehmigung aufhe-

ben. Im Rechtsverfahren ist eine Berufung nur begründet 

möglich. Bezüglich des Verfahrens ist nicht der Bauherr 

der Beklagte, sondern die Bauaufsichtsbehörde. Eine Bin-



dung entfaltet die Entscheidung des Gerichtes nicht nur 

gegen die Bauaufsichtsbehörde, sondern auch gegen 

den Bauherrn. Würde nämlich beispielsweise der Klage 

des Nachbarn stattgegeben und der Bauherr will sich da-

mit nicht abfi nden, dann muss dieser Rechtsmittel gegen 

die erstinstanzliche Entscheidung einlegen. 

Widerspruchsrecht      

Schreitet ein Bauvorhaben trotz eingelegten Wider-

spruches weiter fort, muss der Bauherr die Bauarbeiten 

nicht einstellen, da die aufschiebende Wirkung des Nach-

barrechtsbehelfes entfallen ist. Das Vorgehen des Bau-

herrn ist jedoch nicht ohne Risiko. Viele Bauherren ver-

trauen dabei auf die Macht des Faktischen. Falls der 

Widerspruch durch den Nachbarn zur Aufhebung der 

Baugenehmigung führt, hat der Bauherr den Rückbau 

vorzunehmen. Der Abbruch kann aber durch Prozessie-

ren seitens des Bauherrn noch um Jahre verzögert wer-

den. Dies kann darauf zielen, dass der Baufortschritt das 

Gewicht des Bauherreninteresses so verändert hat, dass 

dem Nachbarn die vorläufi ge Hinnahme der Fertigstel-

lung zuzumuten ist. Möchte der Nachbar dies vermeiden, 

hat er einstweiligen Rechtsschutz zu beantragen. Aber 

die Bauaufsichtsbehörde darf auch ohne Antrag des 

Nachbarn von Amts wegen die Aussetzung der Vollzie-

hung der Baugenehmigung anordnen. 

Beschlüsse des Gerichtes können nur angefochten wer-

den, wenn ein Zulassungsantrag gestellt und vom OVG/

VGH zugelassen wird. Für den Nachbarn bedeutet dies, 

sich zu beeilen, da mit der Fertigstellung des Rohbaues 

ein Antrag zu spät käme. 

Freistellung von Vorhaben     

Bereits in vielen Bundesländern gibt es für Wohnbauvor-

haben innerhalb eines Bebauungsplanes ein sogenanntes 

Freistellungsverfahren. In diesen Fällen wird keine Bau-

genehmigung erteilt. Das heißt, dass es zu keinem Ver-

waltungsakt kommt, der durch Widerspruch, Anfech-

tungsklage und durch den einstweiligen Rechtsschutz 

angegangen werden könnte. Damit verlagert sich der 

Nachbarschutz auf die zivilrechtliche Seite.

Der Nachbar wird mit seinem Anliegen, nämlich das ge-

nehmigungsfrei errichtete Vorhaben auf seine Recht-

mäßigkeit hin überprüfen zu lassen, in der Regel die Bau-

aufsichtsbehörde aufsuchen und die Behörde zum 

Einschreiten auffordern. Verweigert sich die Bauaufsichts-

behörde, verbleibt nur der Antrag auf Erlass einer einst-

weiligen Anordnung durch das zuständige Verwaltungs-

gericht. Für den Fall, dass keine Baugenehmigung vorliegt, 

hat man den Rechtsschutz des Nachbarn verbessert, in-

dem für freigestellte Vorhaben die Anforderungen an die 

Glaubhaftmachung eines Anordnungsanspruches abge-

mildert wurden. 

Ansprüche 

Verstößt ein Bauvorhaben gegen nachbarschützende 

Vorschriften, so ist die beantragte Baugenehmigung zu 

versagen. Die Bauaufsichtsbehörde ist verpfl ichtet, nach 

Zurücknahme der Baugenehmigung die bereits erfolgten 

Eingriffe durch den Bauherrn gegenüber den Nachbarn 

zu beseitigen. Der Eingriff muss grundsätzlich eine Ver-

hältnismäßigkeit und Erforderlichkeit erkennen lassen. 

Mit dem Urteil des Gerichtes zugunsten des Nachbarn 

muss die Bauaufsichtsbehörde dieses Urteil vollziehen. In 

anders gelagerten Fällen ist allerdings kein Automatismus 

gegeben, dass die Bauaufsichtsbehörde immer unter dem 

Gesichtspunkt der Folgenbeseitigungslast zugunsten des 

Nachbarn einzuschreiten hat. 

Durch eine erfolgreiche Nachbarklage und einer damit 

verbundenen Rücknahme der Baugenehmigung – ein-

schließlich der zu tätigenden Rückbaumaßnahmen – wird 

der Bauherr geschädigt. Falls ein falsches Handeln bei der 

Bauaufsichtsbehörde nachzuweisen ist, kann der betrof-

fene Bauherr Schadensersatzansprüche gegenüber der 

Behörde geltend machen. Für einen Schadenersatzan-

spruch wird vorausgesetzt, dass die Rechtswidrigkeit der 

Baugenehmigung auf der Verletzung einer nachbarschüt-

zenden Vorschrift beruht.  
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Abkürzungsverzeichnis

 Abb. Abbildung

 Abs. Absatz

 Art. Artikel

 a.F. alte Fassung

 AG Amtsgericht

 Anm. Anmerkung

 Aufl . Aufl age

 BauGB Baugesetzbuch in der Fassun vom 23.09.2004, 

  zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.07.2009

 BauNVO Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23.01.1990

 BauO NRW Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung vom 01.03.2000, 

  zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2009

 BauPrüfVO Verordnung über bautechnische Prüfungen

 BauROG Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 vom 18.08. 1997

 Bd. Band

 Bek Bekanntmachung

 Beschl. Beschluss

 BGB Bürgerliches Gesetzbuch

 BGH Bundesgerichtshof

 BImSCHG Bundes- Immissionsschutzgesetz in der Fassung vom 24.09.2002, 

  zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.07.2010

 BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 29.07.2009

 BPR Bauproduktenrichtlinie 

 BVerwG Bundesverwaltungsgericht

 bzw. beziehungsweise

 d.h. das heißt

 DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ Teil 1 – Ausgabe Juli 2002

 EG Europäische Gemeinschaften

 EnEG Energieeinspargesetz

 Erl. Erlass

 EU Europäische Union

 evtl. eventuell

 f. folgende

 ff. fortfolgende

 FNP Flächennutzungsplan

 GEP Gebietsentwicklungsplan

 GFZ Geschossfl ächenzahl

 GG Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland

 Ggf. gegebenenfalls

 GR Größe der Grundfl äche

 GRZ Grundfl ächenzahl

 H Höhe der baulichen Anlagen

 i.d.F. In der Fassung

 i.S.v. Im Sinne von

 i.V.m. In Verbindung mit

 LB Landesbauordnung

 LEP Landesentwicklungsplan

 MBO Musterbauordnung für die Länder der Bundesrepublik
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 n.F. neue Fassung

 Nr. Nummer

 NRW Nordrhein-Westfalen

 ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr

 OVG Oberverwaltungsgericht

 PlanzV Planzeichenverordnung

 Rdnr. Randnummer

 ROG Raumordnungsgesetz

 S. Seite

 s. siehe

 s.o. siehe oben

 TA Lärm Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26.08.1998

 TA Luft Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft vom 24.07.2002

 TöB Träger öffentlicher Belange

 u.a. unter anderem

 UP Umweltprüfung nach BauGB

 Urt.v. Urteil vom

 usw. und so weiter

 UVP Umweltvertträglichkeitsprüfung

 UVPG Gesetz über die Umweltveträglichkeitsprüfung in der Fassung vom 24.02.2010, 

  zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.08.2010

 v. vom

 VEP Vorhaben- und Erschließungsplan

 VG Verwaltungsgericht

 VGH Verwaltungsgerichtshof

 vgl. Vergleiche

 VO Verordnung

 VwGO Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung vom 19.03.1991, 

  zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.08.2009

 VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung vom 23.01.2003, 

  zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.08.2009

 WärmeschutzV Wärmeschutzverordnung

 Z Zahl der Vollgeschosse

 z.B. zum Beispiel

 z.T. zum Teil

 z.Zt. zur Zeit
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